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55. Sitzung 

Bonn, den 14. September 19i6 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.02 Uhr 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, die Sitzung ist eröffnet. Ich heiße Sie 
nach diesen verkürzten Ferien willkommen. 

Einige Gespräche und auch Zuschriften von Kolle-
gen lassen es mir ratsam erscheinen, hier auch vor 
der Öffentlichkeit folgendes zu sagen. Bundestags-
abgeordnete sitzen nicht hier wie Beamte, die vier 
Wochen oder drei Wochen, oder was weiß ich wie 
lange, Ferien haben und die sozusagen ein verbrief-
tes Recht darauf haben. Der Bundestagsabgeordnete 
hat aber auch das Recht, sich um seine Existenz als 
Berufstätiger zu kümmern. Es gibt eine Reihe von 
Kollegen, die in ernste Schwierigkeiten gekommen 
sind, weil sie von ihren beruflichen Planungen nun 
Abstand nehmen müssen. Aber, meine Damen und 
Herren, so bedauerlich das ist, — auf der anderen 
Seite gehen natürlich die Rechte und die Notwendig-
keiten, die jedenfalls dem Bundestagspräsidenten 
hinsichtlich der Einberufung des Bundestages durch 
die Verfassung auferlegt worden sind, allem anderen 
vor. Ich bedauere deshalb sagen zu müssen, daß 
kein Mitglied dieses Hauses gewissermaßen einen 
Anspruch darauf hat, daß Verabredungen — die ich 
für richtig halte und an denen festzuhalten ich auch 
weiter empfehlen würde — nicht unter höherem 
Zwang und mit zwingenden Argumenten geändert 
werden. Infolgedessen besteht eben kein Anspruch 
darauf, daß man die drei Monate verbürgt. Ich 
mache darauf aufmerksam, und ich appelliere an Ihre 
Einsicht und an Ihr Verständnis dafür. 

Meine Damen und Herren, wir fangen jetzt an, 
indem wir eine Ehrenpflicht erfüllen. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Wir gedenken unseres in den Ferien verstorbe-
nen Kollegen Josef Braun. Er ging nach der letzten 
Sitzung aus dem Bundestag weg als ein, ich nehme 
an, gesunder Mann. Er ging mit seiner Familie in 
den Urlaub nach Südfrankreich und starb dort plötz-
lich, am 17. Juli. 

Josef Braun wurde am 5. April 1907 in Berlin ge-
boren. Nach einer Ausbildung im Bankfach war er 
bis 1939 im Bank- und Versicherungsgewerbe tätig. 

Von 1940 bis 1946 war unser Kollege Braun Soldat 
und teilte das Schicksal vieler, war in Kriegsgefan-
genschaft. 

Mit 17 Jahren engagierte er sich erstmals, indem 
er sich der Gewerkschaftsbewegung anschloß. 
Gleichzeitig trat er der SAJ — für die, die nicht da-
bei waren, sage ich: der Sozialistischen Arbeiter-
jugend — bei. Später war er im Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold. Nach Rückkehr aus der Kriegs-
gefangenschaft stellte er sich in den Dienst des poli-
tischen Wiederaufbaues, das heißt, er führte fort 
und blieb dem treu, wozu er sich in früher Jugend 
entschlossen hatte. Im Jahre 1946 trat er demzufolge 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands bei. 
Von 1946 bis 1952 war er hauptberuflich in der Ber-
liner Gewerkschaftsorganisation tätig. Von 1952 bis 
1961 war unser Kollege Braun Geschäftsführer des 
Landesverbandes Berlin der Sozialdemokratischen 
Partei und war als solcher auch Kreisvorsitzender 
und stellvertretender Landesvorsitzender. 

Dem Deutschen Bundestag gehörte er seit 1961 
als Berliner Abgeordneter für die Sozialdemokra-
tische Partei Deutschlands an. In seiner parlamenta-
rischen Arbeit widmete er sich besonders sozialpoli-
tischen Fragen. Er war Mitglied des Ausschusses 
für Arbeit. 

Ich habe den Angehörigen unseres verstorbenen 
Kollegen Josef Braun die herzliche Anteilnahme des 
Hauses ausgesprochen, und ich spreche heute Ihnen, 
meine Damen und Herren von der sozialdemokra-
tischen Fraktion dieses Hauses, die tiefempfundene 
Anteilnahme des ganzen Hauses aus. 

Meine Damen und Herren, Sie haben sich zu 
Ehren des Verstorbenen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Die Abgeordnete Frau Lösche hat am 29. Juli 1966 
als Nachfolgerin für den verstorbenen Abgeordne-
ten Braun die Mitgliedschaft im Deutschen Bundes-
tag erworben. Ich begrüße Frau Lösche in unserer 
Mitte und wünsche Ihnen, Frau Kollegin, eine gute 
Zusammenarbeit. 

Nun Glückwünsche zu Geburtstagen! Am 7. Juli 
1966 ist der Herr Kollege Borm, Berlin, 71 Jahre alt 
geworden, 

(Beifall) 

am 8. Juli 1966 der Herr Abgeordnete Dr. Müthling 
65 Jahre, 

(Beifall) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
gleichfalls am 8. Juli die Kollegin Frau Pitz-Savels-
berg, — bei Damen sage ich das Alter nie, trotzdem 
Glückwunsch! 

(Beifall.) 

Am 11. Juli 1966 ist Herr Kollege Wehner 60 Jahre 
alt geworden, 

(Beifall) 

am 15. Juli der Herr Abgeordnete Enk 72 Jahre. 

(Beifall.) 

Jetzt kommen lauter Geburtstage des Jahrgan-
ges 06: am 16. Juli der Herr Abgeordnete Hörne-
mann (Gescher), 

(Beifall) 

am 19. Juli der Herr Abgeordnete Corterier, 

(Beifall) 

am 22. Juli der Herr Abgeordnete Burgemeister, 

(Beifall) 

am 6. August der Herr Abgeordnete Krug, am 
8. August der Herr Abgeordnete Brünen und am 
22. August der Herr Abgeordnete Dr. Koch. Und nun: 
am 23. August feierte der Herr Abgeordnete Dr. Be-
chert seinen 65. Geburtstag. 

(Beifall.) 

Am 30. August hatte der Herr Abgeordnete Walter 
Geburtstag; dazu steht in meiner Vorlage nicht, wie 
als er ist, — offenbar ohne Alter. 

(Abg. Genscher: 70 Jahre!) 

— Das ist offenbar nicht durchgedrungen bis zu mei-
ner Verwaltung, die sonst ganz pünktlich ist. Also 
wir gratulieren dem Herrn Abgeordneten Walter zu 
seinem 70. Geburtag am 30. August. 

(Beifall.) 

Ich teile weiter dem Hause mit, daß der Herr Bun-
desminister der Finanzen am 31. Juli 1966 gemäß 
§ 33 Abs. 1 — — 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Ich bitte ums 
Wort zur Tagesordnung!) 

— Herr Kollege Schmid, jetzt gleich? 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Ja!) 

— Ich kann diese hoch feierliche Sache auch unter-
brechen. Bitte sehr, Herr Abgeordneter Professor 
Schmid! 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist eine feste, strenge, 
unverzichtbare Regel, daß Handlungen wie Unter-
lassungen des amtierenden Präsidenten in diesem 
Hause nicht auf Rüge aus dem Hause stoßen dürfen. 
Doch wie jede Regel leidet — und manchmal fordert 
— auch diese eine Ausnahme. Dieser Fall scheint 
mir heute gegeben zu sein. 

Der Herr Präsident hat bei der Verlesung der Ge-
burtstagsglückwünsche eine Unterschlagung began-
gen. 

(Heiterkeit.) 

Er hat dem Hause verschwiegen, daß im August die-
ses Jahres der Abgeordnete Eugen Gerstenmaier 
sein 60. Lebensjahr vollendet hat. 

(Beifall.) 

Damit hat er dem Hause die Gelegenheit geraubt, 
durch eine Ovation zum Ausdruck zu bringen, wie 
sehr es sich mit seinem Präsidenten verbunden fühlt 
und wie sehr ein jeder in diesem Hause dem Herrn 
Präsidenten — dem Kollegen Eugen Gerstenmaier — 
zu dem Eintritt in das siebte Lebensjahrzehnt Glück 
und Segen wünscht zum Nutzen für ihn und für die-
ses Haus. 

(Beifall.) 

Dieses Versäumnis, dessen sich der Präsident 
schuldig gemacht hat, mußte korrigiert werden. Als 
der älteste seiner Vertreter habe ich mir erlaubt, 
diese Korrektur vorzunehmen. 

Ich bitte um Nachsicht, Herr Präsident. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Präsident 
im Stuhl erteilt Dispens. Aber der Abgeordnete 
Eugen Gerstenmaier erbittet die Erlaubnis des Hau-
ses, doch wenigstens in geziemenden Worten auf-
richtig und herzlich für dieses freundliche Wort zu 
danken und Ihnen, meine Damen und Herren, Dank 
zu sagen für die vielen Zeichen freundlicher Gesin-
nung und Zuneigung, die mir aus diesem Anlaß 
zuteil geworden sind. Erlauben Sie mir, zu sagen, 
daß es mir eine Freude ist, Ihr Kollege zu sein, und 
daß es mir eine Ehre ist, der erste Diener dieses 
Hauses zu sein. Ich danke Ihnen. 

(Beifall.) 

Nun zurück zu den amtlichen Mitteilungen: 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat am 
31. Juli 1966 gemäß § 33 Abs. 1 der Reichshaus-
haltsordnung die Zusammenstellung der über- und 
außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im vierten 
Vierteljahr des Rechnungsjahres 1965 und am 
18. August 1966 die Zusammenstellung der über- 
und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im er-
sten Vierteljahr des Rechnungsjahres 1966 über-
sandt, die den Betrag von 10 000 DM übersteigen — 
Drucksachen V/862, V/881 —. Nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung werden diese Vorlagen dem 
Haushaltsausschuß überwiesen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Kein Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Dem Haus liegt eine Liste auf Überweisung von 
Vorlagen der Bundesregierung, die keiner Beschluß-
fassung bedürfen, an die zuständigen Ausschüsse 
gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung vor: 

1. Vorlage des Sprechers der Deutschen Delegation in der Be-
ratenden Versammlung der Westeuropäischen Union 
Betr.: Bericht über die Tagung der Versammlung der  West-

europäischen Union vom 13. bis 17. Juni 1966 in Paris 
— Drucksache V/739 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend), Verteidi-
gungsausschuß 

2. Vorlage des Bundesministers für Wohnungswesen und Städte-
bau 
Betr.: Erster Bericht der Bundesregierung über die in den 

einzelnen Ländern gemachten Erfahrungen mit dem 
Wohngeldgesetz 



Deutscher Bundestag - 5. Wahlperiode - 55. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. September 1966 	2643 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Bezug: Beschluß des Bundestages vom 12. Februar 1965 
- Drucksache V/796 - 
zuständig: Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen 

3. Vorlage des  Präsidenten des Europäischen Parlaments 
Betr.: Entschließung betreffend die Anwendung von Artikel 

119 des EWG-Vertrags 
- Drucksache V/817 - 
zuständig: Ausschuß für Arbeit 

4. Vorlage des Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages 
Betr.: Jahresbericht 1965 
- Drucksache V/820 - 
zuständig: Verteidigungsausschuß 

5. Vorlage ides  Präsidenten der Versammlung der Westeuro-
päischen Union 
Betr.: Empfehlung 136 über die der Versammlung bei jeder 

Revision des Nordatlantikvertrages zukommende Rolle 
- Drucksache V/827 - 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend), Verteidi-
gungsausschuß 

6. Vorlage des Bundesministers für Gesundheitswesen 
Betr.: Kredit- und Bürgschaftsprogramm für technische An-

lagen zur Reinhaltung der Luft und für lufthygienische 
Heizformen 

Bezug: Beschluß des Bundestages vom 30. Juni 1965 
- Drucksache V/828 - 
zuständig: Ausschuß für Gesundheitswesen 

7. Vorlage des Bundesministers für das Post- und Fernmelde-
wesen 
Betr.: Eintragung der niedergelassenen Ärzte in den amt-

lichen Fernsprechbüchern 
Bezug: Beschluß des Bundestages vom 12. März 1965 
- Drucksache V/845 - 
zuständig: Postausschuß 

Erhebt sich gegen die beabsichtigten Überweisun-
gen Widerspruch? - Das ist nicht der Fall. Es ist 
so beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 1. Juli den nach-
stehenden Gesetzen zugestimmt: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Überführung der 
Anteilsrechte an der Volkswagenwerk Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung in private Hand 
Gesetz über befristete Freistellung von der deutschen Ge-
richtsbarkeit. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 15. Juli 1966 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Patentanwaltsordnung 
Drittes Gesetz zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
Gesetz über eine Statistik der Kraftfahrzeugfahrleistungen 
1966/67 
Gesetz zur Änderung der Frist des § 190 a des Bundesent-
schädigungsgesetzes 
Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermögens für das Rechnungsjahr 1966 (ERP-Wirt-
schaftsplangesetz 1966) 
Gesetz zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes in der Elektri-
zitätswirtschaft 
Gesetz zu dem Übereinkommen vom 4. Dezember 1965 zur 
Errichtung der Asiatischen Entwicklungsbank 
Gesetz zu dem Vertrag vom 4. Februar 1964 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Korea über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalan-
lagen 
Gesetz zur Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes und des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung 
Gesetz zu der Sechsten Zusatzvereinbarung vom 24. Mai 1965 
zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich der Niederlande über Sozialversicherung 
über die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften über 
die Altershilfe für Landwirte 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über eine Schlachtge-
wichtsstatistik 
Gesetz über die Unterbringung von Rüböl aus inländischem 
Raps und Rübsen 
Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
Viertes Gesetz zur Ä nderung des Soldatenversorgungsge-
setzes 
Gesetz zu dem Vertrag vom 8. April 1965 zwischen der 
Bundesrepublik  Deutschland  und Sierra Leone über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalan-
lagen 

Gesetz zu dem Vertrag vom 7. Februar 1963 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Sudan über 
die Förderung von Kapitalanlagen 
Gesetz zu dem Vertrag vom 28. Juni 1965 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ecuador über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapital-
anlagen 
Gesetz zu dem Vertrag vom 4. Dezember 1964 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Kenia über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
Gesetz zu dem Vertrag vom 30. Januar 1965 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Vereinigten Republik 
Tansania über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 
Gesetz zu dem Vertrag vom 8. November 1963 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Ceylon über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
Gesetz zu dem Vertrag vom 9. Juni 1965 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Dänemark 
über einzelne Fragen der Schiffahrt und der Wasserstraßen 
Siebentes Gesetz zur Ä nderung des Zollgesetzes. 

Der Bundesminister der Finanzen hat am 5. Juli 1966 die 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. Fristgerechte Ein-
bringung des Haushalts 1967 - Drucksache V/729 - beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache V/808 verteilt. 

Der Bundesminister für Familie und Jugend hat am 1. Juli 1966 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Funcke, Mischnick, 
Opitz und Genossen betr. Gutachten über Hausfrauenarbeit - 
Drucksache V/689 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache V/815 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat am 7. Juli 1966 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Kempfler, Schlager, Wagner, Dr. 
Althammer, Dr. Even, Leicht und Genossen betr. Beschaffungen 
für das Zivilschutzkorps - Drucksache V/694 - beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache V/818 verteilt. 

Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen hat am 8 . Juli 
1966 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Klepsch, Frau 
Klee, Dr. Marx (Kaiserslautern), Schlager und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Reiseverkehr in Deutschland  - 
Drucksache V/740 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache V/821 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen hat 
am 14. Juli 1966 die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. 
Sofortmaßnahmen zur Verbesserung der Gemeindefinanzen - 
Drucksache V/774 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache V/830 verteilt. 

Der Bundesminister für wissenschaftliche Forschung hat am 
16. Juli 1966 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. von Mer-
katz, Frau Dr. Maxsein, Berkhan und Genossen betr. Empfeh-
lung 132 der Versammlung der Westeuropäischen Union  - 
Drucksache V/802 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache V/831 verteilt. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat am 20. Juli 1966 die 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. Flugsicherheit in der 
Bundeswehr - Drucksache V/730 - beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache V/836 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft hat 
am 18. Juli 1966 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schlager, 
Schlee, Röhner, Schmidhuber, Dr. Schulze-Vorberg, Walter und 
Genossen betr. Regelung des öffentlichen Auftragswesens in der 
EWG hier:  Sicherstellung der Bevorzugung von Bewerbern 
u. a. aus dem Zonenrandgebiet - Drucksache V/724 - beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/837 verteilt. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat am 20. Juli 1966 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Blachstein, Blumenfeld, Dr. 
Kliesing (Honnef), Dr. Schulz (Berlin) und Genossen betr. Emp-
fehlung 133 der Versammlung der Westeuropäischen Union  - 
Drucksache V/801 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache V/842 verteilt. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat am 20. Juli 1966 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Loge-
mann, Ertl, Dr. Effertz, Reichmann, Wächter, Walter und Ge-
nossen betr. Maßnahmen zur Senkung der Kosten in der Land-
wirtschaft - Drucksache V/814 - beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache V/843 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft hat am 
20. Juli 1966 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Unertl, Schla-
ger, Schmidhuber, Weigl und Genossen betr. Lage der bayeri-
schen Granitindustrie - Drucksache V/789 - beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache V/844 verteilt. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat am 20. Juli 1966 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kliesing (Honnef), Berk-
han, Lenze (Attendorn), Blachstein und Genossen betr. Empfeh-
lung 137 der Versammlung der Westeuropäischen Union  - 
Drucksache V/803 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache V/846 verteilt. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau hat am 
25. Juli 1966 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier, Dr. 
Hesberg, Josten, Dr. Czaja, Röhner, Wurbs und Genossen betr. 
Öffentlich geförderte Eigentumsmaßnahmen im Wohnungsbau - 
Drucksache V/783 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache V/850 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten hat am 28. Juli 1966 die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Ertl, Logemann, Dr. Effertz, Wächter, Reich-
mann, Walter und Genossen betr. Kostenentwicklung in der 
Landwirtschaft - Drucksache V/813 - beantwortet. Sein Schrei-
ben ist als Drucksache V/854 verteilt. 
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Der Bundesminister der Verteidigung hat am 11. Juli 1966 die 

Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marx (Kaiserslautern), 
Petersen, Damm, Dr. Klepsch, Dr. Schulze-Vorberg, Rommers-
kirchen und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Sowjetische Truppenstreitkräfte in der sowjetisch besetzten Zone 
Deutschlands - Drucksache V/782 - beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache V/855 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat am 1. August 1966 die 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. Notstandsgesetze - 
Drucksache V/851 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache V/856 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft hat am 
30. Juli 1966 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wieninger, 
Wagner, Schlager, Schmidhuber, Lemmrich, Röhner, Ott, Ge-
wandt, Burgemeister, Dr. Klepsch und Fraktion der CDU/CSU, 
der Abgeordneten Mertes, Dr. Staratzke und Fraktion der FDP 
betr. Förderung mittelständischer Gewerbetreibender hier: Er-
weiterung der Möglichkeiten für mittelständische Gewerbetrei-
bende, sich an den Beschaffungen der Bundesressorts und ihrer 
nachgeordneten Dienststellen zu beteiligen - Drucksache V/695 - 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/857 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft hat 
am 10. August 1966 die  Kleine Anfrage der Abgeordneten Kurl-
baum, Lange, Schmidt (Braunschweig) und der Fraktion der SPD 
betr. Verhältnisse im Tankstellengewerbe - Drucksache V/822 - 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/866 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen hat am 
8. August 1966 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Seume 

und der Fraktion der SPD betr. Streichung von Subventionen - 
Drucksache V/841 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache V/867 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium des Innern hat  am 
10. August 1966 die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. 
Datenverarbeitungsanlagen im öffentlichen Dienst - Drucksache 
V/804 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/871 
verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten hat am 11. August 1966 die Kleine An-
frage der Abgeordneten Wächter, Logemann, Walter, Ertl, Dr. 
Effertz, Reichmann, Sander, Struve, Bauknecht, Bauer (Wasser-
burg) und Genossen betr. Durchführung der Verordnung Nr. 19 
EWG (Getreide) - Drucksache V/771 - beantwortet. Sein Schrei-
ben ist als Drucksache V/872 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat am 10. August 1966 die 
Kleine Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP betr. 
Wettbewerbsverfälschungen der gemeinsamen Verkehrspolitik zu 
Lasten der deutschen Seehäfen - Drucksache V/705 - beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/873 verteilt. 

Der Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen hat am 
11. August 1966 die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. 
Einheitlicher Aufbau der Haushaltspläne - Drucksache V/852 - 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/880 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat am 24. August 1966 die 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. Steuerfreiheit des 
Mehrarbeitslohns - Drucksache V/773 - beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache V/888 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat am 26. August 1966 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Ba-
ding, Mertes und Genossen betr. Zweckmäßige Stoßstangen zur 
Erhöhung der Sicherheit im Straßenverkehr - Drucksache 
V/868 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/889 
verteilt. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau hat am 
2. September 1966 die Kleine Anfrage ,des Abgeordneten Jacobi 
(Köln) und der Fraktion der SPD betr. Novelle zum Zweiten 
Wohnungsbaugesetz - Drucksache V/876 - beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache V/892 verteilt. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau hat am 
2. September 1966 die Kleine Anfrage des Abgeordneten Jacobi 
(Köln) und der Fraktion der SPD betr. Finanzierungsmittel für 
den Wohnungsbau bei Ländern und Gemeinden - Drucksache 
V/877 beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/893 
verteilt. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau hat am 
2. September 1966 die Kleine Anfrage des Abgeordneten Jacobi 
(Köln) und der Fraktion der SPD betr. drohendes weiteres Ab-
sinken des Wohnungsbaues - Drucksache V/878 - beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache V/894 verteilt. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau hat am 
2. September 1966 die Kleine Anfrage des Abgeordneten Jacobi 
(Köln) und der Fraktion der SPD betr. Kürzungen beim Wohn-
geld und bei den allgemeinen Haushaltsmitteln für den Woh-
nungsbau - Drucksache V/879 - beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache V/895 verteilt. 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau hat 
am 5. September 1966 die Kleine Anfrage des Abgeordneten 
Jacobi (Köln) und der Fraktion der SPD betr. Gebäude- und 
Wohnungszählung 1967 - Drucksache V/883 - beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache V/905 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat am 8. September 1966 die 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. Abschaffung der 
Coupon-Steuer - Drucksache V/864 - beantwortet. Sein Schrei-
ben wird als Drucksache V/910 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat am 25. Juli 1966 unter 
Bezug auf den Beschluß des Bundestages vom 1. Juli 1965 über 
die Durchführung des Vierten Änderungsgesetzes zum G 131 
vom 9. September 1965 hier: Neue Vorschriften über einen 

innerdeutschen Zuzugsstichtag berichtet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache V/853 verteilt. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat am 
25. August 1966 gemäß § 19 Abs. 6 des Postverwaltungsgesetzes 
den Geschäftsbericht der Deutschen Bundespost über das Rech-
nungsjahr 1965 zur Kenntnisnahme übersandt. Der Bericht ist als 
Drucksache V/900 verteilt. 

Der Bundeskanzler hat am 18. August 1966 gemäß § 30 Ab-
satz 4 des Bundesbahngesetzes den Wirtschaftsplan der Deut-
schen Bundesbahn mit Erläuterungen und Anlagen sowie den 
Stellenplan für das Geschäftsjahr 1966 mit der Bitte um Kennt-
nis übersandt. Wirtschafts- und Stellenplan liegen im Archiv zur 
Einsichtnahme aus. 

Der Bundeskanzler hat am 30. August 1966 gemäß § 32 Abs. 6 
des Bundesbahngesetzes den Jahresabschluß der Deutschen Bun-
desbahn für das Geschäftsjahr 1964 mit der Bitte um Kenntnis 
übersandt. Der Jahresabschluß liegt im Archiv zur Einsichtnahme 
aus. 

Die für die  Zeit vom 28. Juni bis 29. Juli 1966 eingereichten 
Mündlichen Anfragen sowie die dazu erteilten schriftlichen Ant-
worten sind als Drucksache V/897 verteilt worden. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat am 9. Septem-
ber  1966 gemäß § 96 a der Geschäftsordnung dem Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen die nachstehenden Zollvor-
lagen überwiesen: 

Einundfünfzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Zollkontingente für gewerbliche Waren 
2. Halbjahr 1966) 
- Drucksache V/901 - 
Sechsundfünfzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Zollkontingente für Seidengarne und Schappe-
seidengarne - 3. Quartal 1966) 
- Drucksache V/902 - 
Siebenundfünfzigste Verordnung zur Ä nderung des Deut-
schen Zolltarifs 1966 (Waren der EGKS - 2. Halbjahr 1966) 
- Drucksache V/903 - 
Einundsechzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 /(Zollaussetzung für HET-Säure) 
- Drucksache V/904 -. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Erste Richtlinie des Rats zur Koordinierung der die Auf-
nahme und Ausübung der Direktversicherung (außer Lebens-
versicherung) betreffenden Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten (Artikel 57 Absatz 2 EWGV) 
- Drucksache V/805 - 

an  den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
23. November 1966 

Richtlinie des Rats zur Ä nderung der Richtlinie des Rats vom 
26. Juni 1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern 
und Schweinen 
Richtlinie des Rats zur Änderung der Richtlinie des Rats 
vom 26. Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch 
- Drucksache V/806 - 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten -
federführend - und an den Ausschuß für Gesundheitswesen -
mitberatend - mit der Bitte um Vorlage des Berichts recht-
zeitig vor dem Plenum am 7. Oktober 1966 

Richtlinie des Rats für die Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Stoffe, die Arzneimitteln 
zum Zwecke der Färbung hinzugefügt werden dürfen 
- Drucksache V/807 - 

an  den  Ausschuß für Gesundheitswesen mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 23. November 1966 

Verordnung des Rats zur Aufstellung einer ergänzenden 
Liste der Grunderzeugnisse, die als Berechnungsgrundlage 
für die Finanzierung der Erstattungen bei Ausfuhren nach 
dritten Ländern dienen 
- Drucksache V/847 - 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen - feder-
führend - und an den  Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten - mitberatend - mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 20. Oktober 1966 

Verordnung des Rats zur Verlängerung der Gültigkeitsdauer 
der Verordnung Nr. 3/63/EWG vom 24. Januar 1963 betref-
fend die Handelsbeziehungen zu den Staatshandelsländern 
in bezug auf bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse 
- Drucksache V/848 - 

an den  Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen - feder-
führend - und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten - mitberatend - mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 20. Oktober 1966 

Verordnung des Rats über Beihilfen an Unternehmen des 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs 
- Drucksache V/849 - 

an den Verkehrsausschuß - federführend - und an den Aus-
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen - mitberatend - 
mit der  Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Ple-
num am 1. April 1967 

Richtlinie des Rats zur Vereinheitlichung der Vorschriften 
über die abgabenfreie Einfuhr des in den Treibstoffbehältern 
der Nutzkraftfahrzeuge enthaltenen Treibstoffs 
- Drucksache V/859 - 
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an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
20. Oktober 1966 

Verordnung des Rats über bestimmte Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr 
— Drucksache V/860 — 

an den Verkehrsausschuß — federführend — und an den Aus

-

schuß für Arbeit — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 14. Dezember 1966 

Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung Nr. 121/ 
64/EWG des Rats betreffend die Regelung für Einfuhren von 
Reis mit Ursprung in Madagaskar und in Surinam 
— Drucksache V/861 — 

an  den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 
federführend — und an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 20. Oktober 1966 

Verordnung des Rats zur Verlängerung der Geltungsdauer 
der Verordnung Nr. 130/65/EWG über die Erstattung bei der 
Erzeugung für die Grob- und Feingrießsorten aus Mais, die 
in der Brauerei-Industrie Verwendung finden 
Verordnung des Rats über besondere Maßnahmen betreffend 
die Erstattung bei der Ausfuhr von Malz nach den Mitglied-
staaten 
Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung Nr. 142/ 
64/EWG über die Erstattung bei der Erzeugung für Getreide- 
und Kartoffelstärke 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts innerhalb eines Monats, wenn 
im Ausschuß Bedenken gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats Nr. 67/66/EWG vom 14. Juni 1966 be-
treffend gewisse Maßnahmen, die für das Wirtschaftsjahr 
1966/1967 auf dem Gebiet der Getreidepreise anzuwenden 
sind 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten —
federführend — und an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung Nr. 76/66/EWG des Rats vom 28. Juni 1966 zur 
Änderung des italienischen Wortlauts des Artikels 8 der 

Verordnung Nr. 141/64/EWG des Rats über die Regelung 
für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse 
Verordnung Nr. 77/66/EWG des Rates vom 28. Juni 1966 über 
die Festsetzung der innergemeinschaftlichen Abschöpfungs-
beträge für geschlachtete Hühner und Truthühner in dem 
Fall des Artikels 3 Absatz (2) der Verordnung Nr. 22 des 
Rates 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten - 
federführend — und an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats über die Eingruppierung bestimmter 
Käsesorten im Anhang II der Verordnung Nr. 111/64/EWG 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts innerhalb eines Monats, wenn 
im Ausschuß Bedenken gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats über besondere Maßnahmen für Malz 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts innerhalb eines Monats, wenn 
im Ausschuß Bedenken gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats zur Verlängerung der Geltungsdauer 
der Verordnung Nr. 88/65/EWG betreffend die Erstattungen 
bei der Ausfuhr von Schweinefleisch, Eiern und Geflügel-
fleisch in dritte Länder 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen — feder-
führend — und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats betreffend die vorübergehende Ab-
weichung von einigen Bestimmungen der Verordnung Nr. 111/ 
64/EWG im Hinblick auf die Errechnung der Abschöpfung 
auf bestimmte Arten Milchpulver für Schmelzkäse 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen — feder-
führend — und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats über die zeitlich begrenzte Aussetzung 
der auf die Einfuhren von unter Zollaufsicht zur Verarbei-
tung bestimmten gefrorenem Rindfleisch anzuwendenden Ab-
schöpfungen 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen — feder-
führend — und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats zur Verlängerung, für das Wirtschafts-
jahr 1966/1967, der Verordnung Nr. 127/65/EWG zur Einfüh-
rung eines Abschlags auf den Abschöpfungsbetrag, der bei 
Einfuhren von geschältem Reis aus dritten Ländern erhoben 
wird 

an den Ausschuß für Wirtschaft  und  Mittelstandsfragen — feder

-

führend — und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung des Rats über die Maßnahmen bei den Preisen 
für gewisse Milcherzeugnisse In Deutschland während des 
Milchwirtschaftsjahres 1966/1967 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und  Forsten - 
federführend — und an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung .der Räte der EWG/EAG zur Festlegung des 
Verzeichnisses der Orte, an denen eine Mietzulage gewährt 
werden kann, sowie des Höchstbetrages dieser Zulage und 
der Bedingungen für ihre Gewährung 
Verordnung der Räte der EWG/EAG zur Festlegung des 
Verzeichnisses der Orte, an denen eine Fahrtkostenzulage 
gewährt werden kann, sowie des Höchstbetrages dieser Zu-
lage und der Bedingungen für ihre Gewährung 

an den Innenausschuß — federführend — und an den Haushalts-
ausschuß — mitberatend mit der Bitte um Vorlage des Be-
richts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung Nr. 110/66/EWG des Rats vom 28. Juli 1966 zur 
Ermächtigung der Italienischen Republik, ihre Zollsätze und 
Abschöpfungen auf Einfuhren von Rindern, lebend, Hausrin-
dern, anderen, mit einem Stückgewicht von höchstens 300 kg, 
der Tarifnummer ex 0102 A II, auszusetzen 
Verordnung Nr. 111/66/EWG des Rats vom 28. Juli 1966 zur 
Ermächtigung der Französischen Republik, des Königreichs 
Belgien und der Bundesrepublik Deutschland, besondere 
Interventionsmaßnahmen bei Rindfleisch zu ergreifen 
Verordnung Nr. 112/66/EWG des Rats vom 28. Juli 1966, 
durch die die Bundesrepublik Deutschland ermächtigt wird, 
im Jahre 1966 Interventionsmaßnahmen zu ergreifen, um die 
Einfuhr von Rindern aus Dänemark zu ermöglichen 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen — feder-
führend — und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden 

Richtlinie des Rats vorm 28. Juli 1966 zur Änderung des 
Artikels 22 der Richtlinie des Rats vom 26. Januar 1965 zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
Arzneispezialitäten 

an den Ausschuß für Gesundheitswesen mit der Bitte um Vor-
lage des Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß 
Bedenken gegen die Verordnung erhoben werden 

Verordnung Nr. 82/66/EWG des Rats vom 28. Juni 1966 über 
die Festsetzung der innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbe-
träge für Schweine, Schweinefleisch und Schweinefleisch ent-
haltende Erzeugnisse 
Verordnung Nr. 83/66/EWG des Rats vom 28. Juni 1966 über 
die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten 
Ländern für Schweine, Schweinefleisch und Schweinefleisch 
enthaltende Erzeugnisse für Einfuhren im dritten Viertel-
jahr 1966 
Verordnung Nr. 84/66/EWG des Rats vom 28. Juni 1966 zur 

Änderung der Nomenklatur einiger in den Anlagen II A 
und B der Verordnung Nr. 85/63/EWG des Rats aufgeführten 
Schweinefleischerzeugnisse 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen — feder-
führend — und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — mitberatend — mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen die Verordnung erhoben werden. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden Vor-
lagen überwiesen: 

Vierundvierzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Revidierte zweite Angleichung für Waren der 
gewerblichen Wirtschaft — Zollaussetzungen II. Teil) 
— Drucksache V/797 —

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
12. Oktober 1966 

Zweiundvierzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Vorbemerkungen — Binnen-Zollsätze) 
— Drucksache V/798 — 

an  den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
12. Oktober 1966 

Dreiundvierzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Revidierte zweite Angleichung für Waren 
der gewerblichen Wirtschaft — Zollaussetzungen I. Teil) 
- Drucksache V/799 - 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
12. Oktober 1966 

Fünfundvierzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Revidierte zweite Angleichung für Waren 
der gewerblichen Wirtschaft) 
— Drucksache V/800 — 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
12. Oktober 1966 

Einundvierzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Zollkontingent für Rinder zur Vaccineher-
stellung) 
— Drucksache V/809 — 

an  den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit des 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
26. Oktober 1966 

Achtundvierzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Angleichungszölle — Verlängerung) 
— Drucksache V/819 — 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
26. Oktober 1966 

Sechsundvierzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Zollaussetzung für Roh-Diosgenin) 
— Drucksache V/824 — 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
12. Oktober 1966 

Siebenundvierzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Erhöhung des Zollkontingents für Bananen) 
— Drucksache V/829 — 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
26. Oktober 1966 

Sechsundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhr-
liste — Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz - 
- Drucksache V/840 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
26. Oktober 1966 

Vierundfünfzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Revidierte zweite Angleichung für Waren der 
gewerblichen Wirtschaft — Zollaussetzungen II. Teil) 
— Drucksache V/863 — 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
23. November 1966 

Neunte Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsver-
ordnung 
— Drucksache V/906 — 

an  den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
7. Dezember 1966. 

Damit, meine Damen und Herren, kommen wir 
zur Tagesordnung. Punkt 1: 

Fragestunde — Drucksachen V/908 —

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat wird be-
gonnen mit dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters ,der.  Finanzen. Dann folgt der Geschäftsbereich 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, dann Post- 
und Fernmeldewesen. Auch der Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr soll heute aufgerufen 
werden, dann noch der des Bundesministers der 
Verteidigung und der des Bundesministers für wis-
senschaftliche Forschung. Die anderen kommen mor-
gen. 

Ich rufe Frage 1 aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen auf — Frage des 
Herrn Abgeordneten Reichmann —: 

Wie hoch sind die Mehrkosten infolge der durchgeführten 
Gleichstellung der Arbeiter und Angestellten im öffentlichen 
Dienst mit der Altersversorgung der Beamten? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär des 
Bundesministeriums der Finanzen. 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Herr Präsident, darf ich die beiden 
Fragen des Herrn Abgeordneten Reichmann gemein-
sam beantworten? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bitte sehr! 
— Dann rufe ich auch Frage I/2 des Herrn Abgeord-
neten Reichmann auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der in 
Frage I/1 erwähnten Maßnahme sozialpolitisch, kosten- und 
stabilisierungsmäßig auf die anderen Bereiche? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Die von den Tarifpartnern im Grund-
satz bereits 1965 vereinbarte Angleichung der 
Altersversorgung der Arbeiter und Angestellten im 
öffentlichen Dienst an die der Beamten wird der 
öffentlichen Hand in absehbarer Zeit keine Mehr-
kosten auferlegen. Im Gegenteil, innerhalb des 
ersten zehnjährigen Deckungsabschnitts werden die 
Arbeitgeber nach versicherungsmathematischen Be-
rechnungen eine Entlastung um 0,6 v. H., nämlich 
von bisher 4,6 v. H. auf 4 v. H. der Dienstbezüge, 
erfahren. Diese Entlastung kann auch für weitere 
10 oder 20 Jahre anhalten, vorausgesetzt daß die 
Lohn- und Gehaltssteigerungen ein durchschnitt-
liches Maß an jährlichen Erhöhungen nicht über-
schreiten. Dieses Ergebnis wird dadurch erreicht, 
daß die bisher nach dem Anwartschaftsdeckungs-
verfahren arbeitende Versorgungsanstalt des Bun-
des und der Länder auf ein modifiziertes Umlagever-
fahren — Abschnittsdeckungsverfahren — umge-
stellt wird. 

Die Auswirkungen dieser Maßnahmen beurteilt 
die Bundesregierung wie folgt, zunächst in sozial-
politischer Hinsicht. Der öffentliche Dienst war jahr-
zehntelang mit seiner Altersversorgung führend. 
Durch die Rentenreform 1957 mit ihrer dynamischen 
Rente haben die Arbeiter und Angestellten des 
öffentlichen Dienstes, die von den Zusatzversor-
gungseinrichtungen ihrer Arbeitgeber lediglich eine 
feste und unabänderliche Rente erhalten, diese Posi-
tion eingebüßt. Die dem öffentlichen Dienst vergleich-
baren gewerblichen Großunternehmen gewähren 
vielfach eine Versorgung, die zusammen mit den 
Renten aus der Sozialversicherung die Altersver-
sorgung des öffentlichen Dienstes im wesentlichen 
erreicht und teilweise sogar überschreitet. Mit dem 
Reformwerk wird daher lediglich ein Nachziehen 
der Arbeiter und Angestellten des öffentlichen 
Dienstes bewirkt. Das gilt sowohl gegenüber den 
Beamten wie auch gegenüber der gewerblichen Wirt-
schaft. Bei dieser Sachlage erscheint ein Anlaß für 
sozialpolitische Auswirkungen auf andere Bereiche 
nicht gegeben. 

Auch in kosten- und stabilisierungsmäßiger Hin-
sicht — danach war gefragt werden negative 
Auswirkungen nicht erwartet. Mehrkosten ent-
stehen, wie bereits ausgeführt, durch die Reform 
jedenfalls auf eine absehbare Zeit nicht. Anderer-
seits wäre die sonst notwendige Sanierung der Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder bei fort-
bestehendem Anwartschaftsdeckungsverfahren ohne 
eine beträchtliche Inanspruchnahme der öffentlichen 
Haushalte nicht möglich. 

Die wirtschaftliche Stabilität wird durch das Um-
stellen ,der Zusatzversorgung auf ein neues, sorg-
sam vorbereitetes und tarifpolitisch ausgehandeltes 
System nicht betroffen. Soweit das neue Versor-
gungssystem eine Anhebung der Altersversorgung 
im öffentlichen Dienst mit sich bringt, ist diese im 
Durchschnitt nicht so bedeutsam, daß hierdurch etwa 
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Staatssekretär Grund 

die Gefahr einer Abwanderung von Arbeitskräften 
aus anderen Bereichen in den öffentlichen Dienst 
begründet würde. Schließlich sind auch keine Aus-
wirkungen auf die Sozialversicherungsgesetzgebung 
erkennbar, da die Zusatzversorgung des öffentlichen 
Dienstes lediglich an die Sozialversicherung ange-
glichen und mit dieser zu dem neuen System der 
Gesamtversorgung zusammengefaßt wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Reichmann (FDP) : Herr Staatssekretär, wird 
durch den Rückgriff auf die Reserven nicht die künf-
tige Altersversorgung beeinträchtigt? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Nein, Herr Abgeordneter. Durch die 
Umstellung des Verfahrens ist das sichergestellt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Reichmann (FDP) : Herr Staatssekretär, wird 
durch die Gleichstellung die Disparität zwischen der 
Altersversorgung im öffentlichen Dienst und in den 
übrigen Bereichen nicht vergrößert, so daß ein Nach-
ziehen mit allen kostensteigernden Folgen in den 
anderen Bereichen nicht zu erwarten ist? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Herr Abgeordneter, ich habe ausge-
führt, daß die Umstellung des Verfahrens ein Nach-
ziehen bedeutet, also ein Angleichen an schon vor-
handene Verhältnisse im Bereich der freien Wirt-
schaft oder in anderen Bereichen. Infolgedessen 
kann die von Ihnen befürchtete Wirkung nicht ein-
treten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage. 

Ich rufe ,die Frage des Herrn Abgeordneten Bütt-
ner aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, ein Verzeichnis darüber aufzu-
stellen, ob und welche Stellen Genehmigungen und Ausnahme-
genehmigungen für Tierversuche erhalten haben? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege Büttner, eine 
solche Liste gibt es bereits. Sie wird nach § 6 des 
Tierschutzgesetzes bei den Ländern geführt, in deren 
ausschließlicher Zuständigkeit die Handhabung die-
ses Gesetzes liegt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Büttner (SPD) : Herr Bundesminister, sind Sie 
bereit, in Ihrem Ministerium einmal eine zusammen-
fassende Liste ,aufstellen zu lassen und mir diese 
zuzustellen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich kann nur die Länder 
bitten — ich selber habe kein eigenes Recht, das zu 
tun —, mir eine solche Liste zu geben. Es gibt wohl 
keine Gründe, warum das nicht geschehen sollte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage. 

Büttner (SPD) : Darf ich zusätzlich die Bitte 
äußern, dieses Verzeichnis zu spezifizieren a) nach 
medizinisch-wissenschaftlichen Gesichtspunkten, b) 
nach ,den Handhabungen in der pharmazeutischen 
Industrie und c) in der kosmetischen Industrie. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich werde das tun. Ich bitte 
aber zu berücksichtigen, daß ein entsprechender 
Zeitraum notwendig ist, bis diese Erhebungen durch-
geführt und .die Ergebnisse klassifiziert sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen. Frage III/1 .des Herrn 
Abgeordneten Josten: 

Ist die Bundesregierung bereit, Anträge auf Fernsprechan-
schlüsse in Gemeinden der Eifel, wo nur ein Fernsprechanschluß 
besteht, vorrangig zu berücksichtigen? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Die Deut-
sche Bundespost ist nach der Fernsprechordnung 
verpflichtet, alle eingehenden Anträge auf Einrich-
tung neuer Fernsprechanschlüsse gleichmäßig im 
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten zu berück-
sichtigen. Deshalb ist die Deutsche Bundespost nicht 
in der Lage, in solchen Gemeinden, in denen zur 
Zeit nur ein Fernsprechanschluß besteht, neue An-
schlüsse vorrangig bereitzustellen. Nur bei wichti-
gen öffentlichen oder 'dienstlichen Gründen, die im. 

 Einzelfalle nachgewiesen werden müssen, kann von 
dieser Regel abgewichen werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, liegen 
Ihrem Hause auch die Klagen von kleinen Eifelge-
meinden vor, daß ausgerechnet diese einzigen Tele-
fonanschlüsse auch noch oft gestört sind? 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Abge-
ordneter, es ist mir nicht bekannt, daß die einzigen 
Anschlüsse in den betroffenen Eifelgemeinden be-
sonders störungsanfällig sind. Da diese Anschlüsse 
in der Regel über Freileitungen geführt werden, ist 
die Störungsanfälligkeit natürlich größer als bei An-
schlüssen, die durch Erdkabel hergestellt werden. 
Die Fernmeldeämter kennen aber die Wichtigkeit 
dieser Anschlüsse und tragen für eine entsprechende 
Entstörung Sorge. Wenn sich allerdings, Herr Abge-
ordneter, die Störungen trotzdem an bestimmten 
Stellen häufen und Sie uns davon Kenntnis geben, 
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Staatssekretär Bornemann 
wird der Herr Bundespostminister die Vorfälle prü

-

fen lassen und entsprechende Maßnahmen anordnen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da nach 
Ihren ersten Ausführungen mit einer schnellen Än-
derung des jetzigen Zustandes nicht zu rechnen ist, 
möchte ich Sie fragen, ob Sie in Ihrem Hause die 
Anweisung geben würden, daß bei Störungen sol-
cher einziger Telefonanschlüsse die Instandsetzung 
vorrangig erledigt wird. 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Ab-
geordneter, ich kann gern die nachgeordneten Be-
hörden auf die Wichtigkeit dieser Anschlüsse hin-
weisen. Man kann aber nicht anordnen, daß in 
jedem Falle eine Vorrangigkeit vor allen anderen 
Anschlüssen gegeben ist. Es gibt auch andere Fälle, 
die berücksichtigt werden müssen. Bei Massenstö-
rungen muß es im Einzelfalle der Entscheidung des 
Amtes überlassen bleiben, an welcher Stelle zuerst 
eingegriffen wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage III/2 des Abgeordneten Josten auf: 

Wann können die Gemeinde Niederdürenbach und der Ortsteil 
Hain im Amtsbezirk Niederzissen, die nur je eine öffentliche 
Fernsprechstelle haben, damit rechnen, daß Privatanschlüsse ge-
nehmigt werden? 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Etwa ab 
Mitte 1968 können in der Gemeinde Niederdüren-
bach und dem Ortsteil Hain, die zur Vermittlungs-
stelle Burgbrohl gehören, neue Fernsprechanschlüsse 
eingerichtet werden. 

Die Vermittlungsstelle Burgbrohl ist zur Zeit voll 
beschaltet. Es ist geplant, diese Vermittlungsstelle 
bis Mitte 1968 zu erweitern und das Ortsnetz auszu-
bauen. Voraussetzung dafür ist jedoch, daß die er-
forderlichen Mittel in Höhe von 1,2 Millionen DM 
aufgebracht werden können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, um die 
Dringlichkeit dieser Angelegenheit zu unterstrei-
chen, darf ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß 
es sich z. B. bei der öffentlichen Fernsprechstelle in 
Niederdürenbach um einen Zweieranschluß handelt 
und somit die einzige öffentliche Fernsprechstelle 
oft auch noch besetzt ist. 

Bornemann, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Ab-
geordneter, erst bei der Prüfung Ihrer Anfrage ist 
mir bekanntgeworden, daß es ein Zweieranschluß 
ist. Wenn aber die Herstellung dieses Zweieran-
schlusses die einzige Möglichkeit war, dort über-
haupt einen Anschluß herzustellen, wird es kaum 

möglich sein, vor Vergrößerung der genannten Ver-
mittlungsstelle Burgbrohl einen Einzelanschluß her-
zustellen. Es wird von uns aber noch einmal über-
prüft werden, ob es nicht doch möglich ist, einen 
Einzelanschluß herzustellen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zu den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr. 

Ich rufe die Frage VI/1 des Abgeordneten Baier 
auf: 

Sind Veröffentlichungen richtig, wonach mangels Koordinierung 
der Tiefbaumaßnahmen (Versorgungsleitungen, Abwasserbeseiti-
gung, 01- und Ferngasleitungen, Erdkabelverlegungsarbeiten 
u. a.  m.) mit den Straßenbauvorhaben alljährlich Milliarden-
beträge verlorengehen? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, meine Ant-
wort hierzu kann sich nur auf den in der Zuständig-
keit unseres Hauses liegenden Bereich der Bundes-
fernstraßen beziehen. 

Was die Bundesfernstraßen betrifft, so verneine 
ich Ihre Frage. Ich darf daran erinnern, daß die Auf-
wendungen für den Straßenbauplan 1966 beispiels-
weise 3,51 Milliarden DM betragen, so daß die zum 
Vorwurf erhobenen verlorenen Milliardenbeträge 
sicher nicht begründet sind. 

Die Koordinierung von Tiefbaumaßnahmen spielt 
bei den Bundesfernstraßen im Gegensatz zu denen 
bei Stadtstraßen aber keine entscheidende Rolle. Die 
Stadtstraßen liegen jedoch nicht in meiner Zustän-
digkeit. Der Bundeshaushalt wird damit nicht be-
faßt, es sei denn, es handelt sich um Ortsdurchfahr-
ten von Bundesstraßen in Gemeinden bis zu 50 000 
Einwohnern. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Baier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, halten 
Sie es denn für notwendig, daß in der Bundesrepu-
blik insgesamt eine stärkere Koordinierung der 
Straßenbauvorhaben mit den Tiefbaumaßnahmen 
von Bund, Ländern und Kommunen erfolgt? Und ist 
es richtig, daß zwischen Bund und Ländern vor 
einiger Zeit ein Koordinierungsausschuß für den 
Straßenbau geschaffen wurde, aber die Einbezie-
hung der Tiefbaumaßnahmen dabei ausdrücklich 
nicht erfolgt ist? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ihre erste Frage beantworte ich 
mit Ja. Ich komme bei der Beantwortung Ihrer zwei-
ten Frage darauf ausführlicher zurück, Herr Abge-
ordneter. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage VI/2 des Abgeordneten Baier auf: 

In welcher Weise wird eine sinnvolle Koordinierung der in 
Frage VI/1 genannten Maßnahmen herbeigeführt? 
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Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Wie ich bereits erwähnte, 
spielt die Koordinierung von Tiefbaumaßnahmen 
beim Bau  der  Bundesfernstraßen keine entschei-
dende Rolle. Die Bundesregierung ist jedoch im 
Sinne der ihr übertragenen Aufgaben bestrebt, nach-
teilige Auswirkungen, welche durch eine mangelnde 
Koordinierung von Baumaßnahmen eintreten kön-
nen, zu verhindern. So hat die Bildung des Koordi-
nierungsausschusses für Straßenbauplanung eine 
neue gemeinsame Gesprächsplattform aller Straßen-
baulastträger geschaffen, die die beste Vorausset-
zung dafür sein dürfte, ,daß Planung und  Durchfüh-
rung von Straßenbaumaßnahmen des Bundes, der 
Länder und der kommunalen Selbstverwaltungs-
körperschaften im gegenseitigen Benehmen aufein-
ander abgestimmt werden, wozu auch die Tiefbau-
maßnahmen als Bestandteil des Straßenbaus ge-
hören. 

Unbeschadet der Arbeit dieses Ausschusses, der 
sich diesen Fragen vom Grundsätzlichen her zu 
widmen haben wird, sind bereits heute durch das 
nach dem Bundesfernstraßengesetz geforderte Plan-
feststellungsverfahren die Grundlagen für eine 
Koordinierung der verschiedenen Baumaßnahmen 
gegeben. • 

Die Bundesregierung hat hierzu besondere Plan-
feststellungsrichtlinien erlassen, die u. a. Art und 
Dauer der Auslegung der Pläne in den Gemeinden 
festlegen. Darin wird nachdrücklich darauf hinge-
wiesen, daß betroffene Grundstückseigentümer und 
auch Versorgungsunternehmen, die ihren Sitz oder 
ihre Wohnung nicht im Gemeindegebiet haben, über 
die Auslegung und deren Bekanntmachung geson-
dert benachrichtigt werden. 

Wir sind außerdem bemüht, die Durchführung der 
genannten Baumaßnahmen durch Darlehen zu er-
möglichen, wenn der Eigentümer nicht in der Lage 
ist, seine Verpflichtungen zu erfüllen. Entsprechen-
de Beträge von insgesamt 4,5 Millionen DM sind 
alljährlich im Haushalt unter Kap. 12 10 Tit. 1910, 
1911 und 1912 veranschlagt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Baier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihren Ausführungen entnehmen, daß in die Tätig-
keit des Koordinierungsausschusses auch die Koor-
dinierung dieser Tiefbaumaßnahmen mit einbezogen 
ist? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini

-

sterium für Verkehr: Jawohl. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage VI/3 des Herrn Abgeordneten Prochazka auf: 

Welche Gründe waren für den Abbruch der Verhandlungen in 
Leipzig zwischen Beauftragten der Deutschen Bundesbahn und 
Bevollmächtigten für das Verkehrswesen der Sowjetzone maß-
gebend? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Die Verhandlungen in Leipzig 
scheiterten an der Weigerung der Reichsbahn, die 
anstehenden fachlichen Fragen zu besprechen. Die 
Vertreter der Deutschen Reichsbahn forderten zuvor 
die Zustimmung zu einem Protokoll mit politisch un-
annehmbaren Formulierungen. Sie lehnten es ab, 
gemäß der schriftlichen Vereinbarung über den 
Jahresfahrplan 1966/67 eine einfache Niederschrift 
zu fertigen. 

Dem Bemühen der Vertreter der Deutschen Bun-
desbahn um Eintritt in ,die Fachverhandlungen be-
gegnete der politische Berater der Reichsbahn-Dele

-

gation in aggressiver Form mit einer negativen Er-
klärung zur Hallstein-Doktrin, zu dem Alleinver-
tretungsanspruch der Bundesregierung und zu den 
angeblich „völkerrechtswidrigen" Gesetzen der Bun-
desregierung. Er bezweifelte die ehrlichen Verhand-
lungsabsichten der Vertreter der Deutschen Bundes-
bahn. Die Delegation der Deutschen Bundesbahn sah 
sich daher unter Einlegung schärfster Verwahrung 
gegen diese Ausführungen nicht mehr in der Lage, 
die Verhandlungen fortzusetzen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zusatz-
frage. Ich rufe die Frage VI/4 des Herrn Abgeord-
neten Prochazka auf 

Muß mit einer Einschränkung des  Interzonenzugreiseverkehrs 
gerechnet werden? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Die Leipziger Verhandlungen 
haben keinen Einfluß auf den Jahresfahrplan 1966/ 
67, der bis Ende Mai 1967 festgelegt ist. Die Leip-
ziger Verhandlungen sollten lediglich die Umstel-
lung auf den Winterfahrplan, beginnend am 25. Sep-
tember 1966, und den zusätzlichen Weihnachts- und 
Neujahrsverkehr regeln. Für eine Einschränkung 
des Interzonenreisezugverkehrs ist kein Grund er-
sichtlich. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zu der Frage des Abgeordneten Jungmann. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Präsident, darf ich die 
drei Fragen des Herrn Abgeordneten Jungmann im 
Zusammenhang beantworten? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Frage-
steller ist einverstanden. Dann rufe ich die Fragen 
VI/5, VI/6 und VI/7 des Herrn Abgeordneten Jung-
mann auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es im Zuge der Bundes-
straßen 1 und 3 im Raume Elze noch mehrere schienengleiche 
Bahnübergänge gibt, an denen der Verkehr oft kilometerweit 
gestaut wird? 

Welche Gründe sind für das bisherige Fortbestehen des in 
Frage VI/5 erwähnten unerträglichen Zustandes maßgebend ge-
wesen? 

Wann ist mit der Beendigung des in Frage VI/5 erwähnten 
unerträglichen Zustandes zu rechnen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Der Bundesregierung ist natür-
lich bekannt, daß im Raum Elze noch vier höhen- 
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Staatssekretär Dr. Seiermann 
gleiche Bahnübergänge im Zuge der Bundesstraßen 
1 und 3 vorhanden sind und daß es hier zeitweise 
zu Verkehrsstauungen kommt, da an drei dieser 
Bahnübergänge die hochbelastete Nord-Süd-Strecke 
Hannover—Göttingen gekreuzt wird. 

Die beiden südlich Elze liegenden 5 km voneinan-
der entfernten Bahnübergänge der B 3 mit der vor-
genannten Strecke werden gegenwärtig durch Ver-
legung der Bundesstraße auf die Westseite der 
Bahnstrecke für den Fernverkehr ausgeschaltet. 
Diese Verlegungsstrecke wird zwecks höhenunglei-
cher Beseitigung des 300 m weiter nördlich liegen-
den Bahnübergangs mit der Strecke der Deutschen 
Bundesbahn Hameln—Elze verlängert. 

Im Planfeststellungsverfahren nach §§ 17 und 18 
des Bundesfernstraßengesetzes, das 1964 nach der 
Linienbestimmung und Entwurfsgenehmigung ein-
geleitet wurde, sind vom Landkreis Alfeld Einwen-
dungen erhoben, in denen u. a. für die künftigen 
Baulastträger der abzustufenden heutigen B 3 die 
Kostenfreistellung bei später durchzuführenden 
Maßnahmen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz 
verlangt wurde. Während für den Nordabschnitt 
Elze–Eime die Einwendungen im Januar 1966 in 
Übereinstimmung mit dem Herrn niedersächsischen 
Minister für Wirtschaft und Verkehr zurückgewie-
sen wurden, bedürfen sachlich gleiche Einwendun-
gen des Landkreises Alfeld und der Gemeinde 
Banteln für den Südabschnitt Eime–Banteln der 
Weisung nach § 18 Abs. 5 des Fernstraßengesetzes, 
die zur Zeit vorbereitet wird. 

Die Fertigstellung der gesamten Verlegungs-
strecke zur Ausschaltung der beiden Bahnübergänge 
kann 1968 erwartet werden, vorausgesetzt daß ein 
Verwaltungsstreitverfahren nicht zur Verzögerung 
führt.  

Für den Bau der höhenungleichen Kreuzung mit 
der Bundesbahnstrecke Hameln—Elze steht bislang 
die Zustimmung der Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbahn noch aus. Ebenso ist die Bereitstellung 
des Kostenanteils der Deutschen Bundesbahn noch 
offen. 

Nördlich von Elze befindet sich am Haltepunkt 
Poppenburg ein Bahnübergang der Nord-Süd-Strecke 
im Zuge der B 1. Die Linie für die Verlegung der B 1 
zur Beseitigung dieses Bahnübergangs wurde am 
7. Mai 1965 nach § 16 des Bundesfernstraßenge-
setzes bestimmt, nachdem die technische Lösung in 
Zusammenarbeit mit der Bundesbahn geklärt worden 
war. Die im Juni/Juli 1965 aufgestellte Vereinbarung 
nach § 5 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes bedarf 
noch der Genehmigung durch die Hauptverwaltung 
der Deutschen Bundesbahn. Die Baudurchführung ist 
im Rahmen des 3. Vierjahresplans vorgesehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sind damit 
alle Fragen des Abgeordneten Dr. Jungmann beant-
wortet? — 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Jawohl. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage VI/8 
des  Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen: 

In welchem Umfang sind die Benzinpreise auch bei den an den 
Bundesautobahnen gelegenen Tankstellen gesenkt worden? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, die Preise 
für Vergaserkraftstoff (Benzin) sind auch in den 
meisten Tankstellen der Bundesautobahnen ab 
2. September 1966 gesenkt worden. Die Preissen-
kung bei den Bundesautobahn-Tankstellen liegt 
zwischen 0,2 und 5,9 Pfennig je Liter Vergaserkraft-
stoff. So haben z. B. die Bundesautobahn-Tankstelle 
Lübeck um 1,5 Pfennig je Liter, die Bundesautobahn

-

Tankstelle in Göttingen um 4,1 Pfennig, die Bundes-
autobahn-Tankstelle in Kassel um 5,5 Pfennig und 
in Stuttgart um 3,7 Pfennig je Liter ihre Preise für 
Vergaserkraftstoff gesenkt. 

Das sind nur Beispiele, die ich territorial kurz 
ausgewählt habe. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Ist es aber nicht 
richtig, Herr Staatssekretär, daß die Mineralöl-
gesellschaften zunächst die Autobahn-Tankstellen 
von der ersten Preissenkung ausgenommen haben?  

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich habe 
davon gelesen. Bei der ersten Rückfrage, die ich bei 
der Gesellschaft für Autobahn-Nebenbetriebe ge-
halten habe, wurde mir aber bereits mitgeteilt, daß 
diese Meldungen überholt seien. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Könen! 

Könen (Düsseldorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist die Behauptung richtig, daß es sich bei dieser 
Angelegenheit — Senkung der Benzinpreise an den 
Tankstellen — um einen gezielten Vernichtungs-
wettbewerb ausländischer Gesellschaften handelt? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich halte 
mich zur Beantwortung dieser Frage nicht für zu-
ständig. Sie fällt wohl in ,den Zuständigkeitsbereich 
des Herrn Bundesministers für Wirtschaft, der 
meines Wissens zu dieser Frage mit der Beant-
wortung einer Kleinen Anfrage auch bereits Stellung 
genommen hat. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich habe 
nichts dagegen, wenn der Herr Bundeswirtschafts-
minister antwortet. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege, ich möchte diese Frage zur Zeit weder mit 
Ja noch mit Nein beantworten. Ich möchte Ihnen 
aber mitteilen, daß ich in  eine gründliche Unter-
suchung dieses Komplexes eingetreten bin. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zu den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Verteidigung, zunächst zur Frage 
V/1 des Abgeordneten Kahn-Ackermann: 

Billigt die Bundesregierung, daß auf Beschwerdebriefe an den 
Bundesverteidigungsminister wegen übermäßiger Belästigung 
durch Lärm von tief fliegenden Maschinen des Typs F 104 als 
Antwort vom Luftwaffenamt Porz-Wahn eine Broschüre „Leben 
mit dem Lärm" zugesandt wird? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort liegt 
noch nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungs-
bericht abgedruckt. 

Frage V/2 des Abgeordneten Jos ten:  
Wann können die ehemaligen Grundstückseigentümer der 

Standortschießanlage Mayen mit ihrer Vergütung rechnen? 

Zur Beantwortung der Frage 2 Herr Staatssekretär. 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Für das zum Bau der Standort-
schießanlage in Mayen benötigte Gelände von rund 
4 ha - 11 verschiedene Eigentümer, darunter die 
Stadt Mayen — hat der Bund die Besitzeinweisung 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1964 erhalten, 
zehnmal freiwillig, einmal durch die Enteignungs-
behörde. 

Mit zwei Eigentümern konnten bis jetzt Kaufver-
träge abgeschlossen werden. Die Kaufverhandlun-
gen mit der Stadt Mayen, die den größten Teil des 
Geländes bereitstellte, stehen kurz vor dem Ab-
schluß. Die restlichen acht Eigentümer haben ihr Ein-
verständnis zu den angebotenen Kaufpreisen noch 
nicht erklärt. Es wird aber erwartet, daß die vier 
Eigentümer von Waldgrundstücken zu einem Kauf-
preis von 0,35 DM je qm für den Waldboden Kauf-
verträge abschließen werden, da auch die Stadt 
Mayen diesen Preis für die von ihr abgegebenen 
Waldstücke akzeptiert hat. 

Dagegen fordern die restlichen vier Eigentümer für 
ihre früher landwirtschaftlich genutzten Grundstücke 
die Erhöhung des von den Gutachtern der Bundes-
vermögensverwaltung ermittelten Grundstücksprei-
ses von 0,60 DM je qm auf 1 DM je qm. In die Ver-
handlungen über diese vier Ankaufsfälle hat sich als 
Interessenvertretung der Bauern- und Winzerver-
band Mayen eingeschaltet, mit dem die Bundesver-
mögensstelle Koblenz in den nächsten Tagen ver-
handeln wird. 

Der Kaufpreis, der vom Tage der Besitzeinwei-
sung mit 7 % verzinst wird, gelangt an die Eigen-
tümer zur Auszahlung, sobald die Umschreibung im 
Grundbuch auf Grund des beurkundeten und auf-
gelassenen Kaufvertrages erfolgt ist. Es steht den 
Grundstückseigentümern aber auch frei, zwischen-
zeitlich die Zahlung einer laufenden Besitzeinwei-
sungsentschädigung zu verlangen, die auf die Ver-
zinsung des Kaufpreises anzurechnen ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
erwähnten den Bauern- und Winzerverband von 

Mayen. Ist Ihnen bekannt, daß der Geschäftsführer 
des Bauern- und Winzerverbandes vor einem Jahr 
einen Brief an die Bundesvermögensstelle gerichtet 
hat und daß dieser Brief nicht beantwortet wurde? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Nein, das ist mir nicht bekannt, 
Herr Abgeordneter. Die Bundesmögensstelle ist eine 
Abteilung des Oberfinanzpräsidenten in Koblenz. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie dann bitten, sich in Ihrem Hause dafür einzu-
setzen, daß bald ein Abschluß gefunden wird, zu-
mal man den ehemaligen Eigentümern vor drei Jah-
ren eine schriftliche Mitteilung zukommen ließ, in 
der es wörtlich heißt, daß sich der Bund verpflichtet, 
den Kaufpreis bis späte stens vier Wochen nach la-
stenfreier Umschreibung zu zahlen. 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Das wird sicher geschehen. Aber 
bisher ist in verschiedenen Fällen noch kein Kauf-
vertrag zustande gekommen, so daß die Umschrei-
bung im Grundbuch noch aussteht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Fragen V/3 und V/4 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Abelein auf: 

Welche Mittel werden seitens des Bundesverteidigungsministe-
riums an den Reservisten-Verband und an die Zeitschrift „Die 
Reserve" gezahlt? 

Inwieweit fließen aus den in Frage V/3 erwähnten Mitteln 
Gelder wieder zurück an aktive Offiziere oder Beamte des Bun-
desverteidigungsministeriums? 

Die Fragen werden schriftlich beantwortet. Die 
Antwort liegt noch nicht vor. Sie wird nach Eingang 
im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Ich rufe die Frage V/5 des Herrn Abgeordneten 
Mick auf: 

Ist dem Bundesverteidigungsminister bekannt, daß in seinem 
Ministerium und bei der Bundeswehr Waffensysteme als „Waffen-
familien" bezeichnet werden? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Herr Präsident, darf ich bitten, 
die drei Fragen des Herrn Abgeordneten Mick ge-
meinsam beantworten zu dürfen? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einverstan-
den, Herr Abgeordneter? --- Dann rufe ich auch die 
Fragen V/6 und V/7 des Herrn Abgeordneten Mick 
auf: 

Sieht der Bundesverteidigungsminister die in Frage V/5 ge-
nannte Bezeichnung nicht als eine Verballhornung der deutschen 
Sprache und als ethische Entleerung des Begriffes „Familie" an? 

Gedenkt der Bundesverteidigungsminister etwas gegen den in 
Frage V/5 erwähnten, wie ich meine, schlechten Ton zu unter-
nehmen? 

Gumbel, Staatssekretär im 'Bundesministerium 
der Verteidigung: Die Bezeichnung „Waffenfamilie" 
ist in die militärische Fachsprache nicht offiziell ein-
geführt. Ihre Einführung ist auch nicht beabsichtigt. 
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Staatssekretär Gumbel 
In der Umgangssprache wird die Bezeichnung 

innerhalb der NATO für eine Gruppe von Waffen-
systemen mit gleichen Grundmerkmalen gelegent-
lich verwendet. Die Bezeichnung „Waffenfamilie" 
ist aus dem amerikanisch-englischen Sprachgebrauch 
— „weapons family" — übernommen. 

Die übertragene Verwendung des Wortes 
„Familie", mit der Gruppen bezeichnet werden, die 
gleiche oder ähnliche Merkmale aufweisen, findet 
sich in vielen Bereichen, z. B. in der Botanik, in der 
Zoologie und in der Technik. In der Technik spricht 
man beispielsweise von „Fahrzeugfamilien". Ähn-
liche Wortverbindungen sind die „Schraubenmut-
ter", die „Tochtergesellschaft" oder das „Schwester-
schiff". 

(Heiterkeit.) 

In diesen Fällen kann man meines Erachtens nicht 
von einer „Verballhornung der deutschen Sprache" 
oder einer „ethischen Entleerung von Begriffen", 
beispielsweise des Begriffes „Familie", sprechen. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat keine 
Möglichkeit, den allgemeinen Sprachgebrauch zu 
ordnen. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Er kann nur zusagen, daß die Bezeichnung „Waf-
fenfamilie" nicht in offiziellen Verlautbarungen, 
z. B. in Vorschriften, Erlassen und dergleichen, ver-
wendet wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Mick (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gilt die 
letzte Zusage auch für Fernsehinterviews? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Ich weiß nicht, ob Fernsehinter-
views Erlassen oder Vorschriften und dergleichen 
gleichzusetzen sind. Ich sagte ja, in der Umgangs-
sprache wird dieses Wort verwendet, und wir 
haben es in den Verhandlungen mit den Engländern 
und mit den Amerikanern einfach übernehmen müs-
sen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage. 

Mick (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf man 
dann die Hoffnung haben, daß Sie wenigstens der 
Verwendung des Begriffs „organisieren" entgegen-
wirken werden? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: In dieser allgemeinen Form 
möchte ich das nicht unbedingt sagen, Herr Abge-
ordneter. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zu den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für wissenschaftliche Forschung. Ich 
rufe die Frage VII/1 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Tamblé auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Schließung der „Zen-
tralen Registrierstelle für die Zulassung zum Studium der Medi-
zin und der Zahnheilkunde, Sitz Bonn"? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für wissenschaftliche Forschung: Ich bitte, 
die Fragen VII/1 bis VII/3 zusammenfassend beant-
worten zu dürfen, weil sie eng miteinander verzahnt 
sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sind Sie 
einverstanden, Herr Kollege? 

(Abg. Dr. Tamblé: Ja!) 

Dann rufe ich noch die Fragen VII/2 und VII/3 
des Herrn Abgeordneten Dr. Tamblé auf: 

Hat die Bundesregierung die Möglichkeit, gemeinsam mit der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister neue Maßnahmen vor-
zuschlagen, die Mehrfachbewerbungen ausschließen oder wenig-
stens einschränken? 

Welche Erfahrungen wurden mit der in Frage VII/1 erwähnten 
Zentralen Registrierstelle gemacht? 

Bitte sehr! 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Die  Zen-
trale Registrierstelle für die Zulassung zum Stu-
dium der Medizin und Zahnheilkunde ist nicht end-
gültig geschlossen worden. Ihre Tätigkeit ruht ledig-
lich für das Wintersemester 1966/67. Nach Mitteilung 
der Kultusminister der Länder findet im November 
eine gemeinsame Sitzung zwischen den Kultus-
ministern und der Westdeutschen Rektorenkonfe-
renz über einheitliche Zulassungsrichtlinien für 
Medizin und Zahnmedizin statt, die Vorausset-
zung für das Funktionieren einer Zentralen Ver-
teilerstelle sind. Im Falle einer Einigung ist zu er-
warten, daß die Zentrale Registrierstelle ihre Tätig-
keit zum Sommersemester 1967 wieder aufnimmt. 

Die Bundesregierung. hat rechtlich keine Möglich-
kei, in das Zulassungsverfahren für Medizin und 
Zahnmedizin einzugreifen, weil dafür ausschließlich 
die Kultusminister der Länder und die wissenschaft-
lichen Hochschulen zuständig sind. Wie ich bereits 
ausgeführt habe, ist zu erwarten, daß die tempo-
rären Schwierigkeiten der Zentralen Registrierstelle 
bis zum Sommersemester 1967 behoben sein wer-
den. 

Die Zentrale Registrierstelle wurde von den 
Kultusministern der Länder auf Anregung der West-
deutschen Rektorenkonferenz eingerichtet. Der Bund 
ist an ihr nicht beteiligt. Die Registrierstelle sollte 
feststellen, ob die seit 1962 aufgetretene Diskrepanz 
zwischen Angebot und Nachfrage nach Studien-
plätzen in der Medizin und Zahnmedizin durch eine 
Verteilung der Studienbewerber auf die verschie-
denen Hochschulen beseitigt werden kann. Die 
Registrierung der Studienbewerber vom Sommer-
semester 1965 bis zum Sommersemester 1966 zeigte 
jedoch, daß die Kapazität an Studienplätzen nur für 
etwa 50 % der Studienbewerber ausreichte. Die 
Frage des Überhangs an Studienbewerber in der 
Medizin und Zahnmedizin kann daher nur durch 
Erweiterung der Studienkapazität und nicht durch 
eine Verteilerstelle gelöst werden. 
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Staatssekretär Dr. Cartellieri 
Über die Gründe, die zur Einstellung der Tätig-

keit der Registrierstelle geführt haben, bin ich im 
einzelnen nicht unterrichtet. Soweit ich erfahren 
konnte, sind für das Wintersemester 1966/67 aus 
zwei Abiturientenjahrgängen etwa 7000 bis 8000 
Studienbewerber zu erwarten, denen nur 1000 bis 
2000 Studienplätze gegenüberstehen sollen. Bei 
einem solchen Mißverhältnis zwischen Angebot 
und Nachfrage war es der Zentralen Registrierstelle 
nicht mehr möglich, eine Verteilerfunktion auszu-
üben. Sie sah sich daher außerstande, ihre Aufgabe 
zu erfüllen. Außerdem sollen zwischen den Kultus-
ministern der Länder und den wissenschaftlichen 
Hochschulen Meinungsverschiedenheiten über die 
Zulassungsbedingungen, die an den einzelnen Hoch-
schulen unterschiedlich geregelt sind, bestehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zusatz-
fragen. 

Meine Damen und Herren, damit ist die Frage-
stunde für heute beendet. 

Einer interfraktionellen Vereinbarung folgend sol-
len zunächst die Tagesordnungspunkte 4 bis 25 auf-
gerufen werden — in der Hoffnung, die Ausschüsse 
damit glücklich zu machen. Aussprachen sind für 
alle diese Punkte nicht vorgesehen. Punkt 3 der 
Tagesordnung ist abgesetzt worden. 

Ich rufe also zunächst Punkt 4 der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die Bildung eines 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
— Drucksache V/810 — 

Wird das Wort zur Einbringung gewünscht? —
Das ist nicht der Fall. Keine Aussprache. — Der 
Entwurf soll an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen überwiesen werden. — Kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Sechsten Gesetzes zur Ände-
des Tabaksteuergesetzes 
— Drucksache V/811 — 

Auf das Wort zur Einbringung wird verzichtet. - 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Vorgeschlagen ist die Überweisung an den Finanz-
ausschuß. — Kein Widerspruch; es ist so beschlos-
sen. 

Punkt 6: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
betriebs- und marktwirtschaftliche Meldun-
gen in der Landwirtschaft 
— Drucksache V/812 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Das Wort wird nicht ge

-

wünscht. Der Entwurf soll an den Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten — federfüh-
rend —, an den Innenausschuß — mitberatend — 
und an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung überwiesen werden. — Kein Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 7: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Frau Pitz-Savelsberg, Dr. Pohle, Häussler, 
Meister, Baier und Genossen eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 
— Drucksache V/816 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Der Entwurf soll an den Finanzausschuß überwie-
sen werden. — Kein Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Punkt 8: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 
— Drucksache V/823 —

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Überwiesen werden soll an den Verteidigungsaus-
schuß — federführend —, an den Innenausschuß — 
mitberatend — und an den Haushaltsausschuß ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung. — Kein Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 9: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
der Erklärung vom 5. März 1964 über den 
vorläufigen Beitritt Islands zum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen und zum Pro-
tokoll vom 14. Dezember 1965 zur Verlänge-
rung der Geltungsdauer der Erklärung vom 
5. März 1964 über den vorläufigen Beitritt 
Islands zum Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen 
— Drucksache V/835 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
-- Keine Aussprache. Überweisung an den Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen. — Kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 10: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 11. Juni 1965 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Kolumbien über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache V/838 —  

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen - federführend —, an den Aus-
wärtigen Ausschuß und den Ausschuß für Entwick- 
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lungshilfe — mitberatend —. — Kein Widerspruch; 
es ist so beschlossen. 

Punkt 11: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes zur Durch-
führung der Verordnungen Nr. 20 (Schweine-
fleisch), Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügel-
fleisch) des Rates der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft sowie zur Änderung des 
Gesetzes zur Förderung der deutschen Eier- 
und Geflügelwirtschaft 
- Drucksache V/839 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Überweisung an den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten —federführend —, an den 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen  
mitberatend —. -- Kein Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Punkt 12: 

Erste Beratung des von ,der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Pflanzenschutz-
gesetzes 
— Drucksache V/875 — 

Auf das Wort zur Einbringung wird verzichtet. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Überwiesen werden soll an  den  Ausschuß für Ge-
sundheitswesen — mitberatend — und an den Haus-
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung. - 
Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 13: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Entschädigung der Mitglieder des Richter-
wahlausschusses 
— Drucksache V/884 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Überwiesen werden soll an den Bundestagsvor-
stand. — Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 14: 

Erste 'Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung der Reichsabgabenordnung und der 
Finanzgerichtsordnung (AOAG 1966) 
- Drucksache V/885 — 

Das Wort ,zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldungen. 
Überwiesen werden soll an 'den Finanzausschuß — 
federführend —, an den Rechtsausschuß sowie den 
Haushaltsausschuß — mitberatend —. — Kein 
Widerspruch; es ist so  beschlossen. 

Punkt 15: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 
— Drucksache V/886 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldung. 
Überwiesen werden soll an den Finanzausschuß als 
federführenden Ausschuß, an den Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen als mitberaten-
den Ausschuß. — Kein Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Punkt 16: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset-
zes zur Änderung des Bundesbesoldungsge-
setzes 
— Drucksache V/891 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldung. 
Überwiesen werden soll an den Innenausschuß als 
federführenden Ausschuß sowie an den Haushalts-
ausschuß als mitberatenden Ausschuß und nach § 96 
der Geschäftsordnung. — Kein Widerspruch; so be-
schlossen. 

Punkt 17: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Achten Straf-
rechtsänderungsgesetzes 
— Drucksache V/898 — 

Auf das Wort zur Einbringung wird verzichtet. — 
Keine Wortmeldung zur allgemeinen Aussprache. 
Überwiesen werden soll an den Sonderausschuß für 
die Strafrechtsreform. — Kein Widerspruch; es ist 
so beschlossen. 

Punkt 18: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Fünften Geset-
zes zur Änderung des Mühlengesetzes 
— Drucksache V/899 — 

Auf das Wort zur Einbringung wird verzichtet. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldung. 
Überwiesen werden soll an den Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten als federfüh-
renden Ausschuß sowie an den Haushaltsausschuß, 
den Finanzausschuß, den Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen als mitberatende Aus-
schüsse. — Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 19: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über Aus-
gleichsbeträge für Betriebe des Bundes und 
der Länder sowie für gleichgestellte Betriebe 
— Drucksache V/832 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldung. 
Überwiesen werden soll an den Finanzausschuß als 
federführenden Ausschuß sowie an den Ausschuß 
für Kommunalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen mitberatend und den Haushalts-
ausschuß nach § 96 der Geschäftsordnung. — Kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 
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Punkt 20: 

Beratung der von der Bundesregierung be-
schlossenen Zweiundfünfzigsten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Zollkontingente für Melasse) 
— Drucksache V/825 —

Auf das Wort zur Einbringung wird verzichtet. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldung. 
Überwiesen werden soll an den Ausschuß für Wirt-
schaft und Mittelstandsfragen. — Kein Widerspruch; 
so beschlossen 

Punkt 21: 

Beratung der von der Bundesregierung be-
schlossenen Dreiundfünfzigsten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Zollkontingent für Heringe und Sprotten) 
— Drucksache V/833 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldung. 
Überwiesen werden soll an den Ausschuß für Wirt-
schaft und Mittelstandsfragen. — Kein Widerspruch; 
es ist so beschlossen. 

Punkt 22: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen betr. Veräußerung des Grund-
stücks in Berlin-Charlottenburg, Heubner-
weg 2, an den Kaufmann Wolfgang Seidel in 
Tokio 
— Drucksache V/874 — 

Das Wort zur Begründung des Antrags wird 
nicht gewünscht. Allgemeine Aussprache. — Keine 
Wortmeldung. Überwiesen werden soll an den Aus-
schuß für das Bundesvermögen. — Kein Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 23: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen betr. Veräußerung des bundes-
eigenen Dorfes Dalherda/Rhön an die Hes-
sische Heimat, Siedlungsgesellschaft mbH in 
Kassel 
— Drucksache V/882 — 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldung. 
Überwiesen werden soll an den Ausschuß für das 
Bundesvermögen. — Kein Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Der Punkt 24, meine Damen und Herren, soll 
heute abgesetzt werden. Dagegen wird Punkt 25 
aufgerufen: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Rawe, Vogel (Warendorf), Dr. Klepsch, Prinz 
von Bayern und Genossen betr. Olympia-
groschen 
— Drucksache V/794 — 

Die Antragsteller verzichten auf Begründung. 
Allgemeine Aussprache. — Keine Wortmeldung. 
Überwiesen werden soll an den Innenausschuß. — 
Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Damit, meine Damen und Herren, kommen wir 
zu dem Punkt 2 der Tagesordnung: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines ... Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 
— Drucksache V/890 —

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Förderung der wirtschaftlichen Stabilität 
— Drucksache V/890 — 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Erhard, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bevor der Herr Bundes-
wirtschaftsminister die Regierungsvorlagen zur Än-
derung des Art. 109 des Grundgesetzes und des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Förderung der wirt-
schaftlichen Stabilität einbringt und im einzelnen 
begründet, sehe ich mich verpflichtet, dem einige 
grundsätzliche Bemerkungen vorauszuschicken. 

In meiner Erklärung zum Abschluß der dritten 
Lesung des Bundeshaushalts 1966 — das war am 
27. Mai dieses Jahres — hatte ich diese beiden 
Regierungsvorlagen bereits angekündigt. 

Welche Ziele verfolgen wir mit diesem Gesetzes-
werk? 

Wir wollen die Voraussetzungen schaffen, um die 
Stabilität von Wirtschaft und Währung in optimaler 
Weise gewährleisten zu können. Wir wollen damit 
die Erfolge unserer Politik, die Früchte der gemein-
samen Arbeit unseres Volkes und seine Zukunft 
sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wie können wir dieses Ziel erreichen? 

Die Grundgesetzänderung soll die Möglichkeit er-
öffnen, durch Bundesgesetz bzw. durch Rechtsver-
ordnung — und dies jeweils mit Zustimmung des 
Bundesrates — Grundsätze für eine konjunkturge-
rechte mehrjährige Finanzplanung aufzustellen. Sie 
soll ferner Gefahren für das „gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht" durch den Erlaß von Vorschriften 
für die Schuldaufnahme durch die öffentlichen 
Hände sowie durch eine Konjunkturausgleichsrück-
lage abwehren. 

Diese Verfassungsänderung ist also keineswegs 
nur zur Behebung aktueller Schwierigkeiten be-
stimmt. Sie soll vielmehr die verfassungsrechtliche 
Voraussetzung für die Einführung eines dauerhaf-
ten konjunkturpolitischen Instrumentariums schaf-
fen. Ohne diese Voraussetzungen ist heute in un-
serer modernen großräumigen und weltoffenen 
Wirtschaft eine erfolgreiche Steuerung der Konjunk-
turpolitik nicht mehr möglich. Wir wollen damit 
vorsorglich auch bedenkliche Entwicklungen verhin-
dern, wie sie in einer Reihe von Ländern — ich 
brauche sie hier nicht zu nennen — aller Welt sicht-
bar geworden sind. Die Bundesregierung will unter 
allen Umständen verhindern, daß freiheitsbeschrän-
kende Maßnahmen wie Lohn- und Preisstopp, eine 
teilweise Devisenbewirtschaftung und eine drasti-
sche Erhöhung der Besteuerung von Gütern des täg- 
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lichen und vor allem auch des zivilisatorischen Be-
darfs notwendig werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wollen damit, wie noch deutlich werden wird, 
zugleich ein wichtiges Problem lösen, das sich je-
dem, der mit offenen Augen unsere wirtschafts- und 
finanzpolitische Situation betrachtet und erkennt, 
immer dringlicher stellt. 

Dieses Problem betrifft eine der wichtigsten Fra-
gen unserer Wirtschafts- und Finanzverfassung, 
nämlich die Frage des Verhältnisses zwischen 
öffentlicher und privater Finanzgebarung sowie die 
Erhaltung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts. Innere Stabilität, wirtschaftliches Wachstum 
und außenwirtschaftliches Gleichgewicht auf eine 
gemeinsame Formel zu bringen, stellt sich uns im-
mer wieder erneut als Aufgabe, die wir unter stän-
dig wechselnden Bedingungen stets neu zu bewälti-
gen haben. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang drei 
Grundsätze ganz klar herausstellen: 

Erstens. Das Stabilitätsgesetz ist notwendig. 

Zweitens. Das Stabilitätsgesetz ist jetzt nowendig. 

(Lachen bei der SPD.) 

Drittens. Das Stabilitätsgesetz ist in den dem Ho-
hen Hause vorgelegten Grundzügen notwendig. 

Eine der Weltwirtschaft eingegliederte Volkswirt-
schaft, ein moderner Staat muß der Wirtschaft in 
ihrer Gesamtheit wie auch der öffentlichen Hand — 
ich meine damit Bund, Länder und Gemeinden — 
die  Finanzierung der Sozialinvestitionen sowie der 
privaten produktiven Investitionen in einem ausge-
wogenen Verhältnis sicherstellen. Das erweist sich 
immer mehr als unumgänglich. Es dürfte wohl nie-
mand in diesem Hohen Hause sein, der diese Not-
wendigkeit ernsthaft bestreiten möchte. 

Ich will an dieser Stelle bewußt darauf verzichten, 
im einzelnen darzustellen, zu welch unmöglichen, ja 
unerträglichen Entwicklungen es im Wettlauf der 
öffentlichen Hände auf dem nationalen und inter-
nationalen Geld- und Kapitalmarkt gekommen ist. 
Niemand kann sich dem verschließen. Die kredit-
bedürftige deutsche Wirtschaft liegt bei so unglei-
chem Wettbewerb in einem fast aussichtslosen Ren-
nen. Sie muß nämlich den Kapitaldienst durch 
Leistung erarbeiten, weil sie die Lasten in einem 
immer schärfer werdenden Konkurrenzkampf nicht 
wie die öffentliche Hand auf den Verbraucher oder  

Steuerzahler abwälzen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der These von einem unaufschiebbaren Nachhol-
bedarf kann nur eine relative Bedeutung zuerkannt 
werden; denn was wir nicht erarbeiten, können wir 
auch nicht ausgeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. 
Lachen bei der SPD.) 

Ich meine, wir sollten nach vorn blicken, um ein 
Problem zu lösen, das jeden einzelnen Bürger un-
mittelbar angeht. Denn die Erhaltung der Arbeits-
plätze, die Gewährleistung eines weiteren vernünf

-

tigen Zuwachses des privaten Verbrauchs, die 
Sicherstellung der vertretbaren öffentlichen Inve-
stitionsvorhaben und dazu eben nicht zuletzt auch 
die Berücksichtigung des Kapitalbedarfs für unsere 
Wirtschaft sind eine Lebensfrage für unser Volk 
und damit für jeden einzelnen Bürger. Dies alles ist 
indirekt oder direkt mit diesem Gesetz angespro-
chen. 

Dieses Gesetzgebungswerk geht also nicht nur 
den Bundestag an, der zusammen mit dem Bundesrat 
eine äußerst wichtige Entscheidung zu fällen hat, 
sondern es betrifft, wie schon gesagt, tatsächlich 
jeden einzelnen, und zwar in einer sein gesell-
schaftliches Leben und seine Sicherheit entschei-
denden Weise. Deshalb möchte ich mit großem Ernst 
davor warnen, durch taktische Winkelzüge das 
Hohe Haus, aber vor allem auch die deutsche 
Öffentlichkeit von der verantwortungsvollen Auf-
gabe abzulenken, die uns hier gestellt ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Niemand kann an der Tatsache vorbeisehen, daß 
heute das allgemeine Interesse Regelungen erfor-
derlich macht, Ordnung und Klarheit auf diesem 
wichtigen Gebiete der öffentlichen Finanzwirtschaft 
herbeizuführen. 

Ich möchte deshalb an dieser Stelle den Minister-
präsidenten der Länder und ich füge hinzu: allen 
Ministerpräsidenten — für ihre Erklärung danken, 
die sie im Anschluß an die gemeinsame Sitzung am 
4. August dieses Jahres abgaben, in der es aus-
drücklich heißt, daß ein Stabilisierungsgesetz ohne 
Änderung des Art. 109 des Grundgesetzes nicht wirk-
sam werden kann und daß die Ministerpräsidenten 
deshalb grundsätzlich zu dieser Änderung des 
Grundgesetzes bereit seien. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Haltung des Präsidenten der Deutschen Bundes-
bank ist in dieser Frage klar und eindeutig: zusam-
men mit der Bundesregierung hält die Bundesbank 
das vorgelegte Gesetzgebungswerk für geradezu 
unerläßlich. 

Ich sagte, das Stabilisierungsgesetz ist jetzt 
notwendig, und meine damit, daß wir in der zügigen 
Beratung der Gesetzentwürfe keine Zeit verlieren 
dürfen. Anregungen und wirkliche Verbesserungs-
vorschläge, soweit sie nicht zu einer Aushöhlung 
dieses Gesetzes führen, werden wir mit der gebüh-
renden Aufmerksamkeit entgegennehmen und be-
raten. 

(Abg. Wehner: Sehr großzügig!) 

Eines allerdings möchte ich in diesem Zusammen-
hang ebenso klar aussprechen: Wir werden auf kei-
nen Fall bereit sein, unsere freiheitliche Wirtschafts-
ordnung unter dem Stichwort „Stabilität" kollek-
tiven Bindungen 

(Lachen bei der SPD) 

und überflüssiger staatlicher Bevormundung zu 
unterwerfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeord

-

neten ,der FDP. — Buh-Rufe und anhalten

-

des Lachen bei der SPD.) 
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Wir brauchen dieses Gesetz vor allem bald, um 
allen denkbaren Entwicklungen gegenüber gerüstet 
zu sein. Ich bitte darum das Hohe Haus, seine Ent-
schlüsse so rasch als möglich zu fassen. Ich habe die 
Bitte an Sie, meine Damen und Herren von der 
sozialdemokratischen Fraktion, sich der Mitarbeit an 
einer Aufgabe, die uns alle angeht, nicht zu ver-
schließen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich betone: das Stabilisierungsgesetz muß ein 
wirksames Instrument sein. Es wäre unverantwort-
lich, ein Gesetz zu schaffen, das nicht eine erfolg-
reiche Bewältigung der hier aufgeworfenen Pro-
bleme zuließe. Wir wollen keinem Perfektionismus 
huldigen, wir brauchen vielmehr ein funktionieren-
des Instrument. 

Das Gesetz, um dessen Verabschiedung die Bun-
desregierung dieses Hohe Haus bittet, ist nicht nur 
als eine Sofortmaßnahme für die Sicherung unserer 
wirtschaftlichen Stabilität zu betrachten, sondern 
bedeutet einen Vorgriff auf die ebenfalls dringend . 

notwendige Haushalts- und Finanzreform, die den 
Bundestag sehr bald und gewiß intensiv beschäfti-
gen wird. Die Änderung des Grundgesetzes, ,die wir 
heute vorschlagen, soll als notwendiger Vorgriff auf 
diese systematische und umfassende Reform ge-
wertet werden. Wir alle wissen sehr wohl, daß das 
Grundgesetz insoweit unzulänglich ist und daß die 
Finanzverfassung weitgehend durch Einflüsse und 
Vorbehalte der früheren Besatzungsmächte bestimmt 
wurde. 
(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Na, na! — Sehr 

richtig! bei der CDU/CSU.) 

Aus dieser Erkenntnis heraus haben, wie ich schon 
betonte, die Ministerpräsidenten aller Länder aus-
drücklich erklärt, daß ein Stabilisierungsgesetz ohne 
Änderung des Art. 109 nicht wirksam werden könne 
und daß sie grundsätzlich zu dieser Änderung der 
Verfassung bereit seien. 

Um so erstaunlicher ist es, daß einzelne Sprecher 
der Opposition einer Änderung des  Art.  109 ableh-
nend gegenüberstehen und die Bundesregierung er-
satzweise auf den Abschluß von Staatsverträgen mit 
den einzelnen Ländern verweisen wollen. Sie be-
gründen diese Haltung mit ihrem Respekt vor der 
Verfassung und mit der Sorge vor einem „maßstab-
losen" Ermessen der Regierung. Ich möchte hierzu 
mit aller Entschiedenheit feststellen: Es geht hier 
nicht um die Achtung vor dem Grundgesetz — sie 
ist für uns alle hier im Hause selbstverständlich —, 

(Zurufe von der SPD: Na, na!) 

es geht vielmehr um die Tatsache, daß die hier in 
Frage stehende Bestimmung ,des Grundgesetzes 
nicht mehr den veränderten Lebensbedingungen des 
deutschen Volkes in Bund, Ländern und Gemeinden 
entspricht. 

So vermag ich also einer solchen Begründung nicht 
zu folgen. Staatsverträge wären zur Lösung der an-
stehenden Frage völlig unpraktikabel, weil damit 
jedem einzelnen Land die Möglichkeit gegeben 
wäre, notwendige Beschlüsse zu verhindern und so-
mit das geschaffene Instrument zur Wirkungslosig-
keit zu verurteilen. Es ist darum höchste Zeit, das in 

dieser Frage mittlerweile unzulänglich gewordene 
Grundgesetz der heutigen Verfassungsnotwendig

-

keit anzupassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die jetzt zur Diskussion stehende Erweiterung 
des Art. 109 stützt sich zudem bewußt auf das 
Sachverständigengutachten über die Finanzreform, 
dessen Ergebnisse auch von der SPD begrüßt wor-
den sind. 

(Abg. Wehner: Wie es Ihnen gerade paßt, 
so nehmen Sie es!) 

Die Bundesregierung hat sich im übrigen mit den 
Änderungswünschen des Bundesrates zu Art. 109 
weitgehend einverstanden erklärt. Dazu gehört auch 
der Vorschlag, daß die Bundesregierung zum Erlaß 
von Verordnungen nicht unmittelbar durch das 
Grundgesetz ermächtigt werden soll, sondern durch 
ein Ausführungsgesetz nach Art. 109, d. h. also hier: 
durch das Stabilitätsgesetz. Dies wieder bedeutet, 
daß die im Stabilitätsgesetz vorgesehenen Verord-
nungsermächtigungen nur im Rahmen des Art. 80 
möglich sind und daher hinreichend konkretisiert 
und limitiert sein müssen. Von einer Gefahr einer 
„Ermessenswillkür der Regierung" kann also keine 
Rede sein. Darum ist jede Gedankenverbindung 
zum Art. 48 der Weimarer Verfassung völlig fehl 
am Platze. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Lassen Sie mich abschließend nochmals erklären: 
die dem Hohen Hause vorliegenden Gesetzentwürfe 
sind Maßnahmen, die der Sicherung der Stabilität 
von Wirtschaft und Währung dienen sollen und 
können. Sie sollten deshalb nicht zerredet werden. 

(Lachen bei der SPD.) 

Sie sind ein Teil des umfassenden Programms der 
Finanzreform und der gesamten öffentlichen Haus-
haltswirtschaft, das ich in den Grundzügen in meiner 
Erklärung am 27. Mai dem Hohen Hause vorge-
tragen habe. Die zur Verwirklichung dieses Pro-
gramms erforderlichen Arbeiten sind innerhalb der 
Bundesregierung in vollem Gange. Mit einer Zustim-
mung zum Stabilitätsgesetz leisten Parlament und 
Regierung gemeinsam einen weiteren bedeutsamen 
Beitrag zu einem Reformwerk, das die Zukunft 
unseres Volkes in einem modernen leistungsfähigen 
und gesunden Staatswesen gewährleistet. 

(Anhaltender Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bundes-
regierung unterbreitet Ihnen erstens den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes — 
Art.  109 — und zweitens den Entwurf eines Geset-
zes zur Förderung der wirtschaftlichen Stabilität. 
Beide Gesetze werden seit Monaten lebhaft disku-
tiert. Die Bundesregierung stellt mit Genugtuung 
fest, daß die überwiegende Mehrheit unserer Bevöl-
kerung die dringliche Notwendigkeit dieser Gesetze 
bejaht. 



2658 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 55. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. September 1966 

Bundesminister Schmücker 
Unsere Menschen spüren genau, daß an vielen 

Ecken und Enden die Wirtschaftskraft überfordert 
wird. 

(Zuruf von der SPD: Deine Schuld!) 

Sie sind von dem Ausmaß des Fortschritts so beein-
druckt, daß sie sich immer wieder fragen, ob und 
wie lange das in diesem Tempo so weitergehen 
kann. 

(Sehr wahr! in der Mitte. — Lachen bei 
der SPD.) 

Sie haben ein durchaus gesundes Empfinden dafür, 
daß eine Entwicklung sich organisch vollziehen soll. 
Sie verlangen darum danach, daß diejenigen, die 
immer wieder über die wirtschaftlichen Grenzen 
hinausgreifen, zum konjunkturgerechten Verhalten 
gedrängt werden. Die positive Einstellung zu den 
Gesetzen wird am deutlichsten in jener Kritik, die 
schon eine frühere Vorlage gewünscht hätte. Die 
Zustimmung wird aber auch deutlich an dem ernsten 
Bemühen, mit dem von fast allen Seiten um die 
richtige Gestaltung der einzelnen Bestimmungen 
gerungen wird. 

Zu Beginn der Beratungen im Deutschen Bundes-
tag möchte die Bundesregierung erklären — wie 
sie dies gegenüber dem Bundesrat getan hat —, 
daß sie nicht nur notgedrungen, im Hinblick auf 
die Verfassungsänderung, sondern auch wegen der 
weittragenden Bedeutung des Stabilitätsgesetzes 
eine breite Mehrheit anstrebt. Die Bundesregierung 
geht deshalb auch ohne Autorenehrgeiz in die De-
batte. Ich bitte Sie aber, meine Damen und Herren, 
diese Gesetze nicht auseinanderzureißen. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr gut!) 

Sie stellen ein zusammengehöriges Ganzes dar und 
müssen deshalb aus einer gesamtpolitischen Be-
trachtung beurteilt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Deshalb ist es wohl unvermeidlich, die Begründung 
der Vorlagen mit einigen allgemeinen Feststellun-
gen zu beginnen. 

Meine Damen und Herren! Vollbeschäftigung, be-
ständiges Wirtschaftswachstum und Geldwertstabi-
lität bei außenwirtschaftlichem Gleichgewicht sind 
Ziele jeder fortschrittlichen Wirtschaftspolitik, 
gleichgültig, welchen Namen sie sich zugelegt haben 
mag. Bisher aber ist es in keinem Land gelungen, 
alle drei Forderungen über einen längeren Zeit-
raum gleichmäßig zu erfüllen. Mit anderen Worten: 
Wir sprechen über Probleme, mit denen sich fast 
alle Länder auseinanderzusetzen haben. Wir disku-
tieren sie nach den Tatsachen und Umständen unse-
res Landes, aber wir diskutieren nicht etwa eine 
nur deutsche Frage, schon gar nicht eine Frage, die 
lediglich diese Bundesregierung anginge. Auch in 
den Ländern, in denen die Regierungen mit der 
wirtschaftlichen Freiheit weniger behutsam umge-
hen als wir, ist eine befriedigende Lösung bisher 
nicht gelungen. 

Diese zweite Beobachtung ist deswegen so wich-
tig, weil sie erneut beweist, daß die Einengung der 

Freiheit ein untaugliches Rezept für die Wirtschafts-
politik ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ja, man kann sogar sagen, je stärker die Eingriffe 
und je länger bindend die Planung, um so schlechter 
das Ergebnis. In keinem Land, auch nicht in unse-
rem, kann darauf verzichtet werden, in kritischen 
Situationen vorübergehend gewisse Beschränkun-
gen vorzunehmen, aber man sollte sie nicht zum 
alltäglichen Bestandteil der Politik machen. 

Die dritte Feststellung betrifft ebenfalls eine 
Selbstverständlichkeit, jedoch wiederum eine Selbst-
verständlichkeit, die immer wieder außer acht ge-
lassen wird. Die Überbetonung eines der drei Ziele, 
der Vollbeschäftigung, des beständigen Wirt-
schaftswachstums oder der Geldwertstabilität, führt 
zwangsläufig zu einer Schwächung eines anderen. 
Minderbeschäftigung geht meistens zu Lasten des 
Wachstums. Die dabei entstandene Stabilität wird 
zu teuer erkauft. Überbeschäftigung gefährdet die 
Stabilität und verleitet zu übereilten Wachstums-
planungen. Übertriebenes Wachstum geht immer 
mit Preissteigerungen einher und führt leicht zu 
Erschütterungen in der Beschäftigung. Und um nun 
auch diese Variante zu sagen: Stabilisierung, die 
bis zur Deflation getrieben wird, bekommt weder 
dem Wachstum noch der Vollbeschäftigung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist nun kein Trost, daß das Gleichgewicht, wenn 
es gestört wird, sich nach einiger Zeit von selbst 
wieder einstellt. Ich bin sicher, daß die große Mehr-
heit dieses Hauses mit der Bundesregierung darin 
übereinstimmt, daß die Schäden, die bei einem sol-
chen laisser-faire entstehen, zu groß sind, als daß 
man sie in Kauf nehmen könnte. Es kommt also 
darauf an, durch eine behutsame Beeinflussung des 
Wirtschaftsablaufs das Gleichgewicht in jeweils 
optimaler Weise zu erreichen. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die vorgelegten 
Gesetze im Sinne dieser Überlegungen betrachten 
würden und sie herausnähmen aus dem einseitigen 
Bezug auf die gegenwärtigen Schwierigkeiten. Wenn 
Sie das tun, erledigen sich viele Bedenken von sel-
ber, denn es geht nicht darum, diesen oder jenen 
einzuengen — oder gar zu bestrafen —; es geht 
darum, einen breiteren Bewegungsraum für alle zu 
sichern. Ich bitte Sie ferner, bei aller Berücksichti-
gung der internationalen Angleichungen, die durch 
das hohe Maß außenwirtschaftlicher Verflechtung 
entstehen, nicht einem Defaitismus zu verfallen. 

Die Gefahren der importierten Inflation dürfen 
nicht bagatellisiert werden, aber sie sind nicht durch 
einen Kunstgriff zu bändigen. Das einstweilen beste 
Mittel gegen sie ist eine internationale Absprache 
zu einer soliden Wirtschafts- und Finanzpolitik, zu-
mindest zwischen den führenden Industrieländern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung hat sich in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, in der OECD, im Weltwäh-
rungsfonds und insbesondere im Zehnerklub unent-
wegt bemüht, die internationale Währungsdisziplin 
zu verbessern. Die Erfolge dabei sind unbestreitbar, 
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wenngleich sie noch nicht voll befriedigen. Aber aus 
diesen Bemühungen auszuscheren und im Allein-
gang eine Sonderposition anzustreben, wäre ver-
hängnisvoll. So stark ist die deutsche Position im 
Welthandel nun auch wieder nicht, daß wir uns 
währungspolitisch erlauben könnten, was nur uns 
zum Nutzen ist. Die beste Methode ist, daß jedes 
Land zunächst zu Hause das tut, was erforderlich ist. 
Die Bundesregierung sieht also auch in diesen ihren 
Vorlagen einen Beitrag zur Stärkung der inter-
nationalen Währungs- und Wirtschaftsdisziplin. Es 
bleibt ihr Ziel, das sie so lange beharrlich anstre-
ben wird, bis sie es erreicht hat, analog den im 
GATT festgelegten Regeln für den Welthandel, eine 
vertragliche Sicherung der Geldwertstabilität durch-
zusetzen. Natürlich darf nicht übersehen werden, 
daß sich die großen Industrieländer in sehr unter-
schiedlichen Situationen befinden, was bedeutet, daß 
nationale Maßnahmen auch sehr unterschiedlich 
wirken. 

Wir in der Bundesrepublik registrieren seit etwa 
1959/60 eine bemerkenswerte Überbeschäftigung. 
Die Inlandsreserven an Arbeitskräften sind von Jahr 
zu Jahr geringer geworden. Die Vermehrung der 
Beschäftigtenzahl ist 1965 nur noch durch Gast-
arbeiter möglich gewesen. Ich frage midi: Wie lange 
will man diese Tatsache eigentlich noch ignorieren? 
Trotz des steilen, ja bewundernswerten Anstiegs 
der Sparleistungen und eines beträchtlichen Wachs-
tums der Investitionen war die überzogene Nach-
frage nicht zu erfüllen. Den Preis für das überdurch-
schnittliche Wachstum und die Über-Vollbeschäfti-
gung haben wir in den letzten Jahren bei der 
Stabilität bezahlen müssen. Das ist ein unbefrie-
digender Zustand. Ihn aber „Wirtschaftskrise" zu 
nennen, meine Damen und Herren, ist eine maßlose, 
ich meine sogar, eine üble Übertreibung! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und ich gehe wohl nicht fehl in der Behauptung, 
daß die lautesten Rufer diesen Zweckpessimismus 
verbreiten, um dabei Geschäfte zu machen, 

(erneuter Beifall bei den Regierungsparteien) 

Geschäfte kommerzieller und auch Geschäfte poli-
tischer Art! 

Nun, meine Damen und Herren, auch das ist 
keineswegs eine nur deutsche Untugend, sie ist weit 
verbreitet und in allen Ländern zu Hause. Auch in 
diesem Punkt brauchen wir einen internationalen 
Vergleich nicht zu scheuen. Also, lassen wir uns 
durch die Übertreibungen nicht irre machen! Es 
bleibt unser Ehrgeiz, allen Unzulänglichkeiten und 
neuen Schwierigkeiten zum Trotz die drei großen 
Anliegen zu erfüllen, nämlich die Vollbeschäftigung 
und das Wachstum aufrechtzuerhalten und dazu die 
Geldwertstabilität in optimaler Weise zu verwirk-
lichen. Dabei kommt es darauf an, in der Konkurrenz 
der Ideale den goldenen Mittelweg zu finden. Um 
dies zu können, benötigen wir eine Erweiterung des 
konjunkturpolitischen Instrumentariums; aber wir 
bedürfen zugleich der verstärkten Zusammenarbeit 
aller am Wirtschaftsleben beteiligten Kräfte. Die 
besten Gesetze nützen nichts, wenn diese Zusam-
menarbeit unterbleibt. Ich wäre darum dankbar, 

wenn wir diese Debatte über die beiden Gesetzes-
vorlagen hier und in den Ausschüssen so führen 
könnten, daß von der Art der Erörterung der tech-
nischen Hilfsmittel und Instrumente eine Auffor-
derung an alle ausgeht, wirtschaftspolitisch zusam-
menzuarbeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wer diese Gesetze in der jetzigen oder in einer 
nach seiner Meinung noch zu verbessernden Form 
will, der muß diesen Willen zur richtigen Anwen-
dung schon während der Beratung durch seine 
eigene Bereitschaft zur Kooperation unter Beweis 
stellen. 

Als Grundlage für eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit im Sinne des „kooperativen Föderalis-
mus" brauchen wir die Änderung des Grundgesetzes 
in Artikel 109. Der Vorschlag, das Ziel durch staats-
vertragliche Vereinbarungen zu erreichen, ist sicher-
lich einer gründlichen Überlegung wert. Die Bundes-
regierung hat diese Überlegungen bereits bei Be-
ginn ihrer Arbeiten angestellt. Ja, sie hat sogar 
eine weite Strecke ihrer internen Beratungen auf der 
gedanklichen Grundlage vertraglicher Vereinbarun-
gen geführt. Sie ist dann aber zu dem Ergebnis ge-
langt, daß diese eminent politischen Entscheidungen 
nicht durch vertragliche Vereinbarungen herbeige-
führt werden sollten. Der Platz für derartige Ent-
scheidungen ist nun einmal das Grundgesetz. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Nach Auffassung der Bundesregierung wären Staats-
verträge, die Kompetenzen verändern, welche zwi-
schen Bund und Ländern im Grundgesetz festgelegt 
sind, verfassungsrechtlich in hohem Maße bedenk-
lich. 

(Erneute Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Sie würden gegen die in der Verfassung festgelegte 
bundesstaatliche Ordnung verstoßen. Sie würden 
uns auf den gefährlichen Weg der Rückentwicklung 
des Bundesstaates zum Staatenbund führen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ein einzelnes Land könnte Entscheidungen, die für 
die Gesamtheit von lebenswichtiger Bedeutung 
sind, blockieren. Dieser Weg wäre in ein er Zeit, die 
durch eine zunehmende Verflechtung und eine wach-
sende Abhängigkeit aller Bereiche und Regionen 
geprägt ist, anachronistisch. Er würde unsere staat-
liche Entwicklung der letzten hundert Jahre igno-
rieren. Aber ganz abgesehen von dieser verfas-
sungsrechtlichen und verfassungspolitischen Proble-
matik könnten vertragliche Vereinbarungen in an-
gemessener Zeit keine tragfähigen Grundlagen für 
eine stabilitätsorientierte Finanzpolitik aller öffent-
lichen Hände schaffen. Wie z. B. sollten Länder in 
die Lage versetzt werden, durch Verträge mit dem 
Bund auch die Gemeinden zu verpflichten? Oder 
denkt man daran, in gleicher Weise wie zwischen 
Bund und Ländern Verträge zwischen den Gemein-
den und den Ländern abzuschließen? Es ist doch sehr 
fraglich, ob die Landesregierungen und die Parla-
mente ohne Änderung ihrer eigenen Verfassung — 
ich wiederhole: ohne Änderung ihrer eigenen Ver- 
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fassung — solche vertraglichen Regelungen durch-
führen könnten. 

Natürlich darf das Grundgesetz nicht mutwillig 
und voreilig geändert werden, aber man sollte den 
geraden und sauberen Weg einer Verfassungsän-
derung nicht scheuen, wenn die veränderte Lage 
dies erfordert. Daß der Bundesrat sich mit Mehrheit 
schon für die Ergänzung des Grundgesetzes ausge-
sprochen hat, ist ein ermutigendes Zeichen. 

Ich habe in den letzten Tagen mehrfach gehört, 
daß der Bundestag ein höheres Mitwirkungsrecht 
haben möchte, als dies in der Grundgesetzänderung 
und in dem Entwurf des Stabilitätsgesetzes vorge-
sehen ist. Die Bundesregierung betont darum aus-
drücklich, daß bei Wahrung der Zuständigkeiten von 
Legislative und Exekutive ein Höchstmaß an Betei-
ligung des Deutschen Bundestages wünschenswert 
ist. Ich selber habe aus meiner Tätigkeit im Wirt-
schaftsausschuß nicht vergessen, daß wir uns sehr 
häufig darüber ärgerten, im Wirtschaftsrecht in den 
nebensächlichsten Fragen entscheiden zu dürfen, 
während die Wirtschaftspolitik häufig an uns vor-
beiging. Man sollte hier im Hause und im Ausschuß 
überlegen, welche Wege gewählt werden sollen. Die 
Bundesregierung wird sich gern an der Erarbeitung 
solcher Vorschläge beteiligen. Sie bittet das Hohe 
Haus, die Grundgesetzänderung zu ermöglichen, da-
mit Bundesregierung, Bundesrat und Bundestag je-
der in seinen Zuständigkeiten — und also alle ge-
meinsam — der Verantwortung für die Wirtschafts-
entwicklung besser entsprechen können. Heute 
reicht das Grundgesetz dazu nicht aus. Ich wieder-
hole:  Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung 
sowie alle Länderregierungen sind darauf angewie-
sen, diese Grundgesetzänderung zu erhalten, wenn 
sie eine moderne und erfolgreiche Wirtschafts- und 
Finanzpolitik treiben wollen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Es geht also bei der Grundgesetzänderung nicht nur 
um die Ausweitung der Befugnisse der Bundesregie-
rung, sondern um eine notwendige Kompetenzzu-
weisung an alle Bundesorgane und an die Länder. 

Meine Damen und Herren, auch zum Gesetz zur 
Förderung der wirtschaftlichen Stabilität hat die 
Bundesregierung die vielfältigen Vorschläge und 
Anregungen des Bundesrates sorgfältig geprüft und 
sie weitgehend übernommen. Ich habe bereits ge-
sagt, weshalb wir dieses Gesetz benötigen. Die 
Überbeschäftigung, die Normalisierung der Wachs-
tumsmöglichkeiten, die wirtschaftliche Integration 
Europas und die steigende weltwirtschaftliche Ver-
flechtung haben die Voraussetzungen für die Siche-
rung einer gleichgewichtigen Wirtschaftspolitik we-
sentlich verändert. Wir müssen unser konjunktur-
politisches Instrumentarium daher modernisieren. 
Das ist keineswegs eine Abkehr von dem Grundkon-
zept unserer erfolgreichen Sozialen Marktwirtschaft. 
Im Gegenteil, es ist gerade das Kennzeichen dieser 
Wirtschaftsordnung, nicht in starrer Verharrung 
hängenzubleiben, sondern mit ihren eigenen Er-
folgen Schritt zu halten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und daß die Arbeit an der marktwirtschaftlichen 
Ordnung je aufhören würde, dieser Täuschung 
haben wir uns niemals hingegeben. Das Trugbild, 
man könnte eine Wirtschaftsordnung wie eine 
Maschine bauen und brauchte sie dann nur noch 
laufen zu lassen, entstammt einer Ideologie, nicht 
unseren Grundsätzen. Wir geben uns keineswegs 
der Täuschung hin, daß alle diejenigen, die ihr Herz 
für die Marktwirtschaft erst in den letzten Jahren 
erwärmen konnten, unter diesem Namen dasselbe 
verstehen wie wir. Ich befinde mich aber mit denen 
in Übereinstimmung, die unter marktwirtschaft-
licher Konjunkturpolitik eine Globalsteuerung ver-
stehen. Ich bitte jedoch darum, daß man sich dann 
auch mit einer globalen Auswirkung begnügt und 
nicht selektive Ergebnisse verlangt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es geht nicht an, Unzulänglichkeiten im einzelnen 
der Globalsteuerung als Versagen anzulasten. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Wer bis ins einzelne hinein beeinflussen will, also 
selektiv vorgehen möchte, dem bleibt nichts anderes 
übrig, als zu dirigieren. Das konjunkturpolitische 
Instrumentarium, das die Bundesregierung Ihnen 
vorschlägt, greift nicht nach Einzelheiten. Das ist 
keine Unzulänglichkeit, sondern das ist, wie ich 
meine, gerade der Vorzug dieser Vorlage. Es ist 
gewollt und wird von der Bundesregierung mit Nach-
druck vertreten. Die Verantwortung von Unterneh-
mern, von Tarifpartnern und auch des Verbrauchers 
bleibt bestehen, so wie ihre Freiheiten unangetastet 
bleiben sollen. 

Meine Damen und Herren, das neue Instrumen-
tarium muß nach allen Seiten hin wirksam und an-
wendbar sein. Heute steht noch die Konjunktur-
dämpfung im Vordergrund. Die Lage kann sich 
rascher ändern, als es uns lieb ist; wir müssen Vor-
sorge treffen, auch in veränderter Lage handeln zu 
können. 

Das Stabilitätsgesetz hat vier Ansatzpunkte. Der 
erste und zugleich wichtigste Ansatz zielt auf eine 
wirtschafts- und konjunkturpolitische Orientierung 
der öffentlichen Haushalte. Die öffentliche Hand ist 
mit einem Anteil von rund 30 % am Bruttosozial-
produkt der bei weitem größte Auftraggeber der 
Wirtschaft und ein stets hungriger Nachfrager am 
Kapitalmarkt. Die Wirkungen der öffentlichen Haus-
halte gehen außerdem weit über die rechnerischen 
Quoten und Anteile hinaus; denn der Bund, die 
Länder und auch die Gemeinden werden — ob sie 
wollen oder nicht — als Beispiel genommen. Leider 
hat sich auch hier schon ein Zahlen-Fetischismus 
entwickelt, der das Denken überflüssig machen will 
und viel Unvergleichbares durcheinanderwirft. Wir 
sollten dem gemeinsam entgegentreten und diese 
schwierigen Auseinandersetzungen nicht allein dem 
Herrn Bundesfinanzminister überlassen; denn Haus-
haltsrecht ist Parlamentsrecht, meine Damen und 
Herren. 

Den öffentlichen Händen Zuwachsraten zuzuwei-
sen wie Einkommensbeziehern, ist wirklich eine 
schreckliche Simplifizierung! In § 1 werden Bund 
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und Länder verpflichtet zu einer Einordnung ihrer 
gesamten wirtschafts- und finanzpolitischen Ent-
scheidungen in die übergeordnete Zielsetzung der 
Geldwertstabilität, der Vollbeschäftigung, des 
Wachstums und des außerwirtschaftlichen Gleich-
gewichts. Diese verpflichtende Generalregel findet 
ihre konkrete Ausgestaltung für den Bereich der 
Haushaltspolitik in den §§ 2 bis 18. Wenn dabei an 
einzelnen Stellen anstelle einer Muß-Vorschrift ein 
„Sollen" steht, so ist das nicht etwa, wie einige 
sagten, ein Ausdruck mangelnder Konsequenz, son-
dern das Ergebnis sehr eingehender, vor allem auch 
juristischer Beratungen und Prüfungen. Konjunktur-
steuerung ist Politik, und die politische Entschei-
dung bei der Wahl der Mittel und ihrer Dosierung 
muß erhalten bleiben. 

Für die öffentlichen Haushalte von Bund, Ländern 
und Gemeinden sieht das Gesetz vor allem eine 
Verpflichtung zur konjunkturellen Aufstellung und 
Ausführung vor. In den Zeiten übermäßiger kon-
junktureller Gesamtnachfrage sollen überschüssige 
Steuermittel zur Schuldentilgung bei der Bundes-
bank verwandt oder in eine Konjunkturausgleichs-
rücklage gegeben und damit stillgelegt werden. Um-
gekehrt muß bei drohender Rezessionsgefahr die 
fehlende Nachfrage durch Mittel der Konjunktur-
ausgleichsrücklage und eine Kreditfinanzierung 
rasch angefüllt werden können. 

Um je nach der Konjunkturlage schnell handeln 
zu können, soll das Gesetz, anknüpfend an die Vor-
schriften in den letzten Haushaltsgesetzen, der Bun-
desregierung Möglichkeiten zu einer Ausweitung 
oder Sperre von Ausgaben geben. 

Der jährlichen Haushaltswirtschaft ist dabei eine 
mittelfristige Finanzplanung zugrunde zu legen. Das 
ist keine Kann-Vorschrift, sondern eine Muß-Vor-
schrift, die ich nicht nur wegen der konjunkturpoliti-
schen, sondern ebenso auch wegen der strukturpoli-
tischen Bedeutung für einen der Kernpunkte des 
Gesetzes halte. Die mittelfristige Finanzplanung soll 
ja nicht nur die Möglichkeiten für die globale Aus-
weitung des öffentlichen Finanzvolumens aufzeigen, 
sondern sie soll und sie muß auch die Prioritäten 
für die großen politischen Aufgaben festlegen. Da-
bei wird es sicherlich nicht ohne Bestimmung von 
Quantitäten gehen. Die mehrjährige Finanzplanung 
wird so etwas wie eine Regierungserklärung in 
Zahlen sein müssen. Eine mittelfristige Finanzpla-
nung funktioniert natürlich nur mit einer Vorschau 
auf die Gesamtentwicklung der Wirtschaft und auf 
das, was sie in den nächsten Jahren vermutlich zu 
leisten vermag. 

Wir haben in den Gutachten des Sachverständi-
genrates bereits jährliche gesamtwirtschaftliche 
Analysen und Prognosen. Ich würde es für nützlich 
halten, wenn wir daneben wieder zu einer Dar-
legung der Wirtschaftsentwicklung und der not-
wendigen Leitlinien kämen, wie es früher in den 
Wirtschaftsberichten praktiziert worden ist. Das hat 
seine Bedeutung nicht nur für die Löhne, sondern 
ebenso auch für die gesamten wirtschafts- und 
finanzpolitischen Entscheidungen des Staates. Aber 
Dei all diesen Zahlen zur Wirtschaftsentwicklung 

und zur Finanzplanung kann es selbstverständlich 
keine absolute Verbindlichkeit geben. Sie können 
nur die großen Linien andeuten und die Ausgaben

-

wünsche harmonisieren; im einzelnen müssen sie 
beweglich bleiben. Das schwierigste an einer mittel-
fristigen Planung ist nicht die Aufstellung dieses 
Planes, sondern danach die tägliche Anpassung an 
die Notwendigkeiten und die Möglichkeiten. 

Man sollte beispielsweise folgendes ebenfalls 
nicht übersehen: Das notwendige, für manchen bit-
tere Gegenstück zu einer mittelfristigen Finanzpla-
nung ist die Begrenzung der gesetzlich gebundenen 
Ausgaben auf ein unverzichtbares Minimum, denn 
nur dann ist wirkliche Politik möglich. Es geht also 
bei der mittelfristigen Planung nicht um eine zu-
sätzliche Bindung der ohnehin schon viel zu gering 
gewordenen Manövriermasse, sondern um eine 
weitgehende Auflockerung der durch Gesetze viel 
zu langfristig und zu starr festgelegten Mittel. Der 
Haushalt sollte den Finanzablauf bestimmen und 
nicht eine Vielzahl von zählebigen Sondergesetzen. 
Ich bin sogar der Auffassung, daß wir für jeweils 
akute Maßnahmen, also zur kurzfristigen Disposi-
tion, einen erheblich höheren Betrag zur Verfügung 
haben müssen, als das bisher der Fall gewesen ist. 
Wir müssen uns heute so manches entgehen lassen, 
was im harten internationalen Wettbewerb stärkere 
Partner rascher an sich ziehen können, weil wir uns 
im öffentlichen Haushalt zu sehr verausgaben. Ich 
bin sicher, daß das Hohe Haus meine Sorgen teilt. 
Doch das reicht nicht, es muß auch die Mittel parat 
halten! Und es muß bereit sein, methodisch klug 
vorzugehen, und es muß nicht immer die Minister 
mit dem Schellenbaum auf die Jagd schicken wollen. 
Schon aus diesen Anmerkungen geht hervor, daß 
die mittelfristige Betrachtung keineswegs eine Er-
leichterung im Sinne der Verringerung der Arbeiten 
darstellt. Im Gegenteil, die Politik soll durch die 
mittelfristige Planung vielseitiger und reagibler ge-
macht werden, und das bedeutet, ihr ein höheres 
Maß an Mühen und Verantwortung zuzuweisen. 

Im Zusammenhang mit der mittelfristigen Finanz-
planung werden wir uns auch um die Klärung der 
Begriffe „volkswirtschaftliche Gesamtrechnung", 
„Nationalbudget" und „Einkommenspolitik" bemü-
hen müssen. Ich hoffe sehr, daß es gelingt, im Bun-
destag eine Übereinstimmung über die Abgrenzun-
gen in der mittelfristigen Politik herbeizuführen. 
Wenn das aber nicht gelingt, dann sollte sich nie-
mand scheuen, die Unterschiede deutlich anzuspre-
chen. 

Meine Damen und Herren, die Bemühungen um 
eine mittelfristige Finanzplanung und um eine anti-
zyklische Haushaltspolitik können auf die Dauer 
nur erfolgreich sein, wenn Bund, Länder und Ge-
meinden sich abstimmen. § 12 des Gesetzes sieht 
deswegen eine gemeinsame Beratung von Bund und 
Ländern vor. Bund und Länder stehen dabei gleich-
rangig nebeneinander, und jeder kann die Initiative 
ergreifen. Die Initiative für eine Begrenzung der 
öffentlichen Kreditaufnahme liegt zwar bei der 
Bundesregierung, die Rechtsverordnungen bedür-
fen aber nach § 13 der Zustimmung des Bundes-
rates, und sie werden vorher im Ausschuß für 
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öffentlichen Kredit mit den Vertretern der Länder 
und Gemeinden beraten. Ob für die Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern neben diesem Ausschuß 
für öffentlichen Kredit und den bestehenden Gre-
mien noch weitere Institutionen nützlich sein könn-
ten, erscheint mir fraglich. Wir sollten darüber dis-
kutieren. Vielleicht aber kommen wir mit Zusam-
menfassungen eher zum Ziele. Die Bundesregierung 
ist der Meinung, daß diese Frage nicht theoretisch, 
sondern aus der Erfahrung entschieden werden 
sollte. Darum sind die textlichen Vorschläge im 
Gesetz so gehalten, daß man jederzeit die bestmög-
liche Form wählen kann. 

Hinsichtlich des Verfahrens bei der Kreditlimitie-
rung in § 14 gibt es noch gewisse Unterschiede in 
den Auffassungen zwischen der Bundesregierung 
und dem Bundesrat. Es soll nicht bestritten werden, 
daß das vom Bundesrat vorgeschlagene Verfahren 
mit Gesamtbeträgen für den Bund und die Länder 
zunächst einfacher aussieht. Aber die Bundesregie-
rung hält den Weg, die Begrenzung der Kredite un-
mittelbar für jeden Haushalt nach bestimmten Maß-
stäben und Schlüsseln durchzuführen, für prakti-
kabler und für wirksamer. Er wird auch der gleich-
mäßigeren Behandlung der Beteiligten besser ge-
recht. Ich glaube aber nicht, daß die Notwendigkeit, 
Bund, Länder und Gemeinden zu einem abgestimm-
ten Verhalten bei ihrer Mittelbeschaffung am Kapi-
talmarkt zu bringen, im Prinzip bestritten wird. 
Das aber ist die Frage, um die es geht, und diese 
Frage muß so oder so entschieden werden. Wir 
haben in den beiden letzten Jahren gesehen, daß 
selbst die unerhört hohe Sparleistung von 11 bis 
12 % des Einkommens der privaten Haushalte nicht 
ausreicht, um die Nachfrage am Kapitalmarkt zu be-
friedigen. Eine Ausweitung des Kapitalangebots aus 
ausländischen Quellen vorzunehmen ist so lange 
gefährlich, wie in unserem Lande keine Reserven 
vorhanden sind, welche die güterwirtschaftliche 
Deckung übernehmen. Ausländisches Geld, das zu-
sätzlich hereinkommt, ohne die entsprechende ge-
samtwirtschaftliche Produktionsleistung auszulösen, 
inflationiert nur. Das zu übersehen wäre eine Selbst-
täuschung! 

Der zweite wichtige Ansatz des Stabilitätsgesetzes 
liegt bei der privaten Investitionsnachfrage. Wie die 
Last der Stabilisierung und der Sicherung des 
Gleichgewichtes nicht allein von der privaten Wirt-
schaft getragen werden kann und darf, so kann 
sie umgekehrt auch nicht ausschließlich den öffent-
lichen Haushalten aufgebürdet werden. Die Ent-
wicklung der privaten Investitionen in den letzten 
Jahren zeigt deutlich den engen Zusammenhang 
zwischen der Investitionsnachfrage und dem Kon-
junkturverlauf. Schwankungen in den Zuwachsraten 
der Ausrüstungsinvestionen während der ersten 
60er Jahre zwischen +19,1 % und +2,9 % oder von 
+12,3 % im Jahre 1965 auf voraussichtlich 3 1/2 bis 
5 % im Jahre 1966 sind weder für die private Wirt-
schaft noch für die gesamte Volkswirtschaft von 
Vorteil. Die Konjunkturpolitik braucht ein Instru-
ment, um das notwendige Wachstum der Investitio-
nen beständiger und stetiger zu machen. In § 19 
des Gesetzentwurfs ist deswegen eine Erweiterung  

der Möglichkeiten für die konjunkturpolitische 
Variierung der Abschreibungsmodalitäten vorge-
sehen. Die Veränderung der steuerlichen Abschrei-
bungssätze ist vor allem ein wirksames Mittel zur 
Abwehr einer drohenden Stagnation. Aber wer die 
Möglichkeit zur Erhöhung der Abschreibungssätze 
fordert, muß auch ja sagen zu der umgekehrten 
Möglichkeit im gegenteiligen Fall. Es kann und soll 
bei der Variierung der Abschreibungssätze auf gar 
keinen Fall um eine Einschränkung der privaten 
Investitionstätigkeit oder ihres Wachstums gehen. 
Die Bundesregierung kennt sehr wohl die zentrale 
Rolle der privaten Investitionstätigkeit für das 
künftige Wachstum der Wirtschaft. Sie übersieht 
keineswegs, daß der Konjunkturausgleich, der von 
der Angebotsseite her kommt, gesünder und vor-
teilhafter ist als eine Beschränkung der Nachfrage. 
Darum gebührt der Angebotsausweitung immer der 
Vorrang. 

Bei der Variierung der Abschreibungssätze geht 
es — ich betone das ausdrücklich nicht um eine 
Beschränkung der Investitionen, sondern um ein 
höheres Maß an Stetigkeit und Beständigkeit in 
ihrem Wachstum. Die Modalitäten sind so gewählt, 
daß in die laufenden Abschreibungen nicht einge-
griffen werden kann. Nur solche Investitionen, die 
in einem begrenzten Zeitraum der Verordnungs-
dauer getätigt werden, erhalten andere — erweiterte 
oder verminderte — Abschreibungssätze. Im übrigen 
ist in unserer gegenwärtigen Konjunkturlage eine 
Senkung der Abschreibungssätze ebensowenig ak-
tuell wie die Anwendung der Kreditplafondie-
rung. Dieser dritte Ansatzpunkt des Gesetzes ist ein 
notwendiges Gegenstück und eine unverzichtbare 
Ergänzung zur Kreditlimitierung im öffentlichen 
Bereich. Würden wir darauf verzichten, so wären 
bei einer. Begrenzung des öffentlichen Kredits einem 
Ausweichen auf privatwirtschaftliche Finanzierungs-
formen Tür und Tor geöffnet. Ich erinnere nur an 
das Vordringen der Leasing-Finanzierung und die 
Verlagerung von öffentlichen Finanzierungsaufga-
ben auf private Gesellschaften. 

Ich weiß, daß in der Wirtschaft viele Bedenken be-
stehen, wenn sie auch nach den Diskussionen der 
letzten Monate geringer geworden sind. Man spricht 
hie und da von einem verhängnisvollen Weg in den 
Dirigismus. Aber dann müßten auch die bisherigen 
direkten Liquiditätseingriffe durch Mindestreserve

-

vorschriften und Rediskontplafonds dirigistisch sein. 
 Die Kreditplafondierung trifft auch den Mittelstand 

nicht härter als die Anwendung der bisherigen 
Instrumente der Kreditpolitik. Bonität und Ren-
tabilität werden auch bei einer Kreditplafondierung 
den Zugang zum Kredit bestimmen. Außerdem ist 
die Struktur unseres Bankwesens derartig, daß 
große Bereiche unserer Kreditwirtschaft speziell auf 
die mittlere Wirtschaft ausgerichtet sind. Um jedoch 
alle Mißverständnisse auszuräumen, betone ich an 
dieser Stelle, daß die Kreditplafondierung kein 
Instrument des alltäglichen Gebrauchs werden kann 
und werden darf. Auch nach Meinung der Bundes-
bank soll dieses Mittel nur dann eingesetzt werden, 
wenn die anderen regulären Mittel nicht ausreichen, 
insbesondere dann, wenn es gilt, eine akute Gefahr 
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für die Währung abzuwehren. Es wird nicht be-
stritten, daß die Anwendung zu Härten führen kann; 
das ist bei ,den übrigen Notenbankinstrumenten 
auch der Fall. Die Bundesregierung ist aber bereit, 
der Anregung des Bundesrates zu folgen und die 
Reduzierung auf 90 Prozent fallenzulassen, so daß 
durch die Kreditplafondierung jetzt nur der Zuwachs 
der Gesamtkreditsumme und nicht ,die vorhandene 
Kreditsumme selbst beschränkt werden kann. Ich 
hoffe, daß durch diese Stellungnahme der Bundes-
regierung auch die Bedenken und Einwände des 
Kreditgewerbes gemildert worden sind. Ich bitte, 
vor allem den Zusammenhang zwischen der Kredit-
limitierung für die öffentliche Hand und der Kredit-
plafondierung bei den Banken zu sehen. 

Der vierte und letzte Ansatzpunkt des Gesetzes 
liegt schließlich in einer Verbesserung der Offen-
marktpolitik der Bundesbank. Nach § 21 sollen dabei 
die Rentenversicherungsträger und die Nürnberger 
Bundesanstalt durch Rechtsverordnung verpflichtet 
werden können, einen mäßigen Teil ihrer „flüssigen" 
Mittel in Mobilisierungs- und Liquiditätspapieren 
anzulegen. Das mag manchem als eine gewisse 
Einschränkung der Autonomie der Sozialversiche-
rungen erscheinen, eine wirksame Konjunkturpoli-
tik kann aber im Notfall auf eine Beeinflussung der 
dort angesammelten sehr umfangreichen Geldmittel 
nicht verzichten. Den Versicherten entsteht dadurch 
kein Nachteil, denn die Papiere werden von der 
Bundesbank verzinst. Im übrigen ist die Sicherung 
der Stabilität gerade für den Rentenempfänger von 
besonderer Wichtigkeit. 

Die Bundesregierung hat auf Grund verschiedener 
Anregungen in den letzten Wochen geprüft, ob — 
und wenn ja, in welchem Ausmaß — Anlagevor-
schriften auch für die Privatversicherungen und 
Bausparkassen gesetzlich ermöglicht werden sollen. 
Der Vorschlag, die Versicherungen und Bauspar-
kassen in die Plafondierung einzubeziehen, ist völ-
lig systemwidrig. Die Privatversicherungen legen 
nur die von ihnen eingesammelten Beiträge der 
Versicherten wieder an. Im Unterschied zu den 
Kreditinstituten betreiben sie keine Kreditexpan-
sion und keine Giralgeldschöpfung. Dies trifft im 
großen und ganzen auch für die Bausparkassen zu. 
Es könnte daran gedacht werden, die Offenmarkt-
politik der Bundesbank auf private Kapitalsammel-
stellen und Bausparkassen auszudehnen. Die Bun-
desbank selber glaubt jedoch, ohne weitere Vor-
schriften auskommen zu können. Darum verzichtet 
die Bundesregierung auf besondere Vorschläge. 

Man sollte in der unterschiedlichen Behandlung 
der privaten und der gesetzlichen Versicherungen 
keine Diskriminierung sehen. Die Zwangsversiche-
rung ist ein Teil der öffentlichen Hand. Hier setzt 
der Staat die Mitgliedschaft und die Beitragshöhe 
fest und beteiligt sich regelmäßig an der Aufbrin-
gung der Mittel durch sehr beträchtliche Zuschüsse. 
Wenn er nun, sobald es konjunkturpolitisch erfor-
derlich ist, auf die Anlagepolitik der Sozialver-
sicherungen in gewissem Umfang einwirkt, so ist 
das nur eine Entsprechung seiner gesetzgeberischen 
Beteiligung und seiner hohen Zuschußleistung. Be- 

tonen möchte ich aber ausdrücklich, daß die sozialen 
Versicherungen sich gegenüber der Bundesregie-
rung stets entgegenkommend gezeigt haben, und 
das sollte man dankbar anerkennen. 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen in 
kurzen Zügen die vier wesentlichen Punkte des Ge-
setzentwurfs erläutert. Ich bitte Sie herzlich, die 
Zusammenhänge nicht aus dem Auge zu verlieren. 
Wenn e i n wesentlicher Bestandteil aus dem Gesetz 
herausgerissen wird, wird das ganze Gesetz un-
brauchbar. Mit dieser Bemerkung möchte ich davor 
warnen, das Gesetz in Teile auseinanderzubrechen 
oder es stückweise zu verabschieden. Über Ergän-
zungen mag man reden können, aber Streichungen 
machen das Gesetz stumpf. Ich weiß sehr wohl, daß 
das eine oder andere Instrument dem einen oder 
anderen als sehr scharf, vielleicht als zu scharf 
erscheinen kann. Aber die Stabilität ist mit Strei-
chelei und schönen Worten nicht zu erreichen. Es 
müssen sich alle einordnen. Nicht so in Reih und 
Glied, ja nicht einmal zu einem Konzert, in dem 
jeder nach ihm vorgesetzten Noten unter einem 
Dirigenten zu spielen hat. Wir müssen ganz schlicht 
und einfach mit dem auskommen, was wir erarbeitet 
haben. Mehr nicht! Wer sich dennoch mehr nimmt, 
der holt es anderen oder der Allgemeinheit weg. Er 
tut dies vielleicht, ohne es selber zu merken. Aber 
es bereichert sich auf anderer Leute Kosten. Darum 
kommt es darauf an, die Grenzen sichtbar zu ma-
chen — und sie zu schützen. Das und nicht mehr ist 
der Sinn dieses Gesetzes. Wer dies als Behinderung 
empfindet, der hat nicht begriffen, daß die moderne, 
arbeitsteilige Wirtschaft andere Spielregeln erfor-
dert als die vermeintliche gute, hauswirtschaftliche 
Zeit. Es glaubt doch auch kein Mensch, daß wir 
heute im Zeitalter der Motorisierung ohne Ver-
kehrsregeln auskommen können, wie das zu Rei-
ters- und Droschkenzeiten noch möglich gewesen 
ist. Niemand ist so töricht, in unseren Verkehrs-
regeln — wenn sie nicht übertrieben werden — 
eine Behinderung zu sehen. Im Gegenteil, je selbst-
verständlicher und fairer diese Regeln eingehalten 
werden, desto reibungsloser läuft der Verkehr. Das 
gilt auch für die moderne arbeitsteilige rationale 
Wirtschaft. Jeder muß gehen können, wohin er will. 
Aber er muß auf der rechten Straßenseite bleiben. 
Nehmen Sie dieses Beispiel bitte, wie es gemeint ist, 
und gestatten Sie mir die Fortsetzung mit dem 
Hinweis: Verkehrsregeln müssen einfach und über-
sichtlich sein, sie müssen für alle gelten, und sie 
müssen auch auf die Vernunft der Bürger rechnen 
können. 

Meine Damen und Herren! Sie können von dem 
Gesetz zur Förderung der wirtschaftlichen Stabilität 
nicht eine Regelung aller offenen Probleme der 
Wirtschaftspolitik erwarten. Alles mit einem Schlag 
ändern zu können, ja,  das müßte schon sein. Aber 
ich bin dafür, auch in der Gesetzgebung — und ge-
rade dort — maßzuhalten. Die Zielrichtung dieses 
Gesetzes ist klar und eindeutig. Es geht darum, un-
sere nationalen Möglichkeiten zur Sicherung der 
Vollbeschäftigung und eines beständigen Wachs-
tums und zur Erreichung ,der Geldwertstabilität 
optimal einzusetzen, und das alles unter Wahrung 
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des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts. Es scheint 
mir keine fruchtbare Methode zu sein, bei der  Bera-
tung dieses Gesetzes auch noch andere zu lösende 
Aufgaben aufzuzählen und ihre Nichterwähnung im 
Gesetz als Mangel auszulegen. Der Gesetzentwurf 
kann nicht neben den konjunkturpolitischen Pro-
blemen zugleich auch die sehr differenzierten Auf-
gaben der Strukturpolitik angehen, wenngleich die 
vorgesehene mittelfristige Haushaltspolitik auch da-
zu einen wichtigen Beitrag leistet. 

Es kann natürlich über die Entwicklung der 
Außenwirtschaft gesprochen werden, in  der  wir auch 
neue Wege wagen müssen, wenn wir unsere starke 
Position ausbauen wollen. Die Erfahrung meiner 
letzten Auslandsreisen sagt mir, daß unsere der-
zeitigen Anstrengungen nicht ausreichen, um den 
wachsenden Wettbewerb zu bestehen. Das gilt in 
gleicher Weise für die Fortschritts-Industrien hier 
in unserem Lande, für die wir erheblich mehr An-
strengungen machen müssen als bisher. Aber dieses 
Gesetz, wenn es wirkungsvoll bleiben soll, muß sich 
auf ,die Aufgabe beschränken, die ihm in der Über-
schrift zugewiesen wird, die Förderung der wirt-
schaftlichen Stabilität. 

Ich kann mir vorstellen, daß von einigen eine 
stärkere Einflußnahme auf die Tarifpartner ge-
wünscht wird. Die Bundesregierung steht aber nach 
wie vor zur Autonomie der Tarifpartner. Sie ist sich 
jedoch darüber im klaren, daß die Popularität dieser 
Tarifautonomie in unserer Bevölkerung steht und 
fällt mit ihrer verantwortungsbewußten Hand-
habung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung hat ganz bewußt auf die 
Variierung der Steuersätze zur Beeinflussung der 
privaten Nachfrage verzichtet. Eine so weitreichende 
Maßnahme ist weder erforderlich noch durchführbar, 
ganzdavon abgesehen, daß ,sie in ein zentrales 
Recht ,des Parlaments eingreifen würde. 

Der härteste Vorwurf — und der nach meiner 
Meinung am wenigsten gerechtfertigte Vorwurf - 
gegen dieses Gesetz ist, daß es keine außenwirt-
schaftliche Absicherung der binnenwirtschaftlichen 
Stabilisierungsmaßnahmen bringt. Eine solche Kritik 
ist schnell und leicht gesagt. Aber keiner der Kriti-
ker hat bisher konkrete Vorschläge machen können, 
die ohne Gefährdung der deutschen Welthandels-
politik durchzusetzen sind. Ich bitte darum, das dann 
hier zu tun. Bloße Formulierungen ohne konkreten 
Inhalt helfen uns nichtweiter, sie verwirren nur. Die 
Variierung des Grenzausgleichs bei der Umsatz-
steuer betrachte ich nicht als eine annehmbare Lö-
sung. Sie verstößt gegen EWG-Vereinbarungen und 
würde unsere außenwirtschaftliche Position emp-
findlich treffen. Über flexible Wechselkurse kann 
man doch nur reden, wenn man die internationale 
Vertragslage dabei beachtet. Der § 23 des Außen-
wirtschaftsgesetzes besteht, und es muß genügen, 
dieses Bestehen zu erwähnen. 

Ich weiß, daß es in der internationalen Diskussion 
vielen zu langsam vorangeht. Auch ich sähe lieber, 
daß man rascher zu konkreten Ergebnissen käme. 
Meine Damen und Herren, übersehen Sie aber bitte  

nicht, mit welchen Währungsnöten andere Länder 
zu kämpfen haben. Vielen dieser Länder erscheinen 
unsere Sorgen wie ein Hohn auf ihre mißliche Lage. 
Ich bitte Sie, keinen Zweifel daran zu haben, daß 
internationale Experimente und Extratouren eine 
Renationalisierungswelle in der Außenwirtschaft 
auslösen würden, die uns Deutsche am Ende am 
allerhärtesten treffen würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Integration und weltweite wirtschaftliche Verflech

-

tung sind und bleiben unverzichtbare Grundlagen 
unserer Politik. Auf ihnen basiert unser Wohlstand. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Maßnahmen, welche rechnerisch das außenwirt-
schaftliche Gleichgewicht verbessern, aber unsere 
außenwirtschaftliche Position schwächen, sind kein 
Fortschritt, sie wären ein resignierender Verzicht 
auf den Ausbau der deutschen Position in der Welt-
wirtschaft. Meine Damen und Herren, wir werden 
uns Mühe geben, in den Genfer Verhandlungen zur 
Kennedy-Runde die Handelshemmnisse abzubauen, 
um den Welthandel zu erweitern. Wir werden uns 
Mühe geben, mehr Anhänger für den Gedanken zu 
finden, daß gleichzeitig mit dem Abbau der Han-
delshemmnisse eine vertraglich abgesicherte Diszi-
plinierung der Weltwährungspolitik einhergehen 
muß. Wir haben auf unserer Seite eine starke wirt-
schaftliche Position. Aber sie ist nicht stark genug, 
um einen Alleingang zu wagen. Unsere Stärke in 
der internationalen Währungsdiskussion liegt vor 
allem in der Qualität unserer Argumente. Die Siche-
rung unserer Konjunktur vor nachteiligen außen-
wirtschaftlichen Einflüssen ist eine hochrangige Auf-
gabe. Ich widerspreche nicht einmal, wenn gesagt 
wird, sie ist eine den binnenwirtschaftlichen Bemü-
hungen gleichzusetzende Aufgabe. Aber sie ist nicht 
die vorrangige Sache dieses Gesetzes. Um diese 
Aufgabe zu lösen, bedarf es internationaler Anstren-
gungen, verstärkter Anstrengungen, wie wir sie in 
der OECD, in der EWG, im Weltwährungsfonds und 
im Zehnerklub unternehmen. Hier geht es aber 
um die Maßnahmen, die wir in eigener Zuständig-
keit treffen können. Durch diese Gesetze erhalten 
unsere Initiativen zu einer gemeinsamen Konjunk-
turpolitik in der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und unsere Bemühungen um eine Aktivierung 
der gemeinsamen Währungspolitik erst volles Ge-
wicht. Wir sind doch heute das einzige unter den 
sechs Ländern, das nur mit halber Zuständigkeit — 
eben nur für den Bund — in Brüssel antritt. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie die Grund-
satzdebatte ausweiten, vergessen Sie bitte nicht, daß 
die Verabschiedung dieser Gesetze und ihre An-
wendung der Bundesbank erst die Voraussetzungen 
bieten werden, den gegenwärtigen Restriktionskurs 
zu mildern. Darauf aber wartet die deutsche Wirt-
schaft. Bundesbankpräsident Blessing hat mir diese 
Konsequenz ausdrücklich bestätigt. Wenn wir die 
Restriktionen lockern würden, bevor wir wirkungs-
voll auf die Kreditbeanspruchung durch die öffent-
lichen Hände einwirken, dann bestünde die Gefahr, 
daß der so gewonnene Spielraum anders genützt 
würde, als es von uns gewünscht wird. 
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Bundesminister Schmücker 
Hier und heute geht die Entscheidung über die 

beiden Gesetze, die Ihnen die Bundesregierung vor-
gelegt hat. Ich bin sicher, meine Damen und Herren, 
daß die Entscheidung positiv ausfallen wird; denn 
niemand könnte es verantworten, daß die Bundes-
republik untätig bleibt, wenn sich ringsum in der 
Welt alle anstrengen, ihre Wirtschaft gesund zu 
halten. Sehen Sie nach Großbritannien, nach Bel-
gien, nach den USA, wohin Sie wollen. Die Metho

-

den sind unterschiedlich, und ich wünsche auch den-
jenigen, die aus einer anderen politischen Konzep-
tion als wir ihre Maßnahmen aufbauen, einen vol-
len Erfolg. Die wirtschaftliche Stabilität eines jeden 
anderen Landes ist zugleich unser eigener deutscher 
Vorteil. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Unsere Bevölkerung würde es weder der Regie-
rung und den Koalitionsparteien noch der Opposi-
tion abnehmen, wenn wir den Dingen ihren Lauf 
ließen. Sie würde es auch nicht verstehen, wenn wir 
vor lauter Debattieren nicht zum Handeln kämen. 
Die vorgeschlagenen Gesetze sollen die Bundesre-
gierung und die Landesregierungen, sie sollen den 
Bundesrat und den Deutschen Bundestag in die Lage 
versetzen, zur Förderung der wirtschaftlichen Stabi-
lität das Notwendige zu tun. Die Gesetze und ihre 
Anwendung werden unserem Volke die Zuversicht 
geben, daß seine politische Führung in den Regie-
rungen und Parlamenten alle Kräfte einsetzt, Wirt-
schaft und Währung zu sichern durch Vollbeschäfti-
gung, beständiges Wachstum, Geldwertstabilität und 
außenwirtschaftliches Gleichgewicht. 

Ich habe die Ehre, namens der Bundesregierung 
Sie, meine Damen und Herren des Deutschen Bun-
destages, zu bitten, auf der Basis der Vorschläge der 
Bundesregierung den Organen des Bundes und den 
Ländern die dringend benötigten Vollmachten zu 
geben. 

(Anhaltender starker Beifall bei den Re

-

gierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Professor Schiller. 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Vor diesen beiden 
heute uns vorgelegten Gesetzentwürfen liegt eine 
Anlaufzeit von zweieinhalb Jahren. Am 11. März 
1964 waren Zeichen und Wunder geschehen: das 
Bundeskabinett hatte beschlossen, die Vorbereitung 
gesetzlicher Maßnahmen zur Beeinflussung der Kon-
junktur einzuleiten. Außer einer pädagogischen 
Stilübung — Nachtrag zum Wirtschaftsbericht 1964 
— geschah nach außen hin nichts. Um die löblichen 
Absichten von 1964 in die Form eines Gesetzent-
wurfs zu bringen, dauerte es bis zum 4. Juli dieses 
Jahres, und der Entwurf selbst ist diesem Hause am 
2. September vorgelegt. 

Dies nur zum Zeitablauf und denjenigen gesagt, 
die heute kommen und sagen: Rascher, rascher und 
noch rascher! Hier sehen Sie, was bisher bereits an 
Zeit im Bereich der Exekutive benötigt wurde. 

Was ist in den zweieinhalb Jahren nun praktisch 
in der Wirtschaft und in der Wirtschaftspolitik ge-
schehen? Das wissen wir alle: Das wirtschaftliche 
Ungleichgewicht verstärkte sich. Das Jahr 1965 war 
ein besonderes Jahr der Sünde, in dem Geldpolitik 
und Fiskalpolitik völlig auseinanderliefen. Außer 
dem „Runden Tisch" für den beschränkten Kreis der 
Aufnahme öffentlicher Anleihen gab es keine Ein-
richtungen für ein gemeinsames Konjunkturverhal-
ten von Bund, Ländern und Gemeinden. Und dabei 
hatten wir am 29. November letzten Jahres, bei der 
ersten Debatte um die Regierungserklärung dieser 
Regierung Erhard II, die Einsetzung eines Konjunk-
turrats beantragt. Der Aufruf des Sachverständigen-
rats 1965 zu einer konzertierten Aktion fand eben-
falls keine Gnade. Auch alle immer wiederholten 
Anregungen und Vorschläge unserer sozialdemo-
kratischen Bundestagsfraktion zur besseren Benut-
zung der vorhandenen Instrumente und zu ihrer 
Weiterentwicklung blieben vergebens. Ich erinnere 
allein noch einmal daran, daß an dem 27. Mai, der 
eben erwähnt wurde, bei Ende der dritten Lesung 
des Haushalts 1966, der Sprecher unserer Fraktion 
vier Offerten, die wir bis dahin gemacht hatten, zur 
Zusammenarbeit und zum Einbringen neuer Instru-
mente, vergebens wiederholte. 

Alle Ratschläge waren ins Wasser gezeichnet. Es 
waren zweieinhalb Jahre der amtlichen Negation, 
zweieinhalb Jahre — was diese Dinge betrifft  — 
des  Kanzler-Neins. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun liegt nach diesem ersten Anfang vor zwei-
einhalb Jahren dieser Gesetzentwurf jetzt vor, und 
aus den Worten von Herrn Minister Schmücker 
konnte ich entnehmen, daß nun auch wohl er der 
Meinung ist — und ich freue mich darüber —, daß 
dieser Gesetezntwurf verbesserungsbedürftig ist, 
— im Gegensatz zu dem Lob, das der Herr Bundes-
kanzler diesen beiden Entwürfen aussprach. 

Wir sagen und können das im einzelnen begrün-
den: Der vorliegende Entwurf ist unzulänglich. Er 
hat Lücken, und er verrät schon vielzuviel verwal-
tungswirtschaftliche Kleinkrämerei. 

(Zuruf rechts: — — von Schiller!) 

— Sie wissen ja, welchen Grad in der Debatte man 
einnimmt, wenn man mit dem Namen arbeitet. Aber 
Courths-Mahler wäre Ihnen natürlich lieber, nicht 
wahr? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. — Zu

-

ruf rechts: Sehr schwach!) 

Dieser Entwurf muß sehr gründlich umgebaut und 
er muß freiheitlich durchlüftet werden. 

(Lachen bei den Regierungsparteien. — 
Beifall bei der SPD.) 

— Hoffentlich haben Sie ihn gelesen! 

(Beifall bei der SPD. — Anhaltendes 
Lachen bei den Regierungsparteien. — Zu-

ruf von der CDU/CSU: So ein Spaßmacher! 
— Zuruf rechts: Das scheint mir eher 
Courths-Mahler zu sein, was Sie da er

-

zählen!) 
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— Ich habe ja nicht für Sie allein gesprochen, da 
brauchen Sie keine Angst zu haben! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Schulze-Vorberg? 

(Lachen bei der SPD. — Zurufe von der 
SPD: Schulze-Vorlaut!) 

Dr. Schiller (SPD) : Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Schulze-Vorberg! 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Profes-
sor Schiller, bei der „freiheitlichen Durchlüftung" 
würden Sie da etwa englische Vorbilder empfehlen, 
den „totalen Lohnstopp", oder woran denken Sie? 

(Beifall bei der CDU/CSU. 	Abg. Wehner: 
Der muß ja seinen Einstand zahlen bei dem 

Verein!) 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Schulze-Vor-
berg, zügeln Sie Ihre Geduld! Ich komme auf das 
englische Beispiel bei unserem Vorschlag zu einer 
orientierenden Einkommenspolitik der leichten Hand. 
Sie kriegen das alles noch, nach der Reihe! 

(Anhaltende Unruhe bei den Regierungs

-

parteien.) 

Wir sind der  Meinung: dieser Entwurf muß umge-
baut werden, damit er der zweiten Phase unserer 
marktwirtschaftlichen Ordnung entspricht. 

(Zurufe der CDU/CSU: „Unserer" ist prima!) 

Ein solches verbessertes Gesetz läßt sich sachlich 
begründen — wenn Sie das zur Kenntnis nehmen 
wollen, meine Damen und Herren von der CDU/ 
CSU —, weil wir der Meinung sind, daß die Anfor-
derungen der neuen Zeit mit den Schablonen von 
1948/1949 tatsächlich nicht mehr zu bewältigen sind. 
Das haben wir im Jahre 1964 in Karlsruhe fest-
gestellt, und wir werden Ihnen das heute wieder 
zeigen. 

Ich habe gesagt: ein solches Gesetz läßt sich sach-
lich begründen. Heute haben wir auch sachliche 
Begründungen von dem Herrn Bundesminister für 
Wirtschaft gehört. Wir haben auch maßvolle Begrün-
dungen von dem Herrn Bundeskanzler für dieses 
Gesetz — für beide Gesetze — in diesem Hause 
gehört. Aber der Herr Bundeskanzler hat daneben 
noch zwei andere Sorten von Begründungen, drau-
ßen auf den Straßen, in den Versammlungen, in 
den Interviews und in dem verehrlichen Bulletin 
der Bundesregierung vorgebracht. Jene Begründun-
gen, die dort für dieses Gesetz gegeben wurden, 
lehnen wir rundheraus ab. Ich werde Ihnen ein 
paar Beispiele geben. 

Da hören wir einmal jene Formel, daß man die 
Freiheit von Staats wegen einschränken müsse, 
wenn sie mißbraucht werde. So im Bulletin. Herr 
Schmücker hat sich heute gegen die Einschränkung  

der Freiheit gewandt. Nun, das ist ein inneres 
Kabinettsproblem, ist nicht unser Problem. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der Mitte.) 

Oder ein anderes Kanzlerwort — das müssen doch 
für Sie alles goldene Worte sein, die ich hier 
zitiere —, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

es lautet: „Wenn ich ernüchtert bin", 

(Lachen bei der SPD) 

— es ist ein Kanzlerwort! — „dann nur darüber, 
weil niemand bereit ist, freiwillig etwas zu tun, 
sondern eben nur unter Zwang." Zitatende. — Meine 
Damen und Herren, ich wiederhole deutlich: Form 
und Inhalt derartiger Begründungen für ein solches 
Gesetz lehnen wir rundheraus ab. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
die Abgeordnete Frau Kalinke möchte Sie etwas 
fragen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Herr Professor, sind 
Sie der Meinung, daß man die Freiheiten in der 
Demokratie unbegrenzt benutzen und mißbrauchen 
darf, oder sind wir nicht darin einig, daß die große 
Freiheit in der Demokratie nur dann auf Dauer ver-
teidigt werden kann, wenn man sie verantwortungs-
voll benutzt? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Unruhe und 
Zurufe von der SPD.) 

Dr. Schiller (SPD) : Ich kann Ihnen sofort darauf 
antworten. Dieses Gesetz soll nach unserer Meinung 
nicht als Strafe für Freiheitsmißbrauch gedacht sein, 
sondern es soll ein Gesetz als Basis für eine bessere 
Staatspolitik sein. Das ist der Unterschied. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Zuruf 
von der Mitte: Nichts anderes wollen wir!) 

Meine Damen und Herren, deswegen lehnen wir 
jene Haltung ab, die aus den Worten klingt, welche 
den Anschein erwecken, als ob es wegen Miß-
brauchs mit der freiheitlichen Entwicklung zu Ende 
ginge und nun die Zwangswirtschaft eintreten 
müsse,  

(Lachen in der Mitte.) 

- Ja, natürlich! Sie lachen immer so, Herr Gewandt. 

Wir haben in den letzten Monaten in der deut-
schen Öffentlichkeit eine Debatte gehabt — ich 
weiß nicht, ob Sie alle sie verfolgt haben —, aus 
der man den Eindruck gewinnen konnte, als ob so-
zusagen an neuen dirigistischen Maßnahmen — es 
ging bis hin zu Anspielungen auf Reisedevisen — 
alles möglich sei. Nur zwei Ausnahmen waren da, 
die Gott sei Dank nicht genannt worden sind: die 
Güterbewirtschaftung und der Preisstopp. Alles an-
dere wurde diskutiert. 

(Zuruf von der Mitte: Von wem denn?) 

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen noch ein

-

mal: Wir fassen dieses Gesetz gerade als ein Mit- 
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tel auf, zwangswirtschaftliche Möglichkeiten, die im 
Entwurf gegeben sind, zu reduzieren und — um ein 
Bild aus einer anderen Atmosphäre zu nehmen — 
um  die Schwelle, von der ab zwangswirtschaftliche 
Maßnahmen verlangt werden, möglichst weit nach 
oben zu verschieben. Das ist die Aufgabe dieses 
Gesetzes aus unserer Sicht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Noch viel ärgerlicher empfinden wir die zweite 
Art der Kanzler-Begründungen für ein solches Ge-
setz. Diese Begründungen haben wir bei diesem 
Gesetz in diesem Sommer seines kanzleramtlichen 
Mißvergnügens immer dann gehört, wenn der Kanz-
ler „auf die Pauke haute". 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Ich meine jene Begründungen, die es so erscheinen 
ließen, als ob das deutsche Volk für mangelndes 
Wohlverhalten bestraft werden müsse. Ich gebe 
Ihnen nur einen Satz wieder; und der steht auch im 
Bulletin: „Wenn das deutsche Volk nicht hören will, 
dann muß es eben fühlen." 

(Pfui-Rufe bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

— Ein Kanzlerwort! Das als Begründung für dieses 
Gesetz. 

(Zuruf von der Mitte: Eine Folge, keine 
Strafe!) 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen noch 
zwei dieser goldenen Worte sagen. 

(Heiterkeit bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

- Ich kann gar nicht verstehen, daß Sie von der 
CDU sie nicht hören wollen. Warum nicht? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. — Zu

-

ruf von der Mitte: Kanzlerworte wollen 
wir hören, aber nicht Sie!) 

— Das sind Kanzlerworte, und ablesen kann ich sie 
noch; so weit reicht es noch. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Die zweite Kostprobe: „Ein Volk, das in der Träg-
heit des Geistes und des Herzens dahintaumelt, ge-
fährdet die Freiheit." 

(Pfui-Rufe bei der SPD. — Beifall bei der 
CDU/CSU. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Freuen Sie sich darüber? Habe ich Ihnen einen 
Gefallen getan? 

(Heiterkeit bei der SPD. — Zuruf von der 
Mitte: Das könnte von Schiller sein!) 

Ein Drittes und Letztes. Am Tegernsee wurde ge-
sagt: „Wenn ich an etwas irre geworden bin, dann 
nur daran, ob das deutsche Volk wirklich den Frei-
heitswillen hat, den ich (Ludwig Erhard) ihm einzu-
impfen versucht habe." 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 
Diese Überheblichkeit! — Weitere Zurufe 

von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier auf 
weitere Zeugnisse dieser Begründung — — 

(Zuruf von der Mitte: Noch ein bißchen 
weiter!) 

— Ich kann Ihnen nachher noch ein bißchen nach-
schieben. Aber ich möchte in diesem Augenblick 
auf weitere Zeugnisse jener Mischung von Selbst-
gerechtigkeit und Ungerechtigkeit verzichten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich darf vielleicht einen Augenblick den Bundes-
tag sich auf ein Wort von Christian Fürchtegott tel-
lert — vgl. Moralische Vorlesungen, Leipzig, 1770 — 
besinnen lassen. 

(Zuruf von der Mitte: Wollen Sie eigentlich 
nicht langsam zur Sache kommen?) 

— Das Zitat ist ganz ungefährlich und lautet folgen-
dermaßen: „Wir sind hochmütig, wenn wir uns Ver-
dienste zuschreiben, die wir gar nicht oder doch 
nicht in dem Maße besitzen, als wir uns schmei-
cheln, und uns dadurch über andere setzen." Das ist 
dieses Zitat. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Das könnte 
fast auf Herrn Schiller passen!) 

Meine Damen und Herren, ich will auch nicht wei-
tere Mißtöne aus der Pauke des Kanzlers hier brin-
gen. 

(Zurufe von der Mitte: Ein letztes Zitat! — 
Zur Sache!) 

— Das sind jene Begründungen dieses Gesetzes ge-
wesen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Meine Damen und Herren, ich habe auch gar 
keine Lust, daß wir hier im Bundestag noch über 
Windeln reden. Wollen wir ruhig damit abschlie-
ßen! Ich halte es für notwendig, daß wir hier einige 
Schutthalden dieses ruppigen Sommers abtragen, 
damit wir anschließend allesamt wieder an die Ar-
beit, an dieses Gesetz gehen können. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Schmidt 
[Wuppertal]: Wir sind schon dran an der 

Arbeit!) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben heute eine andere 
Art von Begründung gegeben. Ich habe das mit Ge-
nugtuung zur Kenntnis genommen. 

(Bravo! bei der CDU/CSU.) 

Wären Sie bei jenen anderen Tönen, die das ganze 
deutsche Volk betroffen haben, geblieben, dann 
hätte ich Ihnen hier allerdings geraten, Sie sollten 
sich bei der Gelegenheit dieses ersten erneuten Zu-
sammentretens des Deutschen Bundestages vor dem 
ganzen deutschen Volk für jene Entgleisungen ent-
schuldigen. 

(Beifall bei der SPD; Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das sind die Schulmeister! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie dem Abgeordneten Klepsch eine 
Zwischenfrage? Er steht Ihnen gegenüber. 
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Dr. Schiller (SPD) : Natürlich. 

Dr. Klepsch (CDU/CSU) : Herr Kollege Schiller, 
würden Sie es nicht auch für richtiger und besser 
halten, wenn Sie hier davon abgingen, das deutsche 
Volk mit organisierten Störtrupps gleichzusetzen, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

die in Sprechchören zu rufen pflegen: „Maßhalten, 
du dicke Sau! Hau ab, du alter vollgefressener Fett-
sack"? 

(Lachen und Zurufe von der SPD. — Gegen

-

ruf von der CDU/CSU: Das ist doch Ihr 
Wahlkampfstil!) 

Das ist der Stil Ihrer Leute, Herr Schiller! 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Schiller, wollen Sie antworten? 

Dr. Schiller (SPD) : Nachher! — Herr Kollege 
Klepsch, eigentlich müßten Sie sich nun entschuldi-
gen, weil Sie hier diese scheußlichen Worte ge-
braucht haben. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord-
neter, Frau Abgeordnete Kalinke möchte Ihnen eine 
weitere Frage stellen. 

Dr. Schiller (SPD) : Im übrigen kann ich 
Ihnen — —

(Zurufe von der Mitte.) 

— Würden Sie meine Antwort vernehmen: Sie wa-
ren mit Ihrer Aussprache der scheußlichen Vokabeln 
anscheinend so zufrieden, daß Sie mir gar nicht mehr 
zuhören. Ich darf nur sagen: Ich würde diese Stör-
trupps, wenn ich sie kennte, genauso zur Entschuldi-
gung bei demjenigen auffordern, den sie beleidigt 
haben. Genauso! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Schiller, Frau Abgeordnete Kalinke möchte eine 
Frage an Sie richten. 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Was meinen Sie 
wohl, Herr Kollege Professor, 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

wie oft sich der Vorsitzende Ihrer Partei, Herr 
Brandt, vor dem deutschen Volk zu entschuldigen 
hätte, wenn wir ihm ein Kompendium seiner Wahl-
reden vorlegten? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Buh-Rufe bei 
der SPD.) 

Dr. Schiller (SPD) : Frau Kollegin, auf diese 
Retourkutsche, die Sie da versuchen, kann ich nur 
antworten: Ich kenne bei Herrn Brandt kein Wort  

dieser Art, das sich gegen das deutsche Volk, seinen 
Freiheitswillen, seine Vernunft, sein Wohlverhalten 
in der Weise richtet, wie es in jenen Kanzlerzitaten 
der Fall war. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, hier geht alles um die 
Begründung dieses Gesetzes. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Barzel möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Kollege Schiller, 
habe ich Ihr Kanzlerzitat richtig verstanden, daß es 
hieß: „Ein Volk, das ..." und nicht etwa: „Das deut-
sche Volk, das jetzt ..."? 

(Zuruf von der SPD: Von wem hat er denn 
gesprochen? — Lachen bei der SPD.) 

Dr. Schiller (SPD) : Ich glaube, er hat von unse-
rem deutschen Volk ge sprochen. 

(Abg. Dr. Barzel: Aber doch nicht der Kanz

-

ler?! Ihr Zitat deckt Ihre Polemik nicht!) 

— Sie wissen ganz genau, daß ich Ihnen drei ge-
bracht habe, und ich kann Ihnen noch mehr nach-
schieben. Dieses Zitat ist aus dem Bulletin. 

(Abg. Rasner: Das ist keine Antwort! — 
Weitere Zurufe von der Mitte.) 

Aber darf ich jetzt zu unserer Begründung kom-
men. 

(Ironischer Beifall bei der CDU/CSU.) 

— Ich danke Ihnen für Ihre Höflichkeit 

Ich sagte Ihnen schon, daß wir das Gesetz nicht 
unter dem Motto sehen: „Wenn das deutsche Volk 
nicht hören will, dann muß es fühlen." Das ist nun 
ein Kanzlerwort; da gibt es gar keinen Zweifel. 
Vielmehr sehen wir das Gesetz als die Basis für eine 
bessere Politik, und ich sage Ihnen nur eins, meine 
Damen und Herren von den Regierungsparteien: 
solange jene Begründungen als Strafe für Nicht-
wohlverhalten vorwalten, ist an dieser Ecke die 
Frage nach dem heilen Tischtusch berechtigt, weil 
es einen Unterschied der Meinungen in bezug auf 
die Begründung dieses Gesetzes aufdeckt. Das sage 
ich mit allem Nachdruck. 

Wir wollen über die Sachprobleme reden. Wir 
sind dazu bereit. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Rasner: Bravo, 
Herr Professor!) 

— Sie wollen anscheinend überhaupt nicht hören, 
was Ihr Bundeskanzler monatelang in den Ferien 
außerhalb des Parlaments zur Motivierung dieses 
Gesetzentwurfs im deutschen Lande erzählt hat. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rasner: Wir 
wollen von Ihnen endlich etwas zur Sache 
hören! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich darf Sie daran erinnern, daß wir im Sinne 
eines gemeinsamen Sachauftrages unsere Bereit-
schaft zu Gesprächen beim Bundeskanzler und beim 
Bundeswirtschaftsminister vor Monaten bekundet 
haben. In diesem Sinne haben wir auch jetzt das 
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Gespräch am 8. September beim Bundeskanzler ge-
führt. Wäre man unseren früheren Wünschen ge-
folgt — vor jenem ruppigen Sommer des Mißver-
gnügens —, 

(Zuruf von der Mitte: Vielleicht vor 1949!) 

dann wären wir heute natürlich sehr viel weiter, 
auf Ihrer Seite und auch auf unserer Seite. Darüber 
besteht gar kein Zweifel. Wir wären sehr viel wei-
ter, wenn Sie das von uns erbetene Gespräch recht-
zeitig aufgenommen hätten. Ich habe an dem Tage 
nach dem Gespräch bei Herrn Schmücker — das war 
schon Anfang Juli nach der Fertigstellung des Re-
gierungsentwurfs — gesagt: wir werden an dem 
unvollkommenen Entwurf mitwirken, um ihn gründ-
lich zu verbessern. Daran hat sich bis heute nichts 
geändert. Wir können jetzt nach Abschluß der Ferien 
diese unsere Haltung nahtlos fortsetzen. Das neh

-

men Sie bitte zur Kenntnis. 

Gleichzeitig habe ich damals gesagt: das Gesetz 
ist kompliziert; das Gesetz bedarf des Sachverstan-
des der Betroffenen, der Wirtschaft — also Hear-
ings! Daher kann das parlamentarische Bearbeiten 
dieses Gesetzes, Herr Barzel, kein Termingeschäft 
sein. Das macht man anderswo. 

(Aha-Rufe von der CDU/CSU.) 

— Ich hätte es für viel netter und schöner gehalten, 
wenn Sie in den 2 1/2 Jahren der von Ihnen getra-
genen Bundesregierung auch einmal so ein paar 
Arbeitstermine für diesen Gesetzentwurf gesetzt 
hätten. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Aber wir denken gar nicht daran, das zu verzögern. 
Der Herr Alois Niederalt, Bundesminister für Ange-
legenheiten des Bundesrats, hat sich jetzt todes-
mutig in das Gefecht gestürzt. Er redet immer von 
Verzögerungen und will eine Parforce-Tour machen. 
Ich kann nur sagen, er möge zur Kenntnis nehmen, 
wie lange seine Bundesregierung an der Vorberei-
tung gesessen hat, und er möge weiter zur Kenntnis 
nehmen, daß unsere Fraktion jetzt beantragt hat — 
damit sich nicht fünf oder sechs oder sieben Aus-
schüsse mit der Sache befassen —, einen Sonderaus-
schuß zu bilden, der uno actu die Sache machen 
kann. Das ist ein technischer Vorschlag zur Erleich-
terung und zur Beschleunigung der Arbeit. Wir 
sind dazu bereit; nehmen Sie das bitte entgegen; 
nehmen Sie es zur Kenntnis. Wir sind bereit, dieses 
Gesetz oder beide Probleme ebenso intensiv wie 
zügig in diesem Parlament zu behandeln. 

(Beifall in der Mitte.) 

Herrn Minister Niederalt darf ich noch sagen, er 
möge sich nur das letzte Vierteljahr vor den Parla-
mentsferien ansehen. Herr Minister Schmücker hat 
uns noch im Februar in diesem Hause gesagt: „Das 
Kabinett hat die Bundesminister der Finanzen und 
für Wirtschaft aufgefordert, bis zum 31. März einen 
Gesetzesvorschlag vorzulegen." Minister Schmücker 
hat ganz ungewohnt friderizianisch hinzugefügt 
— er ist sonst viel gemütlicher —: „Dem wird ent-
sprochen." Bloß: aus „dem wird entsprochen" ist 
der 4. Juli geworden, und das heißt, die Verab

-

schiedung durch das Kabinett war ein Vierteljahr 
später, eine Verzögerung, Herr Niederalt, an der 
bestimmt kein einziger Sozialdemokrat beteiligt 
war. 

Nun, meine Damen und Herren, müssen wir uns 
das Gesetz ein wenig ansehen. Diejenigen, die da 
immer sagen: „Stabilität ist eine gute Sache", ohne 
in das Gesetz, wie es jetzt ist, hineinzublicken, wer-
den es ja wohl nicht allein beurteilen. Ich darf es 
ganz kurz machen, so wie der Gesetzentwurf jetzt 
hier vorliegt. 

Als erstes fällt uns auf, daß in dem Zielkatalog, 
den auch Minister Schmücker erwähnt hat, das 
„magische Dreieck" anders formuliert ist, und zwar 
definitorisch anders formuliert als in dem Gesetz 
über den Sachverständigenrat von 1963. Es entbehrt 
nicht einer gewissen Pikanterie — sehen Sie es sich 
an —, daß in diesem neuen Entwurf der Regierung 
Erhard gegenüber dem vom Jahre 1963 die Bedin-
gung „im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ord-
nung" jetzt fehlt. Ist es pure Vergeßlichkeit? — Ich 
hoffe es. Es fehlen auch die Gleichberechtigung und 
Gleichzeitigkeit der Ziele. Wir sind der Meinung 
— und damit ist schon der erste Punkt erledigt —: 
Der Gesetzgeber sollte heute in derselben Sprache 
reden, wenn er das „Zieldreieck" formuliert, wie im 
Jahre 1963. 

Zweitens. Die Konjunkturausgleichsrücklage, die 
in dem Gesetz vorhanden ist, ist durch den Bundes-
rat verstärkt worden. Dabei ist der unvoreingenom-
mene Leser etwas frappiert. Wir haben in dem 
Gesetzentwurf, den uns die Bundesregierung mit 
ihren Gegenäußerungen vorgelegt hat, nunmehr 
eine Konjunkturausgleichsrücklage Nr. II neben 
einer mit Nr. I. Wir haben nicht den Ehrgeiz — so 
gehen wir nicht an das Gesetz heran —, noch eine 
Ausgleichsrücklage Nr. III zu erfinden, sondern wir 
sind der Meinung — das ist eine Sache der „Durch-
lüftung und Durchforstung" —, daß die Konjunktur-
ausgleichsrücklage Nr. I der Bundesregierung weg-
fallen kann. Wir sind sogar der Meinung, daß der 
Bundesrat bei seiner Schöpfung II den Schalk im 
Nacken hatte, weil er meinte, I, die Variante der 
Bundesregierung, sei nur eine Deklamation. Wir 
sind für eine einfache Lösung. 

Drittens. Die geforderte und nun endlich im Ge-
setz vorgesehene mittelfristige Finanzplanung be-
darf der Gesamtrechnung. Auch Herr Schmücker hat 
darüber eben gesprochen. Ich werde nachher bei 
unseren Forderungen darauf zurückkommen. 

Nun kommt als Viertes die Begrenzung der 
Kreditaufnahme für Bund, Länder und Gemeinden. 
Herr Minister Schmücker, an dieser Stelle habe ich 
nun wirklich nicht verstanden, warum Sie gegen 
das Selektionieren polemisiert und damit sicherlich 
ihre politischen Gegner gemeint haben. Denn die 
Kreditbegrenzung ist eine Maßnahme, die Sie selber 
vorschlagen und die nun unweigerlich das Selek-
tionieren nach sich zieht. Die Begrenzung des 
Kredits für die öffentlichen Körperschaften, für 
Bund, Länder und Gemeinden, ist eine Bewirtschaf-
tungsmaßnahme. Man muß sich darüber Gedanken 
machen, wie das nun aufgeteilt werden soll. Der 
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Bundesrat hat eine andere Fassung als die Bundes-
regierung. Ich darf Sie, Herr Schmücker, daran er-
innern, daß ich, als wir in Ihrem Zimmer saßen und 
über dieses Problem sprachen, Ihnen sagte: Wenn 
jetzt jemand zur Tür hereinkäme, Herr Minister 
Schmücker, dann könnte er meinen, wir redeten 
über Textilpunkte. Denn es ging da nur um Pro-
Kopf-Quoten, Referenzperioden und um Sonder-
punkte für eine großartige Stadt mit Olympischen 
Spielen demnächst. Das sind doch Probleme der 
Selektion, das sind echte Bewirtschaftungsprobleme. 
Ich kann nicht ganz verstehen, daß Sie das nun bei 
anderen so angreifen. Sie selber schlagen in Ihrem 
Entwurf so etwas vor. 

Meine Damen und Herren, diese Geschichte mit 
der Kreditbegrenzung für die öffentlichen Körper-
schaften ist von erheblicher materieller Bedeutung. 
Wir haben den Herrn Bundeskanzler, den Herrn 
Bundeswirtschaftsminister gefragt: Was werden Sie, 
Regierung, Sie, Herr Bundeskanzler, Sie, Herr Bun-
deswirtschaftsminister, als erstes denn nun prak-
tisch machen, wenn dieses Gesetz mit Hilfe auch 
sogar vielleicht der Sozialdemokraten irgendwann 
in diesem Jahr in Kraft tritt? Das haben wir Sie 
gefragt, und wir haben gehört: Wieder Ordnung in 
den Kapitalmarkt bringen durch Eindämmung des 
öffentlichen Kreditbegehrens, insonderheit im Be-
reich der Schuldscheindarlehen der Gemeinden, und 
— das klang heute auch an — durch die Kreditbe-
grenzung als „fleet in being". Aber irgendwann 
-- das war ja wohl klar — und wohl auch bald, 
Herr Schmücker, sollte der „Panzerkreuzer" dann 
auch ausfahren. Die Bundesbank hat selber sehr 
viel unverblümter gesagt, sie rechne damit, daß das 
unverzüglich gemacht wird. 

Da, meine Damen und Herren, müssen wir einen 
Augenblick die Hauptbetroffenen hierbei anspre-
chen. Das sind die Gemeinden. An dieser Stelle, 
der Bevollmächtigung dieser Regierung zu einer 
Kreditbegrenzung, und bei der Absicht, sie als erste 
Maßnahme erst einmal potentiell und dann auch 
effektiv einzusetzen, zeigt sich ein ganz schweres, 
ja, unverständliches Versäumnis der Bundesregie-
rung, vor allen anderen des Bundesfinanzministers. 
Denn wenn man den Gemeinden im kommenden 
Winter irgendwann ,den angeblich illegitimen Kredit-
hahn abdrehen will, was geschieht dann bei den Ge-
meinden? Wo bleiben dann die Mittel für die großen 
Investitionsaufgaben der Gemeinden: Verkehr, 
Schulen, Krankenhäuser? Wenn man schon eine 
Kreditbegrenzung vor allem für die Gemeinden vor-
hat, dann wäre doch ein gleichzeitiger komplemen

-

tärer Akt notwendig, damit die Gemeinden nicht 
vertrocknen. Aus dem großen Paket der großen 
Finanzreform hätte nämlich ein Sofortprogramm zur 
Sanierung der Gemeindefinanzen vorgezogen wer-
den müssen, 

(Beifall bei der SPD) 

und zwar auf den Zeitpunkt, an dem eine Kredit-
begrenzung exekutiert wird. 

An dieser Stelle, meine Damen und Herren, kann 
ich Ihnen versichern: Die SPD-Fraktion ist nicht 

bereit, nach 150 Jahren an einem nochmaligen Be-
gräbnis des Freiherrn vom Stein teilzunehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dazu ist sie nicht bereit. Wir sind nicht bereit, sein 
Erbe deshalb, weil hier eine komplementäre Maß-
nahme des Finanzministers und der Regierung fehlt, 
in diesem Winter oder im nächsten Jahr kaputt-
gehen zu lassen. 

(Abg. Schmidt [Wuppertal] : Aus welchen 
Mitteln?) 

— Dann müssen Sie sich über die Kreditbegrenzung 
selber Gedanken machen — und das wollen auch 
wir —, ob man dann eine solche Waffe einsetzen 
kann, wenn man kein Mittel hat, um die Wunde, die 
diese Waffe schafft, zu schließen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter Dr. Schiller? 

Dr. Schiller (SPD) : Ja. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Profes-
sor Schiller, ich möchte aus der  Zeit des Freiherrn 
von Stein wieder in die Gegenwart kommen: Halten 
Sie die Maßnahmen, die in. Bayern — wenn ich recht 
sehe, bisher als einzigem deutschen Land — zugun-
sten der Gemeinden ergriffen worden und die unter 
dem Namen Eberhard-Plan bekanntgeworden sind, 
für vernünftig? Sind das die Auffassungen, die Sie 
auch weiterentwickelt sehen möchten? 

Dr. Schiller (SPD) : Unsere Auffassungen kann 
ich Ihnen ganz genau angeben. Sie sind sehr präzise 
dargelegt im „Sonderprogramm zur Sanierung der 
Gemeindefinanzen" als Vorgriff auf die Finanz-
reform. Dieses Programm haben wir im Juni dieses 
Jahres auf unserem Parteitag in Dortmund beschlos-
sen. Da können Sie es nachlesen. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Aber in den 
sozialdemokratischen Ländern ist insoweit noch 
nichts geschehen, Herr Professor! Sehe ich das 
richtig? 

(Zurufe von der SPD. — Beifall bei Abge

-

ordneten der CDU/CSU.) 

Dr. Schiller (SPD) Herr Schulze-Vorberg, ich 
möchte Ihnen darauf antworten: Ich habe nicht von 
der Vergangenheit gesprochen, sondern von der 
Zukunft, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

vom kommenden Winter, wenn die Kreditbegren-
zung eintreten kann. Ich habe nicht von sozialdemo-
kratischen oder von CDU-Ländern oder, wenn es das 
geben sollte, FDP-Ländern gesprochen, sondern ich 
habe vom Bund, von der Bundesrepublik, von der 
Politik dieser Regierung gesprochen — von nichts 
anderem. 

(Abg. Lemmrich: Von den anderen können 
Sie ja nicht sprechen!) 
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Meine Damen und Herren! Die übrigen Instru-

mente — über dieses habe ich, glaube ich, genügend 
gesagt — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber schwach!) 

— Wenn Sie mehr hören wollen! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir möchten 
von Ihnen etwas hören!) 

— Sie bekommen dann mehr zu hören. Haben Sie 
doch nicht solche Ungeduld. 

(Zuruf von ,der CDU/CSU: Gründe darlegen! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich spreche jetzt fünftens genauso wie Ihr Mini-
ster über die steuerlichen Abschreibungen und 
mache es für Sie ganz kurz. Ich sage Ihnen: Wir 
haben uns über die steuerliche Variation der Ab-
schreibungen, über die Bedenken, die dagegen spre-
chen, über die Argumente, die dafür sprechen, schon 
in einer früheren Debatte unterhalten. Das möge im 
Augenblick genügen. 

Wir bejahen sechstens gleichzeitig die vorgese-
henen Möglichkeiten der Erweiterung der  Offen-
marktpolitik der Bundesbank. 

Siebentes äußere ich mich nun etwas ausführ-
licher — — 

(Zuruf des Abg. Dr. Burgbacher.) 

— Ich habe bisher nichts vergessen, Herr Burg-
bacher! 

(Abg. Dr. Burgbacher: Ziffer 5 haben Sie 
vergessen!) 

— Ich habe nichts vergessen. 

Nun zu dem Thema „Kreditplafondierung", zu 
dem ja auch schon andere in diesen Wochen kritisch 
Stellung genommen haben. Herr Bundeskanzler und 
Herr Minister Schmücker, es ist doch noch völlig 
offen, wie diese ebenfalls eine Bewirtschaftung dar-
stellende Maßnahme gehandhabt werden soll. Lei-
der hören wir nach wie vor bei dieser wichtigen 
Sache nichts darüber, wie sie gehandhabt werden 
soll: Dazu will sich die Bundesregierung im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens äußern. 

Meine Damen und Herren. Es ist klar: Kredit-
plafondierung ist Dirigismus. Ohne Polemik! Sie 
können auch sagen: eine zentralverwaltungswirt-
schaftliche Maßnahme. Wenn man diese Maßnahme 
als notwendig ansieht, dann muß man sie — das 
hat diese scheußliche Sache an sich — technisch zu 
Ende denken. Das ist bisher sicherlich nicht ge-
schehen, denn wir haben nichts davon gehört, wie 
die Kreditplafondierung aufgeteilt werden soll. 
Marktwirtschaft so nach der Art freischaffender 
Künstler kann eine ganze Weile gut gehen, aber 
Zentralverwaltungswirtschaft können Sie nicht so 
freihändig und nicht so wie ein freischaffender 
Künstler machen. Sie müssen die Kontingente ganz 
genau technisch ausrechnen, Schemata entwickeln 
und sie der Bevölkerung bekanntgeben. Darauf 
müssen wir leider immer noch warten. 

Meine Damen und Herren! Die übrigen Sorgen 
hinsichtlich der Kreditplanfondierung und ihrer Wir-
kung auf das wirtschaftliche Wachstum insgesamt 

will ich hier nur andeuten. Wenn wir diese sechs In-
strumente im Entwurf und den Zielkatalog über-
blicken, können wir doch wirklich nicht sagen: Die-
ser Entwurf hat heute schon das Zeugnis der Reife 
verdient. 

Aber nun sagt vielleicht die Regierung oder die 
Regierungspartei: das ist uns ganz egal; her mit 
diesem Entwurf mit dem schönen Namen! Ganz 
schnell verabschieden; denn das ist ein herrlicher, 
wenn auch zusammengeflickter Notverband für eine 
angeschlagene Regierung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Aber, meine Damen und Herren, bei dieser „Ersten 
Hilfe bei Unfällen" machen wir nicht mit. Wir wol-
len das Gesetz sachlich durchbringen, nicht aber 
diesem Zweck zuführen. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir das Ge-
setz als lose Ansammlung von Instrumenten sehen, 
stellen wir folgendes fest. Drei Instrumente sind 
völlig unumstritten; darüber brauchen wir gar nicht 
zu reden: mittelfristige Finanzplanung. Konjunktur-
ausgleichsrücklage als Idee und die Ausdehnung 
des Aktionsbereichs der Offenmarktpolitik. Die an-
deren sind sicherlich umstritten. Alle Instrumente 
können überhaupt nur endgültig beurteilt werden, 
wenn sie in einem bestimmten finanz- und wirt-
schaftspolitischen Gesamtkonzept gesehen und einer 
bestimmten Situation zugeordnet werden. 

Damit kommen wir auf eine ganz wesentliche 
Lücke. Der Entwurf, wie er hier vorliegt, kann na-
türlich nicht das Konzept bringen, ganz selbstver-
ständlich nicht. Aber er könnte einen heilsamen 
Zwang auf die Regierung ausüben, ein Konzept für 
die jeweilige Entwicklungsphase der Wirtschaft zu 
entwickeln. Dieses Thema war ja wohl auch Gegen-
stand der beiden Briefe, die die Herren Kollegen 
Strauß und Barzel in der schönen Ferienzeit an den 
Herrn Bundeskanzler gerichtet haben. Bei beiden 
Briefen — soweit sie einer geneigten Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht wurden — konnte man auch Er-
freuliches feststellen: daß nämlich kritische Äuße-
rungen der Sozialdemokraten gegenüber dem Ge-
setzentwurf damals, bevor er erschienen war, und 
gegenüber der Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
Regierung hier ihren Niederschlag gefunden hatten. 
Wir haben nichts dagegen. Im Gegenteil, man freut 
sich über jeden Erfolg bei hoffnungsvoll Beflissenen. 
Und der Altphilologe unter den Briefschreibern wird 
sicherlich dabei an ein Wort von Cicero gedacht 
haben: „Ein Brief errötet nicht." 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Ich glaube, in der Sache sind wir uns klar: Es kommt 
darauf an, einen Zwang auszuüben, daß eine Thera-
pie entwickelt wird. Es langt nicht, mit dem Gesetz 
ein paar Medizinen mehr in den Apothekerschrank 
zu tun. 

Bevor ich nun unsere fünf Voraussetzungen 
nenne, die an  dieses Ziel heranführen wollen, kann 
ich es Ihnen nicht ersparen, daß ich dazu eine Vor-
bemerkung mache. Ganz wesentlich für unsere Ein-
stellung zu dem Gesetz und zu der Art und Weise, 
wie es verfassungspolitisch verankert wird, wird es 
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sein, wie die Bundesregierung mit dem Haushalts-
plan 1967 fertig werden wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Engländer sagen: „Die Probe auf den Pudding 
besteht darin, daß man ihn ißt." 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Tatsächlich ist der Bundeshaushalt 1967 nach unse-
rer Meinung ein Testfall für den Geist der Politik 
der Regierung und dafür, ob diese Regierung eine 
Politik führt, die mit ihren Absichten in dem Stabili-
sierungsgesetz übereinstimmt. Ich glaube — ich 
kann hier wohl für die Öffentlichkeit sprechen —, 
es gibt augenblicklich in Deutschland eine herr-
schende Meinung: Der Haushaltsentwurf 1967 — so-
weit die Regierung ihn bisher beschlossen hat — hat 
ein ungewöhnliches Maß von Unsolidität bewiesen. 
Wenn wir die Beschlüsse so entgegennehmen, könn-
ten wir sagen: Der Stabilitätsgesetzentwurf . ist noch 
nicht einmal ein Appell der Bundesregierung an sich 
selbst. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Schiller, Herr Abgeordneter Schulze-Vorberg möchte 
eine Frage an Sie richten. 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Dr. Schiller  (SPD) : Der Erfolg der Bemühungen 
des Bundeskanzlers — so stand es in allen Zeitun-
gen — zusammen mit seinen Gehilfen um eine Kür-
zung bestand bekanntlich darin, in 13- oder 14stün-
digem Ringen das zu erreichen, na, ich hätte beinahe 
gesagt: was jeder Verkaufschef bei C & A machen 
muß, nämlich eine Summe von 74 auf 73,9 herunter-
zukürzen. Das ist das einzige. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Aber daneben gibt es noch die kosmetischen Opera-
tionen an dem Volumen des Haushalts. 

Angesichts des Steuerkonflikts mit den Ländern 
sind nach den bisherigen Beschlüssen außerdem 
noch 2 Milliarden DM ungedeckt. Der Herr Bundes-
kanzler hat vorhin ein großartiges Wort gesagt: 
Niemand kann mehr ausgeben, als er einnimmt. 
Hier haben Sie nach Ihren jetzigen Beschlüssen mit 
2 Milliarden, die Ihnen ganz unsicher sind, einen 
Haushaltsplan gemacht. Das ist der Gegensatz. Ich 
kann dazu keinen Kommentar geben. Daß dieser 
Haushalt in dieser Beziehung ungedeckt ist, soweit 
er bisher beschlossen ist, steht fest. Auch ein ande-
res Kanzlerwort kann man dazu anführen. Es ent-
spricht dem etwas drastischer als das, was er heute 
gesagt hat. Er hat auf dem denkwürdigen Wirt-
schaftstag der CDU/CSU 1965 wörtlich gesagt — ich 
zitiere es ganz —: 

Nur ein Lump gibt mehr, als er hat. Das stammt 
von Goethe, nicht von mir. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, dieser Bundeshaus-
halt 1967 wird beschlossen von einer Bundesregie-
rung, die in einem Gesetzentwurf verlangt, daß die 

Länder „sinngemäß handeln" sollen. Das steht darin. 
Sie verlangt gleichzeitig Ermächtigungen, mit de-
nen sie in die Autonomie der Länder tief eingreifen 
kann. Ich bin der Meinung, bei einer solchen Gele-
genheit — der erste Haushalt in dieser neuen Ara! 
— müßte man doch von der Bundesregierung her 
einen Musterhaushalt erwarten. Was dieser Haus-
halt, so wie er bisher im Volumen beschlossen ist, 
an Modellwirkung auf die Länder und Gemeinden 
und vor allen Dingen auf die Tarifparteien, die im-
mer so gern vom Bundeskanzler bedrängt werden, 
ausüben wird, das wage ich noch gar nicht auszu-
sprechen. Auf jeden Fall: die ganze ´Öffentlichkeit 
und wohl alle Fraktionen in diesem Hause werden 
die Aufstellung des Bundeshaushalts durch die 
Bundesregierung als einen wesentlichen Maßstab 
für die Beurteilung des Stabilitätsgesetzes ansehen. 

Nun zu unseren fünf Vorschlägen zur Ergänzung 
der Lücken des Entwurfs, den Vorschlägen, die für 
uns entscheidend sind. 

Das erste ist: Das „gesamtwirtschaftliche Gleich-
gewicht" — Herr Schmücker hat darüber gespro-
chen ist ein ökonomischer Begriff, aber nicht 
justiziabel. Er ist sehr dehnbar. Ein Referent oder 
ein Regent, der dazu neigt, die Gesetzesnorm exten-
siv auszulegen, könnte praktisch dieses Erfordernis, 
daß das Ungleichgewicht besteht, unaufhörlich er-
klären, so daß wir in Permanenz die Ermächtigun-
gen, die das Gesetz gibt, in Kraft hätten. Das will, 
glaube ich, niemand in diesem Haus. Wir sind auch 
der Meinung, daß die Erklärung: Es ist ein gesamt-
wirtschaftliches Ungleichgewicht da, eine politische 
Aussage der Regierung ist, und sie soll es bleiben. 
Aber wir sind der Auffassung, daß die Bildung die-
ser Meinung bei der Regierung deutlich eingegrenzt 
werden sollte, z. B. indem die Bundesregierung bei 
der Feststellung des wirtschaftlichen Ungleichge-
wichts verpflichtet wird, sich vorher des Urteils des 
Sachverständigenrates zu bedienen. — Das ist das 
eine. 

Wir sind auch der Meinung, daß — und dies er-
scheint uns noch viel wichtiger die Bundesregie-
rung durch dieses Gesetz verpflichtet werden sollte, 
zu Beginn jeden Jahres einen Jahreswirtschaftsbe-
richt vorzulegen — Herr Schmücker scheint dazu 
bereit zu sein — auf der Basis der Stellungnahme 
zum Jahresgutachten des Sachverständigenrates, zu 
der sie ohnehin verpflichtet ist. Sie sollte verpflich-
tet sein, dort die Ziele ihrer Politik auch quantitativ 
für dieses Jahr zu formulieren. Ganz von selbst er-
gibt sich daraus, daß die Regierung dann darlegen 
muß, welche möglichen wirtschaftspolitischen Mittel 
sie zur Abwendung eines drohenden Ungleichge-
wichts einsetzen will. Damit würden wir die Regie-
rung zwingen, ein Konzept darzulegen, das den Ein-
satz der schärferen Instrumente des Gesetzes ver-
mindert. Mehr Globalsteuerung, weniger Einzeldiri-
gismus — das ist in der Tat einer der Grundsätze, 
nach denen wir den Entwurf umgestalten wollen. 

Das Zweite ist die Einkommenspolitik. So, wie 
uns der Entwurf heute vorgelegt wurde, ist er ein 
Tisch mit zwei Beinen, und er muß umfallen. Es 
fehlt zum mindesten das dritte Bein, die Einkom- 
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menspolitik. Das wird allenthalben öffentlich festge-
stellt. 

(Abg. Dr. Barzel: Wenn der Tisch an einer 
starken Wand lehnt?) 

— Die starke Wand, Herr Barzel — wo finden Sie 
die? 

(Abg. Dr. Barzel: Wir wollen es gemein

-

sam machen!) 

— Die gemeinsame starke Wand ist vielleicht ganz 
gut; aber sonst gibt es auch eine Klagemauer für 
Sie. Sie wissen ja! 

(Abg. Dr. Barzel: Darüber wollen wir gleich 
sprechen!) 

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, daß 
der Bereich der Einkommenspolitik unter die Auto-
nomie der Tarifparteien fällt. Wir sind aber der Mei-
nung, daß die Regierung in diesem Gesetz verpflich-
tet werden sollte, den autonomen Tarifparteien bei 
deren Entscheidungen Orientierungs- und Entschei-
dungshilfe zu geben. 

Es wurde auf das Beispiel Großbritannien ver-
wiesen. Jawohl, wir wollen nicht die drakonischen 
Maßnahmen der Einkommenspolitik via Lohnstopp, 
via Preisstopp wie in Großbritannien. Wir wollen 
das der deutschen Bevölkerung ersparen, und ge-
rade deswegen drängen wir — gerade wir — auf 
die Einführung orientierender Mittel und damit auf 
die Einführung einer Einkommenspolitik der leich-
ten Hand. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Professor Burgba-
cher? 

Dr. Schiller (SPD) : Bitte! 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich 
habe zunächst nur eine Frage zu dem Passus be-
treffend die autonomen Tarifparteien. Welcher Un-
terschied besteht nach Ihrer Auffassung zwischen 
Orientierungshilfe und Entscheidungshilfe? 

Dr. Schiller (SPD) : Nun, das können Sie nehmen, 
wie Sie wollen, Herr Burgbacher; ob Orientierungs-
hilfe oder Entscheidungshilfe. Orientierungshilfe ist 
der allgemeine Begriff, den es überall jetzt gibt. 
Neuerdings hat sich eingebürgert — einfach deutsche 
Sprachentwicklung —, auch von Entscheidungshilfen 
zu sprechen, zumal es neuerdings in ,dem einen Falle 
sehr prominente Entscheidungshilfen gegeben hat. 
Das Wort ist neuerdings sehr Mode geworden. 
Wenn es Ihnen nicht gefällt, können Sie es weg-
lassen. Für uns hat das keine Bedeutung. 

(Abg. Dr. Burgbacher: Mir mißfällt es nicht; 
ich wollte es nur von Ihnen wissen!) 

— Ich habe es Ihnen ja gesagt, und ich habe Ihnen 
auch die Bedeutung gesagt. 

Meine Damen und Herren, es versteht sich am 
Rande, daß wir als Partei und Fraktion überhaupt 
kein Interesse daran haben, uns in der Zukunft 
durch die Lethargie unserer Regierungsvorgänger 

eine Situation bescheren zu lassen, wie sie bekannt-
lich Harold Wilson seinerzeit vor die Haustür gelegt 
wurde. Genau das! 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der CDU/ 
CSU: „Vorgänger"? — Abg. Haase [Kassel]: 
Sie haben schon wieder mal die Bundes

-

tagswahl gewonnen, aber nur im Geist, 
wie so oft!) 

— Jetzt reden Sie wieder einmal von der Zukunft. 
Vielleicht ist sie näher, als wir alle denken. 

Meine Damen und Herren, über die außenwirt-
schaftliche Problematik — das ist unser dritter 
Punkt — hat Minister Schmücker schon etwas ge-
sagt. Natürlich wollen wir nicht durch eine gesetz-
liche Bestimmung ein Instrument, etwa die Wechsel-
kurspolitik, festlegen. Das wäre ganz unmöglich. 
Wir sind aber der Meinung, daß eine Bestimmung 
hineingehört, die einige Instrumente nennt, jedoch 
die Sache offenläßt — es können ja auch noch 
andere hinzukommen —, aber die Regierung ver-
pflichtet, bei auftretenden Spannungen ihrerseits 
marktkonforme Maßnahmen zu ergreifen. Es gefällt 
uns nämlich nicht ganz, Herr Minister Schmücker, 
— und Ihnen im Innersten eigentlich auch nicht —, 
daß wir im Moment als einziges Instrument eine 
rein verwaltungswirtschaftliche Maßnahme haben, 
den § 23 des Außenwirtschaftsgesetzes. Wir würden 
es für gut ansehen, wenn in diesem Zusammenhang 
ein paar Instrumente mehr zur Auswahl — nicht als 
Festlegung — genannt würden. Im übrigen ist die 
ganze Sache für uns eine Frage der Ehrlichkeit. Man 
kann nicht dem deutschen Volk vormachen, daß 
man mit einem Gesetz, das sich allein auf die 
Inlandsnachfrage richtet, Stabilität herbeiführen 
könne. In dem Gesetz muß gesagt werden, daß eine 
entsprechende außenwirtschaftliche Ergänzung not-
wendig ist. Sonst ist das Gesetz sachlich eine Lüge, 
oder es ist ein Gesetz mit einer offenen Flanke, ein 
Gesetz, das zwar Stabilität verspricht, sie aber nicht 
einhalten kann. 

Viertens Koordination! Im Gesetz sind zwei Aus-
schüsse angedeutet, einer etwas präziser. Wir sind 
der Meinung, sie sollten beide zusammengelegt 
werden zur besseren Zusammenarbeit zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden in Richtung des 
Konjunkturrats, wobei die Bundesbank natürlich 
automatisch beratend dabei sein müßte. Dieser 
Koordinierungsausschuß wir nennen ihn Kon-
junkturrat — sollte für die laufenden Dinge da sein. 
Die Rechtsetzungsbefugnisse — um das klarzustel-
len — bleiben bei den Verfassungsorganen. 

Schließlich fünftens parlamentarische Kontrolle! 
Ich glaube, auch da müßte sich eine Lösung finden 
lassen. Wir haben Verständnis dafür, daß der Bun-
desrat selber in einem wichtigen Falle bei Rechts-
verordnungen sogar das Erfordernis der Zweidrittel-
mehrheit verlangt hat. Wir für den Bundestag ver-
langen, daß in dem Gesetz bestimmt wird, daß der 
Bundestag bei allen in Frage kommenden Ermäch-
tigungen der Bundesregierung das Recht hat, inner-
halb von sechs Wochen die entsprechenden Maßnah-
men, die auf Grund der Ermächtigungen ergriffen 
worden sind, außer Kraft zu setzen. Das Prinzip 
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ist in einem Falle im Gesetzentwurf vorgesehen. 
Wir sind der Meinung, es sollte auf alle irgendwie 
in Frage kommenden Akte und Ermächtigungen 
angewendet werden, — nicht nur aus rechtsstaat-
lich-parlamentarischen Grundsätzen heraus, sondern 
auch deswegen, weil wir meinen, daß sich dann im 
Deutschen Bundestag ein Gremium entwickeln wird, 
das ein laufendes partnerschaftliches Verhältnis zu 
den entsprechenden Stellen haben wird, die mit 
einer solchen Stabilitätspolitik zu tun haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, das sind unsere fünf 
Forderungen. Als Abgeordneter von Berlin bin ich 
versucht zu sagen: sie sind unsere fünf Essentials. 

(Heiterkeit.) 

Nehmen Sie dazu die kritischen Anmerkungen und 
Vorschläge zu den im Entwurf selbst enthaltenen 
Regelungen und Instrumenten, und dann sagen Sie 
nur, diese fünf Essentials und die anderen Bemer-
kungen, die wir gemacht haben, seien keine kon-
struktiven Beiträge und seien keine Alternativen!! 
Im übrigen habe ich den Eindruck, daß bei dem Bun-
deswirtschaftsminister schon jetzt eine gewisse Nei-
gung besteht, einen Teil dieser Essentials zu erfül-
len. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Präsident, darf ich im 
Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit im Moment 
den Schlußteil weiterführen. 

Meine Damen und Herren, ich kann nunmehr zu 
dem vom Kanzler und vom Wirtschaftsminister so 
oft berührten Thema „Grundgesetzänderung — 
Staatsvertrag" etwas sagen. Sie wissen, daß wir 
der staatsvertraglich-freiwilligen Regelung zwischen 
Bund und Ländern als Basis auch eines Konjunktur-
rats den Vorzug geben vor dem schweren Geschütz 
der Verfassungsänderung. Wir haben diesen Vor-
schlag des Staatsvertrags und des Konjunkturrats 
sehr früh gemacht, lange Monate vor Erscheinen des 
Regierungsentwurfs, weil wir der Meinung waren, 
die Bundesregierung hätte zur Beschleunigung auf 
freiwillige Übereinkommen losgehen sollen, etwa 
unter dem Motto: Nun ist die Stunde der Bewäh-
rung des Förderalismus gekommen, also versuchen 
wir es mit einem Staatsvertrag! 

(Zuruf von der FDP: Beim Schuljahres

-

beginn!) 

Das ist nicht geschehen, obgleich drei Länder, dar-
unter auch Bayern, der Idee des Staatsvertrages 
ganz aufgeschlossen waren, sogar zwei — dazu 
gehört auch Bayern — Modellverträge gemacht 
haben. Aber die Bundesregierung wollte nicht. 

Wir können weder die Bundesregierung noch die 
Länderregierungen — aber hier geht es in erster 
Linie um die Bundesregierung, die nicht will — zu 
einem Staatsvertrag zwingen. In der Tat, wir kön-
nen die Bundesregierung zu einem Staatsvertrag 
mit den Ländern nicht zwingen. Ich sage deshalb: 

Wenn unsere soeben präzis formulierten fünf Essen-
tials in fairer Weise in das Gesetz eingebaut wer-
den und wenn die übrigen Probleme in dem Gesetz-
entwurf — auch nach den Hearings mit der Wirt-
schaft — befriedigend gelöst sind, dann werden wir 
auch über jenen anderen Weg mit uns reden lassen. 
In der ganzen Zeit aber werden wir Sie von der 
Regierungskoalition immer wieder fragen: Was wol-
len Sie eigentlich praktisch, wozu sagen Sie ja oder 
nein? 

Im übrigen ist die Änderung der Verfassung, des 
Art. 109, in ihrem Inhalt noch völlig unklar. Es ist 
eine parlamentarische Selbstverständlichkeit: Die 
Abstimmung über das Gesetz und auch die Abstim-
mung über eine mögliche Verfassungsänderung er-
folgt, nachdem die Ausschüsse oder der Ausschuß 
ihre Beratungen abgeschlossen haben. Die Abstim-
mung über diese Dinge erfolgt am Ende, nicht 
heute. 

(Abg. Dr. Barzel: Das ist doch klar!) 

Sie sehen aus diesen Darlegungen, daß es uns 
auf die Sache ankommt und daß wir unsere end-
gültige Entscheidung von dem Inhalt des Gesetzes 
abhängig machen oder, wenn Sie so wollen, von 
dem Inhalt der gesamten Normierung. Wir fordern 
keine „sachfremden Preise". Was ist uns in diesen 
Monaten alles unterstellt worden, so also z. B., daß 
wir mit sachfremden Preisen kämen wie in einem 
Tauschgeschäft: einmal Düsseldorf gegen einmal 
Grundgesetzänderung oder ähnliches. Trauen Sie 
uns das bitte nicht zu! Wir fordern nur sachbezo-
gene Preise. 

(Abg. Rasner: Es gibt auch die andern!) 

— Ich kenne keine. 

Sicherlich ist das Grundgesetz in einer besonderen 
Situation nach dem Kriege entstanden. Die Verfas-
sung ist aber zugleich ein wesentliches Fundament 
des Vertrauens unserer Bevölkerung in die parla-
mentarische Ordnung. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf rechts: Und 
was tut Ihr Parteivorsitzender?!) 

Das Vertrauen in die staatliche Autorität und in das 
Regime hat allerdings in den letzten Wochen und 
Monaten Not gelitten, nicht weil die Verfassung un-
zulänglich ist, sondern einzig aus dem Grund, weil 
es der Bundesregierung an Führungskunst und 
Führungskraft gebrach. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Aus diesem Grund muß ich gerade im Zusammen-
hang mit der Grundgesetzänderung sagen: Wesent-
lich ist doch die Feststellung, daß wir zur Zeit eine 
Regierung haben, die lediglich nach dem Prinzip 
operiert: Überleben ist alles. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr! — Lebhafter 
Beifall bei der SPD.) 

Das sind die Realitäten. 

(Zuruf von der Mitte: Das sind wieder 
„Schiller"-Geschichten!) 

— An dieser Geschichte bin ich nicht beteiligt. 
Und wir haben zur Zeit eine Regierung, deren Re- 
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gierungschef — lassen Sie mir die Freiheit, das zu 
sagen —, der mit einem gescheiterten Minister 
durch dick und dünn geht, weil man gemeinsam bes-
ser und weicher fällt. Genau das ist es. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD. — 
Abg. Rasner: Gott, wie billig!) 

— Das wollen Sie nicht hören. — Natürlich, das ist 
doch so! 

(Abg. Rasner: Das war doch grob unter 
Ihrem Niveau! — Weitere Zurufe von der 

Mitte.) 

— Herr Blumenfeld, Sie müssen doch zugeben, daß 
eine solche Situation, daß der derzeitige Status 
der Bundesregierung nicht die allerprächtigste Aus-
gangsposition für die Regierung ist, jetzt von einem 
Parlament eine Verfassungsänderung mit neuen 
Vollmachten zu verlangen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: 
Schon beinahe todesmutig!) 

Und im übrigen: wir sind ja alle darüber orientiert, 
diese Situation hat sich doch herumgesprochen, von 
der Isar bis an die Alster, von Franz Joseph Strauß 
bis zu Erik Blumenfeld hat sich das herumgespro-
chen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe sogar den Eindruck: manchen Mitgliedern 
der CDU/CSU-Fraktion wird z. B. unsere Forde-
rung 5 nach verstärkter parlamentarischer Kontrolle 
bei ihrer eigenen Entscheidung, die später ansteht, 
hilfreich sein. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD.) 

Bezüglich unserer sachlichen Forderungen können 
Sie wirklich nicht sagen — sie werden nachher noch 
verdeutlicht werden —, daß wir nicht einen Beitrag 
leisten. Wir wollen mit diesem Gesetz eine neue 
Ara einleiten. Der Bundeskanzler will es auch. Wir 
wollen Schluß machen mit einer Politik, die zwi-
schen einem Haushaltssicherungsgesetz 1966 und 
einem Budgetmodell 1967 hin- und hertaumelt. Das 
ist doch klar, das muß doch ein Ende nehmen. Und 
sicherlich betreiben wir mit unseren fünf Essentials 
und mit unseren Einzelbemerkungen keinen Perfek

-

tionismus. Es gibt natürlich keine narrensichere 
Truppendienstvorschrift für die richtige Politik. Ein 
noch so gutes Gesetz kann eine schwache Regie-
rung nicht ersetzen, das ist allerdings wahr. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber es könnte doch wenigstens normative Voraus-
setzungen für eine bessere Politik geben. Wenn ein 
so verbessertes Gesetz angenommen wäre, könnte 
das ein echter Fortschritt sein, ein Fortschritt, der 
dem Wandel der Situation in unserer Wirtschaft 
und in unserer Stellung in der Weltwirtschaft und 
Weltpolitik gerecht wird, ein Gesetz also wirklich 
— wie wir es nennen — „zur Förderung der Stabili-
tät und des Wachstums der Volkswirtschaft" — und 
nicht der derzeitigen Regierung. Wir sind im Gegen-
teil der Meinung: ein so vervollständigtes, besseres 
Gesetz würde eine Herausforderung für die jetzige 
Regierung sein. Es würde eine besondere Situation 
entstehen. Wie immer man sie beschreiben will: 

Wenn es uns gelingt, ein gutes Gesetz aus diesem 
Torso zu machen, bin ich fast sicher, daß das neue 
und gute Gesetz sich dann eine neue und bessere 
Regierung suchen wird. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD. — Lachen bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Die Rede des Kollegen 
Schiller veranlaßt mich, einen kurzen Beitrag zu 
einigen politischen Aspekten zu leisten; zu den Ein-
zelheiten werden andere Kollegen im Laufe der De-
batte sprechen. 

Herr Kollege Schiller, ich war enttäuscht über den 
polemischen Teil Ihrer Rede, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Zu

-

rufe von der SPD) 

und zu dem spreche ich zunächst. Ich war deshalb 
enttäuscht, Herr Kollege Schiller, weil ich Sie bisher 
für einen guten Polemiker gehalten habe. Diesen 
Ruf sind Sie heute losgeworden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen, Oh-Rufe und weitere Zurufe von 

der SPD.) 

Daß Ihnen dies im Beisein Ihres Freundes Günter 
Graß passieren mußte, tut mir aufrichtig leid. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren,. ich glaube, der Unter-
schied im Ton zwischen den Reden der Regierung 
und dem polemischen Teil der Rede des Kollegen 
Schiller — auf den sachlichen komme ich zurück, 
Herr Kollege Schiller — ist offenkundig und für je-
dermann unüberhörbar und unübersehbar. Polemik 
fordert nun eigentlich Polemik heraus. Aber da diese 
Polemik von Ihnen danebenging, kann ich mir das 
heute schenken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

Wenn ich nämlich Ihre Rede mit den Reden des 
Herrn Bundeskanzlers und des Herrn Kollegen 
Schmücker vergleiche, dann ist doch deutlich gewor-
den, wo das bessere Konzept und wo die besseren 
Männer sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Leb

-

haftes Lachen bei der SPD. — Zurufe von 
der SPD: Wo denn? — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 

Meine Damen und Herren, Polemik unter Politi-
kern ist gestohlene Zeit für die Lösung der Sach-
fragen unseres Volkes. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar-
teien.) 

Wenn wir hier auf unseren Antrag hin drei Wochen 
früher zusammengetreten sind, als es vorgesehen 
war, dann war es sicherlich nicht zweckdienlich, in 
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dieser ersten Stunde so lange Zeit für polemische 
Äußerungen wegzunehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben gemeinsam die 
Pflicht, Schaden von unserem Volk zu wenden, 

(fortgesetzte Zurufe von der SPD) 

wir haben gemeinsam die Pflicht, das sachlich Rich-
tige jetzt zu tun und zu einem Sachgespräch über 
das, was hier ansteht, zu kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Hierzu gehört nur noch eins: wir sollten uns den 
permanenten Wahlkampf ersparen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Unser Verfassungsauftrag ist — und ich sage dies 
vor dem Hintergrund dessen, was gestern Ihr Par-
teivorsitzender aus der hohlen Hand zu einer Ver-
fassungsänderung leichtfertig gesagt hat —, 

(lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien) 

daß wir vier Jahre lang so, wie es die Wähler ent-
schieden haben, miteinander arbeiten, miteinander 
auskommen und sachliche Arbeit für unser Land 
leisten. Dies ist unsere Aufgabe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der SPD: Auch wenn es laufend 
bergab geht! — Weitere Zurufe von der 

SPD.) 

Damit auch dies zu Ende sein kann 

(Zurufe von der SPD) 

— nur um zu zeigen, Herr Kollege Schiller, wir kön-
nen es auch noch; aber es nutzt eigentlich gar 
nichts —, erlauben Sie mir nun, zu wenigen politi-
schen Bemerkungen, die hier angebracht sind, über-
zugehen. Erlauben Sie zuerst und ganz ernsthaft und 
im Geiste der Kollegialität, 

(Zurufe von  der SPD: Aha! — weitere Zu

-

rufe von (der SPD) 

die uns hier verbindet, 

(anhaltende Zurufe von der SPD) 

und im Geiste der Menschlichkeit, die Gott sei Dank 
in diesem Hause — —  

(Oh-Rufe und weitere lebhafte Zurufe von 
der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, Sie können zurufen, 
was Sie wollen, 

(anhaltende Zurufe von der SPD) 

ich werde mich nicht abhalten lassen, jetzt das zu 
tun, was ich vorhabe. 
mom 

(Zuruf von  der  SPD: Da müssen Sie  aber in 
einem anderen Ton kommen!) 

Ich habe vor, von dieser Stelle aus als erstes zum 
Sachlichen dieses Beitrages im Namen meiner Frak

-

tion Ihnen und dem Kollegen Fritz Erler von Herzen 

baldige und völlige Wiederherstellung seiner Ge-
sundheit zu wünschen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe und Unruhe bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, im sachlichen Teil der 
Rede des  Kollegen Schiller ist einiges zum Haushalt 
gesagt worden und, wenn ich ihn recht verstanden 
habe, auch dazu, daß diese Regierung auf dem Ge-
biet mehr und Härteres hätte machen können. Habe 
ich Sie so recht verstanden? — Diesem Tatendrang 
kann leicht ein Ziel gesetzt werden. Wir werden dar-
auf zurückkommen, wenn wir Ihr Ja zu den konkre-
ten Punkten des haushaltspolitischen Teils unserer 
Stabilitätspolitik erbitten müssen. Wir werden dann 
sehen, ob Sie hier nur den Mund spitzen oder auch 
pfeifen. Denn, meine Damen und Herren, völlig zu 
Unrecht wird in der Öffentlichkeit der  harte Teil der 
Haushaltspolitik der  Bundesregierung übersehen. 
Das wird uns noch im einzelnen zu schaffen machen. 
Die Debatte über den Haushalt 1967 wollen wir 
heute nicht führen. Denn auch das kann man nicht 
aus dem Ärmel schütteln. Uns liegt keine Vorlage 
vor. Ich 'bin unterrichtet, daß die Bundesregierung 
hierzu am 28. September die Beschlüsse fassen wird. 

Nun noch ein paar Sätze zu dieser Vorlage! Herr 
Kollege Schiller, wie nicht anders zu erwarten, wir 
werden dieser Vorlage zustimmen und wir werden 
uns auch bemühen, die Beratungen hierüber zügig in 
Beschlußfassungen enden zu lassen. Ich rechne hier-
bei auch insoweit auf Ihre konstruktive Mitarbeit, 
Herr Kollege Schiller. 

Sie werden es allerdings dem von Ihnen eben zu 
Terminen angeratenen Fraktionsvorsitzenden der 
stärksten Regierungspartei erlauben, auch weiter 
mit einem gewissen Termindruck zu arbeiten, damit 
sich hier nicht etwa nur andere Tendenzen durch-
setzen. 

(Abg. Hermsdorf: Aber überrollen lassen 
wir uns trotzdem nicht!) 

— Herr Kollege Hermsdorf, von „überrollen" ist gar 
keine Rede. Hören Sie auf das, was ich jetzt sagen 
möchte. 

Wir sind uns der Tragweite der beantragten 
Änderung des Grundgesetzes voll bewußt. Was die 
Bundesregierung beantragt, ist nicht eine Verbesse-
rung verfahrenstechnischer Normen, sondern eine 
Änderung von hohem Rang und tiefem Einschnitt. 
Die Bundesregierung beantragt diese Änderung des 
Grundgesetzes nicht für sich, sondern für jede vom 
Wähler beauftragte Regierung. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Sie beantragt sie nicht, weil sie ihr gerade so ein-
fiel, sondern weil sie ohne diese Änderung ihrer 
Verantwortung für unser gutes deutsches Geld wie 
für weiteren sozialen Fortschritt und weitere Sicher-
heit nicht voll gerecht zu werden vermag. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, der Wiederaufbau ist 
zu Ende. Deshalb sind die Probleme von heute und 
von morgen anderer Art, und sie verlangen — ich 
freue mich, daß Sie dem im Grunde nicht wider-
sprochen haben — ein verbessertes Instrumentarium. 
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S ie verlangen die Gesamtschau der öffentlichen 
Haushalte sowie die Möglichkeiten der Zusammen-
ordnung. Wir glauben nicht, daß dies ausreichend 
und zweckdienlich durch Staatsverträge geschehen 
könnte. Das wird aber im einzelnen noch von Kolle-
gen von uns vorgetragen, und auch Herr Kollege 
Schmücker hat schon einiges dazu gesagt. 

Ich habe den Eindruck, daß die sozialdemokra-
tische Opposition in den vergangenen Jahren zu 
oft und zu viel an Verfassungsänderungen heran-
gegangen ist unter dem Blick auf die jeweilige Lage, 
die jeweilige Regierung. Bitte, darum geht es nicht. 
Es geht um die Gesamtordnung des Staates. Ich 
denke, Herr Kollege Schiller, daß dies auch eine 
Antwort auf die Schlußpolemik ist. Ich will am 
Schluß nicht noch einmal eine Polemik machen, wie 
Sie das getan haben. 

Unsere heutige Entscheidung, meine Damen und 
Herren — und wir treffen heute Entscheidungen 
durch die Art, in der wir Kraft und Entschlossenheit 
hinter diese Stabilitätspolitik insgesamt setzen —, 
sowie die zügige Behandlung dieser Vorlage und 
auch die Kraft, welche dieser Deutsche Bundestag 
geschlossen hinter diese Politik stellt, werden über 
die Paragraphen hinauswirken, die hier vorgelegt 
sind. Sie werden von Einfluß sein auf die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung. Sie werden sicher nicht 
übersehen werden von den Ländern und Gemeinden 
und den anderen öffentlichen Händen. Sie werden 
sicher auch von den Tarifpartnern gewürdigt wer-
den. Auch die Bundesbank — das ist schon von der 
Regierungsseite angekündigt worden, aber ich will 
es aus gutem Grunde noch einmal sagen — wird 
kaum an ,dem ernsten Willen dieses Hauses zur 
Bescheidung bei den öffentlichen Ausgaben achtlos 
vorbeigehen. Sie wird eine solche Tatsache sicher 
voll werten, und eben dies könnte, natürlich nicht 
automatisch, aber doch im Zusammenhang, zur 
Lockerung ihrer Politik zunächst auf dem Kapital-
markt und dann sicher auch beim Export führen. 

Dieser Punkt, der hier indirekt mit zur Debatte 
steht, diese Bundesbankpolitik des knappen Geldes 
berührt doch nicht nur unsere Unternehmungen und 
ihre Investitionen, also das Brot und den Arbeits-
platz von morgen, sondern sie berührt doch die 
Menschen in unserem Lande. Da gibt es den jungen 
Mann, der gespart und einen Bauplatz für das 
Familienheim erworben hat, der aber nun mit der 
Finanzierung nicht so recht weiterkommt. Da gibt 
es den älteren oder beschädigten Arbeitnehmer, der 
seinen Chef besorgt durch den Betrieb gehen sieht 
und ,der sich deshalb aus Sorge um seinen Arbeits-
platz -- das müssen wir hier auch ansprechen — ent-
schließt, eine Kur zu verschieben oder trotz leichter 
Erkrankung weiterzuarbeiten. Da gibt es ferner die 
Sorgen all derer, die, sei es in der Wissenschaft, in 
der Wirtschaft, sei es in der Politik, mit der Zukunft 
unseres Landes zu tun haben, mit unserem Rang in 
der Welt, mit der sozialen und äußeren Sicherheit 
von morgen, mit der Wahrung unserer Position in 
der deutschen Frage. Sie wissen, daß all dies von 
unserer Wirtschaftskraft, von der Stabilität und dem 
Wachstum zugleich abhängt. 

Wer nun dem erwähnten Arbeitnehmer, der bauen 
will, und dem anderen, der um seinen Arbeitsplatz 
besorgt ist, wer jenen um die allgemeine Zukunft 
Besorgten helfen will, der muß jetzt für die 
Verabschiedung dieses Gesetzes sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich füge hinzu — und das ist ein bißchen der Grund, 
Herr Kollege Schiller, warum ich mich auch bemühe, 
Termine zu setzen; wir können auch über Termine 
sprechen, wenn es eine gemeinsame Einlassung gibt; 
das ist sehr gut; ich will Ihnen auch helfen, um 
Ihnen den Vorwurf der Verzögerung zu ersparen —: 

(Zurufe von der SPD) 

wer unser Land und uns alle vor einer Entwicklung, 
wie sie in anderen Ländern ist, bewahren will — ich 
hatte manchmal den Eindruck, Herr Kollege Schil-
ler, als ob Sie im falschen Saal einiges sagten —, 
wer unsere Rentner, unsere Arbeiter und — spre-
chen wir es ruhig aus — unsere Touristen vor sol-
chen Entwicklungen bewahren will, der muß jetzt 
dieser Vorlage zustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

— Ich komme gleich zu Ihren Änderungsvorschlä-
gen. Diese Vorlage ist ja kein Allheilmittel. Aber 
ohne das Ja zu dieser oder einer gemeinsam ver-
besserten Vorlage 

(Zurufe von der SPD: Na also!) 

— ich kann doch nicht damit anfangen; ich muß doch 
auch Ihnen erst das Vergnügen lassen, hier zum 
Teil aus sich herauszugehen, wenn ich spreche — 

(anhaltende Zurufe von der SPD) 

gibt es eben überhaupt keine Chance für das Ganze, 
was jetzt für morgen not tut. 

Was ist dieses Ganze? Ich möchte sagen — weil 
Sie, Herr Kollege Schiller, dieser Regierung und der 
sie tragenden Koalition doch direkt oder indirekt so 
ein ganzes Stück Vorwürfe gemacht haben —, das 
Ganze ist, daß wir am Schluß der Wiederaufbau-
phase festzustellen haben: wir stehen in den sozia-
len Leistungen in der Welt auf Nr. 1, wir stehen im 
Welthandel auf Nr. 2 und in der Industrie und Pro-
duktion auf Nr. 3. Eine schöne Bilanz am Schluß der 
Wiederaufbauphase! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun geht es einfach darum, das durch sachge-
rechte Antworten für morgen zu erhalten und auszu-
bauen und mit einem modernen Instrumentarium 
der Regierung zu helfen. Wir brauchen eben für die-
sen gesunden Fortschritt eine solche Gesetzgebung. 
Schon die Ankündigung dieser Gesetzgebung hat 
ja einiges bewirkt. Die Bundesregierung wird sicher 
im Laufe dieser Debatte Gelegenheit nehmen, die 
erfreulichen Daten einer sich verändernden wirt-
schaftlichen Situation vorzutragen. Wir können 
einen neuen Aufschwung schaffen. Es gibt bei den 
wirtschaftlichen Daten Lichtpunkte nach vorn. 

Noch einmal zu einem Ihrer Punkte, Herr Kollege 
Schiller. Der sachliche Teil Ihrer Rede enthielt man-
chen Hinweis außer jenen, zu denen ich etwas ge- 



2678 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 55. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. September 1966 

Dr. Barzel 
sagt habe , dem wir im gemeinsamen Nachdenken 
sorgfältig nachgehen sollten. Ich will deshalb auch 
auf irgend etwas im einzelnen, was ich hier nur 
flüchtig gehört habe, ohne genügende Prüfung nicht 
eingehen. Ich frage mich nur — und das werden Sie 
sicher noch im Verlauf dieser Debatte aufklären 
wollen —, wie Sie die Vorschläge — wenn ich Sie 
recht verstanden habe — hinsichtlich der steuer-
lichen Abschreibungen und der Kreditplafondierung 
in Frage stellen können, zugleich auf der anderen 
Seite rügen können, daß dieser Entwurf mehr auf 
den Staat als auf die private Wirtschaft gerichtet 
sei. Dies, meine Damen und Herren, wird sicher der 
Auflösung bedürfen, auch wegen derer, die an dieser 
Debatte Interesse haben; ich glaube, ich brauche 
hier nicht deutlicher zu werden. 

Meine Damen und Herren, wir stehen vor einer 
Frage, die entweder gemeinsam gelöst wird oder 
nicht gelöst werden kann. Dies wissen wir. Sie 
können es nicht allein; wir können es nicht allein. 
Wir wollen sie miteinander lösen. Diese Gesetz-
gebung verlangt eine Zweidrittelmehrheit, und sie 
verlangt Zügigkeit. Wir sind bereit — ich sage 
dies noch einmal in aller Form —, Ihre Vorschläge 
sorgsam zu diskutieren, sofern weder der wesent-
liche Gehalt noch die gebotene Beschleunigung be-
einträchtigt wird. Wir sind bereit, durch diese für 
unser Land unerläßliche Gesetzgebung darzutun, 
daß uns alle, bei allem notwendigen Streit, Gemein-
sinn verbindet. Wir sind aber — und dies muß auch 
heute schon gesagt werden — nur bereit, das Ganze, 
also den privatwirtschaftlichen wie den öffentlichen 
Teil — wenn ich es so sagen darf — dieser Gesetz-
gebung, geschlossen zu verabschieden. Sie werden 
mir erlauben, mit Genugtuung und Freude festzu-
stellen, daß insoweit in der Koalition, bei unseren 
Koalitionspartnern, den Freien Demokraten, ebenso 
wie bei den Landesregierungen in diesen Fragen 
eine sehr erfreuliche Übereinstimmung festzustel-
len ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Hermsdorf.) 

— Sie werden mir erlauben, das festzustellen, Herr 
Hermsdorf; danke schön! 

Herr Kollege Schiller, noch ein Wort zu der Frage, 
die Sie gestellt haben und die ich mir unter dem 
Stichwort „Warum erst jetzt?" notiert habe. Sehen 
Sie, wenn wir unpolemisch miteinander diskutierten 
und uns vorstellten, wir würden jetzt beide zusam-
men durch einen Garten gehen, würden wir sicher 
beide in einem übereinstimmen: Alles Vernünftige 
braucht seinen richtigen Zeitpunkt. Auch jede wich-
tige Gesetzgebung braucht die politische und psy-
chologische Landschaft, die sie überhaupt erst mög-
lich macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD. — Abg. Dr. Schiller meldet sich 

zu einer Zwischenfrage.) 

— Lassen Sie mich noch zwei Sätze dazu sagen, 
Herr Kollege Schiller; Sie kommen gleich dran. Ich 
erinnere mich jetzt, auf was für Widerspruch wir im 
vergangenen November, als wir anfingen, von sol-
chen Dingen zu sprechen, in der öffentlichen Mei

-

nung gestoßen sind. Sie reagiert jetzt anders; auch 
die Länder reagieren anders. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich erinnere mich auch daran, Herr Kollege Schiller 
— und damit bekommen Sie Ihr Stichwort —, was 
etwa Herr von Savigny in seinem berühmten Buch 
„Vom Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft" geschrieben hat. Sie werden 
mir zustimmen, daß jede vernünftige Gesetzgebung 
ihre politische und psychologische Landschaft 
braucht, in der sie überhaupt erst möglich wird. Die-
ser Zeitpunkt ist jetzt da, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Dr. Barzel, Sie haben 
gesagt: „Jede Sache braucht ihre vernünftige Zeit." 
Warum wenden Sie diesen gesunden und sehr 
selbstverständlichen Grundsatz eigentlich nicht auf 
die Arbeit dieses Parlaments an, die heute erst mit 
diesem Gesetz beginnt? Warum reden Sie ausge-
rechnet in dieser Phase der Arbeit von „Beschleuni-
gung" und von  „Terminen"?  

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Kollege Schiller, 
ich hoffe, dieser Zwischenruf soll nicht bedeuten, 
daß hier irgend jemand eine besonders lange Zeit 
für die Beratungen anstreben will. Wir haben ge-
sagt, wir sind bereit, sorgsam zu prüfen. Das ist 
eine klare Auskunft. Aber Sie scheinen hier wirk-
lich das Wort „Zeit" falsch verstanden zu haben. Ich 
habe nicht von der „Zeit" im Bundestag, sondern 
von einer psychologischen und politischen Land-
schaft in der Gesellschaft, im Volk, in der öffent-
lichen Meinung, bei den Ländern und Gemeinden 
insgesamt gesprochen. Heute haben alle eingesehen, 
daß die Bäume nicht in den Himmel wachsen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Vor einem Jahr war dies noch anders. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Aber gern! 

Sänger (SPD) : Herr Kollege Barzel, finden Sie 
denn, daß es im Sinne dieser Auslegung des Be-
griffes „Zeit" eine besonders gute psychologische 
Situation ist, das Gesetz unter dem Druck vorzu-
legen? Das Parlament muß frühzeitig zurückkehren, 
das Parlament könnte ja oder nein sagen und 
damit über das Bleiben oder Nichtbleiben des Bun-
deskanzlers entscheiden, wie einige Ihrer Herren 
bereits gesagt haben. Das alles sind doch psycho-
logische Voraussetzungen. Gehören die zu diesem 
Bild, das Sie jetzt von der Zeit gemalt haben? 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Sehr verehrter Herr 
Kollege, die Unterstellungen in Ihrer Frage weise 
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ich zunächst einmal zurück. Ich will hier nicht pole-
misieren. Aber nun nehmen Sie doch — — 

(Zurufe von der SPD.) 

— Es hat wirklich keinen Zweck. Meine Damen und 
Herren, ich bemühe mich ja gerade darum, mit 
Ihnen in ein sachliches Gespräch einzutreten und 
den anderen Kollegen zu erlauben, nachher in einem 
ruhigen Klima rein sachlich miteinander zu sprechen. 
Aber ich sage Ihnen dies — und das nehmen Sie mir 
bitte so ab, wie ich es meine —: Ich habe auf den 
Gesamtzusammenhang unserer volkswirtschaftlichen 
Situation hingewiesen. Ich könnte Ihnen, Herr Kol-
lege Schiller, dazu auch Zitate von Ihnen aus dem 
Zettelkasten vorlegen, ob nun nicht Zeit sei für mehr 
Wachstumspolitik. Wegen dieses Gesamtzusammen-
hangs haben wir gebeten, drei Wochen früher hier 
zu arbeiten, weil Stabilität, gutes deutsches Geld 
und dann das Ziel, durch diese Politik wieder in ein 
gesundes Wachstum zu kommen, vor allem anderen 
Vorrang haben.  

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Barzel, Sie 
sagen: mehr Wachstumspolitik. Brauchen Sie dazu 
in diesem Augenblick das Gesetz? Da brauchten Sie 
bloß die Restriktionspolitik der Bundesbank zu än-
dern. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Kollege Schiller, 
ich glaube, daß der Zusammenhang zwischen der 
Restriktionspolitik der Bundesbank und der Aus-
gabenpolitik aller öffentlichen Hände insgesamt, des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden, offenkun-
dig ist. Erst wenn völlig klar wird, daß dieses Haus 
durch entschlossenes Handeln in der Zurückdrän-
gung öffentlicher Ausgaben mit gutem Beispiel vor-
angeht, ist für die Deutsche Bundesbank eine andere 
Situation vorhanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Tamblé: Bundeshaushalt 1967!) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, nach-
dem ich nun mehrere Zwischenfragen beantwortet 
habe, im Hinblick auf die Uhr nur noch wenige Be-
merkungen zu machen; denn ich glaube, daß auch 
unsere Kollegen von der Koalition aus bekannten 
Gründen noch bald zu Wort kommen möchten. 

Ich möchte noch ein Wort zu Herrn Kollegen 
Schmücker, dem Herrn Bundeswirtschaftsminister, 
sagen; ich glaube, das gehört in diese Debatte. Auch 
wir sehen, Herr Bundeswirtschaftsminister — dies 
nicht ohne Besorgnis —, wie andere Länder, die mit 
uns im Welthandel konkurrieren — und dies ist 
hinsichtlich unserer Arbeitsplätze von morgen ent-
scheidend —, sich nicht nur im grenzüberschreiten-
den Verkehr, sondern auch durch Förderung ihrer 
produktiven Wirtschaft und ihrer Wissenschaft um 

ungleiche Startbedingungen bemühen. Wir sehen 
auch, wie die Mächte mit einer entwickelten Raum-
fahrt und mit starker nuklearer Position — und dies 
sage ich an die Adresse des Herrn Bundeskanzlers 
vor seiner Reise in die USA — Ergebnisse der aus 
Steuermitteln betriebenen militärischen und staat-
lichen Forschung ihren Industrien zur Verfügung 
stellen. Unsere Patent- und Lizenzbilanz ist negativ. 
Die Arbeitsteilung im Bündnis, Devisenhilfe und an-
deres zwingen uns, auch diese Fragen international 
auf den Tisch zu legen. Ich möchte es heute vor die-
ser Reise bei diesem generellen Hinweis bewenden 
lassen. 

Meine Damen und Herren, unsere Fraktion hat in 
diesen Tagen — auch das gehört hierher — völlig 
klargemacht, daß zu einer solchen Politik, die die 
Wirtschaftskraft für morgen im Sinne von mehr 
Sicherheit nach außen und innen stärken will, auch 
gehört, daß wir Europäer — und wenn es gewünscht 
wird, auch im atlantischen Rahmen — zu einer ver-
stärkten Zusammenarbeit kommen, wirtschaftlich, 
wissenschaftlich, technologisch und sozial. Wir un-
terstützen die Position, die der Bundeswirtschafts-
minister hier eingenommen hat, indem er vor dem 
Rückfall in Nationalismen gewarnt hat. Die Antwort 
kann nur eine vermehrte Zusammenarbeit in allen 
diesen Fragen sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir, die CDU/CSU, werden alles in unseren Kräf-
ten Stehende tun, um diese für unsere Zukunft 
essentielle Gesetzgebung sachgerecht, im Gespräch 
mit allen und zügig zu verabschieden. Indem wir 
dies tun, stärken wir „die Realitäten Deutschlands 
als Volk und Nation", und eben dies nannte Kenne-
dy in Berlin die Voraussetzung für die Selbstbe-
stimmung aller Deutschen in Frieden und Freiheit. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Starke. 

Dr. Starke (Franken) (FDP) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte 
zu den Ausführungen des Herrn Kollegen Barzel 
nur sagen, daß ich mich seinen Betrachtungen über 
die Polemik, die hier stattfindet, anschließe. Ich 
möchte die Zeit damit aber jetzt nicht noch länger 
in Anspruch nehmen. Gestatten Sie mir aber, einen 
Punkt herauszugreifen, das ist der Zeitpunkt. Ich 
stimme Ihnen, Herr Kollege Barzel, voll und ganz 
zu: Man kann dieses Gesetz nicht mit jedem ande-
ren vergleichen. Hier spielt vielmehr in der Tat der 
Zeitpunkt eine große Rolle, und der Zeitpunkt ist 
wirklich da! In der Bevölkerung, in der Öffentlich-
keit ist eine Unruhe, eine Beunruhigung, und man 
erwartet jetzt, daß das Parlament nüchtern und sach-
lich, aber auch zügig diesen schwerwiegenden Ge-
setzentwurf berät und verabschiedet. 

Ich möchte nur zu einem einzigen Punkt etwas 
sagen. Wenn Sie, Herr Kollege Schiller, jetzt eben 
einwarfen, die Bundesregierung und die Koalition 
brauchten sich nur zu bemühen, daß der Noten-
bankpräsident die Restriktionen aufhebt, dann hät- 
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ten wir wieder wunderschöne Verhältnisse und ein 
gutes Wachstum, so bin ich ein wenig entsetzt, daß 
das in diesem Hohen Hause aus Ihrem Munde mög-
lich ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir alle wissen, wie die Dinge liegen. Wir alle 
wissen, vor welchen Schwierigkeiten jede Regierung 
jetzt stünde, und es ist schon ein starkes Stück, 
eine so ernste Frage in dieser Form, wenn auch in 
einem Zwischenruf, hier zu behandeln. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Freien Demokraten begrüßen die Vorlage des 
Stabilisierungsgesetzes, das dem Inhalt nach schon 
seit 1961 von den Freien Demokraten und ihren 
Finanzministern gefordert worden ist. Jeder kann 
das in den betreffenden Reden nachlesen. Auch wir 
fordern eine gründliche, aber zügige Beratung und 
Verabschiedung des Gesetzentwurfes und eine un-
verzügliche Anwendung des Gesetzes mindestens 
in dem Teil, der die Begrenzung der Kreditauf-
nahmemöglichkeiten der öffentlichen Hand zum 
Ziele hat. 

Ich möchte an dieser Stelle einmal einfügen, daß 
damit selbstverständlich der ganze Kapitalmarkt 
erfaßt werden muß. Es darf in Zukunft nicht mehr 
möglich sein, daß in den Vorhöfen des Kapital-
marktes noch Sondergeschäfte gemacht werden, be-
vor wir dann an die Begrenzung des Kapitalmarkts 
selbst herangehen. Es ist gleichgültig, ob es sich 
dabei um Gemeinden und Länder oder aber auch 
um den Bund handelt. Ich möchte das betonen. 

Die Erhaltung des Geldwerts und der Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Wirtschaft sowie die Auf-
rechterhaltung der sozialen Leistungen in Deutsch-
land erfordern baldige und wirkungsvolle Maßnah-
men, nicht zuletzt auch, um nicht durch weitere 
Kasten- und Preissteigerungen die Lage der Be-
zieher von Klein- und Kleinsteinkommen zu ver-
schlechtern. Die klassischen Mittel der Bundesbank 
mußten eingesetzt werden; daran kann kein Zweifel 
sein. Sie vermögen aber allein ;die Probleme nicht 
zu lösen, weil sie eben nur die Wirtschaft und ihre 
Investitionskraft betreffen, die öffentliche Hand aber 
nicht zu erreichen vermögen. Es ist deshalb notwen-
dig, jetzt zu diesem Zeitpunkt — endlich, möchte 
ich sagen — der Bundesregierung und der Bundes-
bank die Befugnisse zu geben, mit denen in kriti-
scher Zeit eine einheitliche Stabilitätspolitik in Bund, 
Ländern und Gemeinden betrieben werden kann. 

Es wird die erste Aufgabe nach der Verabschie-
dung des Gesetzes sein, eine Begrenzung der Kredit-
aufnahmemöglichkeiten der öffentlichen Hand und 
damit eine schonende Behandlung des Kapital-
markts herbeizuführen, um so das Vertrauen des 
Sparers wiederzugewinnen, was allein dann zur 
Anreicherung des Kapitalmarkts führen kann. Erst 
wenn das erreicht ist, können wir an die Aufhebung 
der Kreditrestriktionen gehen. Gerade auch deshalb 
ist eine zügige Beratung und ein Termindruck aus-
gesprochen am Platze. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte jetzt mit ein paar Worten zu dem übergehen, 
was Herr Kollege Schiller gesagt hat. Die Ausfüh-
rungen von Herrn Kollegen Schiller waren bezüglich 
des Gesetzes und bezüglich der Situation, in der wir 
uns befinden, sehr allgemein gehalten. Wir haben 
aber jedenfalls eines nicht gehört — und das halte 
ich für einen großen Vorzug —, daß nämlich etwa 
wegen einer Veränderung der konjunkturpolitischen 
Situation das Gesetz nicht mehr notwendig sei. Ich 
lasse dabei den Zwischenruf, den ich vorhin ge-
brandmarkt habe, weg und halte mich an die Aus-
führungen von vorher. 

Daß wir in dem Gesetz keine Therapie für die 
Behandlung der Probleme in den kommenden 
Monaten und Jahren geben können, ist doch selbst-
verständlich. Auch die bescheidenen Andeutungen, 
die Herr Schiller hier versucht hat, sind doch nicht 
zutreffend. Dieses Gesetz gibt eine Auswahl von 
Mitteln, mit denen man Konjunkturpolitik treiben 
kann. 

In einem Punkt möchte ich Herrn Schiller zustim-
men: Die Bewährungsprobe ist selbstverständlich 
der Haushalt 1967. Man kann nicht in dieser Frage 
versagen und auf der anderen Seite erwarten, daß 
man ein gutes Stabilisierungsgesetz in die Scheune 
einbringt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte hier an dieser Stelle einmal sagen, daß 
der Finanzminister der Bundesregierung in den 
letzten Monaten mit einer unerhörten Energie ver-
sucht hat, in der sehr, sehr schwierigen Situation, in 
der wir uns auch politisch — außenpolitisch wie 
auch innenpolitisch — befinden, zu einem Haushalt 
zu kommen, der den hohen Anforderungen, die wir 
an ihn stellen, entspricht. Wir möchten ihm für die 
nächsten Wochen und Monate für die Beratungen 
über die weitere Gestaltung des Haushalts unsere 
guten Wünsche mit auf 'den Weg geben und ihm 
sagen, daß wir zu ihm und seinen weiteren Hand-
lungen bezüglich dieses Haushalts volles Vertrauen 
haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zu der von Herrn Schiller angesprochenen Frage 
einer Ersetzung der Grundgesetzänderung durch 
Staatsverträge, wird mein Kollege Genscher morgen 
Ausführungen machen, weil er besondere Erfahrun-
gen auf diesem Gebiet hat und diesen Vorschlag 
der SPD mit anderen, früher gemachten Vorschlägen 
vergleichen möchte. 

Die Konjunkturausgleichsrücklagen Nrn. 1 und 2 
— was so etwas ungewöhnlich klingt — hat Herr 
Schiller meines Erachtens nicht sachgerecht behan-
delt. Diese beiden Konjunkturausgleichsrücklagen 
unterscheiden sich in ihrem Wesen grundlegend, 
und es ist gar nicht daran zu denken, daß man etwa 
nur e i n Instrument hat, für das man die im 
Augenblick für die eine Maßnahme vorgeschlagene 
Zweidrittelmehrheit im Bundesrat benötigt. Das 
sind im übrigen aber Fragen, die dann in den Aus-
schüssen behandelt werden müssen. 

Mit Herrn Schiller bin ich der Auffassung, daß 
die Aufteilung der Kreditbeträge bei einer Begren- 
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zung der Kreditaufnahmemöglichkeiten in dem Ge-
setz, wie es den Bundesrat verlassen hat, nicht 
glücklich geregelt ist. Hier wird man eine andere 
Lösung suchen müssen. 

Im übrigen teile ich die Auffassung von Herrn 
Professor Schiller nicht, wenn er so sehr zweckbe-
tont davon spricht, daß das alles dirigistische Maß-
nahmen seien. Ich würde mit diesem Ausdruck 
„Dirigismus" in einem Zeitpunkt, wie wir ihn jetzt 
haben, in ,der Stimmung, in der sich unsere Bevölke-
rung befindet, vorsichtg sein. Ich werde Ihnen zum 
Schluß sagen — und ich betonte, das schon einmal 
am Anfang —: die Freiheit und die freiheitliche Ent-
wicklung, die wir wollen, hatihren Preis. 

Nun hat Herr Kollege Schiller zu den Gemeinde-
finanzen gesprochen und hat komplementäre Maß-
nahmen gefordert, wenn die Begrenzung der Kredit-
aufnahmemöglichkeiten nach diesem Gesetz in Kraft 
gesetzt werden sollte. Ich habedafür volles Ver-
ständnis, möchte aber zwei Dinge ,sagen. 

Erstens habe ich Sorge vor dem Ausdruck „kom-
plementäre Maßnahme"; 'denn das sieht so aus, als 
ob alles, was nach diesem Gesetz gemacht werden 
wird, durch komplementäre Maßnahmen ergänzt 
werden müßte, damit man alles wieder  so  wie vor-
her machen kann. 

(Abg. Dr. Arndt [Berlin] :  So  war es nicht 
gemeint!) 

— Ich will das zugeben, aber es klang so, Herr 
Arndt. Aus diesem Grunde habe ich ein bißchen 
Sorge vor komplementären Maßnahmen. 

An dieser Stelle möchte ich einmal etwas, was 
kürzlich gesagt worden ist — nicht etwa bös -, 
hier 'deutlich erwähnen. Es wurde gesagt, konjunk-
turpolitische Maßnahmen dürften nicht nur der Sta-
bilität dienen, sondern sie müßten auch die Priori-
täten beachten. Dem würde ich 'aus einer langen Er-
fahrung und' einer langen Beschäftigung mit den 
Dingen entgegenstellen: es ist besser, wenn man die 
Prioritäten von Anfang an so setzt, daß sie kon-
junkturgerecht sind. Dann tut man sich leichter. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich habe das hier erwähnt, weil es einen gewissen 
Zusammenhang mit  diesen komplementären Maß-
nahmen hat. 

Herr Professor Schiller sprach davon: Wir haben 
sachgerechte Beiträge geliefert und eine Alternative 
gegeben. Wenn Sie es mir zum Schluß noch gestat-
ten, würde ich sagen: ,die sachgerechten Beiträge — 
wenn man von der Polemik 'absieht — gestehen wir 
in vollem Umfang zu. Die Alternative ging aber, 
glaube ich, in der Polemik etwas unter; jedenfalls 
habe ich sie nicht so bemerkt. Und wenn Herr Pro-
fessor Schiller den Satz formulierte: Wir wollen we-
niger Einzeldirigismus und dafür mehr Globalsteue-
rung, dann wage ich immerhin der Sorge Ausdruck 
zu geben, daß dieses „immer mehr Globalsteuerung" 
uns dann langsam eines Tages mindestens so große 
Schwierigkeiten bereitet wie die von ihm angeführ-
ten dirigistischen Einzelmaßnahmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es kommt darauf an, daß wir jetzt — so möchte 
ich das Ganze noch einmal umschreiben — für un-
sere freiheitliche Ordnung einen Rahmen schaffen, 
einen festen Rahmen, den wir brauchen. Unsere 
Bevölkerung, das deutsche Volk, das so fleißig in 
über einem Jahrzehnt das alles aufgebaut hat, was 
wir heute um uns sehen, wartet darauf, daß wir 
jetzt handeln. Wir sind überzeugt — das darf ich an 
dieser Stelle noch einmal zum Ausdruck bringen —, 
daß so die ganze Bevölkerung denkt. Das hat 'auch 
— und das ist gut — die Sozialdemokratische Partei 
gesehen. In diesem Sinne begrüße ich die sachge-
rechten Beiträge, die Herr Schiller von der Sozial-
demokratischen Partei heute hier erbracht hat. 

Zu dem Gesetzentwurf selbst! Dieser Gesetzent-
wurf ist nicht perfektionistisch, und er soll es auch 
nicht sein. Wichtig ist, ,daß er ein Instrument zur 
Belebung u n d zur Dämpfung der Konjunktur ent-
hält und — lassen Sie mich das bitte sagen, um so 
manchen Schrecken zu nehmen — ein Instrumenta-
rium, das den meisten Regierungen um uns herum 
in der westlichen Welt, vor allem aber in den sozia-
listisch regierten Ländern, seit geraumer Zeit zur 
Verfügung steht. Wichtig ist auch, daß 'die  in dem 
Gesetzentwurf enthaltenen Maßnahmen im Prinzip 
sogar international beinahe unumstritten sind. 

Die Freien Demokraten halten es für richtig, daß 
die Bundesregierung davon Abstand genommen hat, 
dieses Gesetz, das der schwierigen Aufgabe der 
Einordnung der öffentlichen Haushalte unter ein 
Minimum von einheitlicher Konjunkturpolitik dient, 
wofür es einer Grundgesetzänderung bedarf, mit 
weiteren Problemen zu belasten, vor allem solchen, 
die weder national noch international ausdiskutiert 
sind. Das gilt für die sogenannte Einkommenpolitik, 
die in einigen Ländern — wie ich glaube, mehr 
lautstark als mit Erfolg — praktiziert wird, und das 
gilt auch für die Abwendung außenwirtschaftlicher 
Gefahren für die Stabilität. 

Im ersten Falle, bei der Einkommenspolitik, 
würde immer die Tarifhoheit der Sozialpartner auf 
dem Spiel stehen. Wir aber stehen auf dem Stand-
punkt, daß eine richtig angelegte Konjunkturpolitik 
mit den Mitteln des Gesetzes, das wir jetzt beraten, 
ohnehin einen Rahmen für die Sozialpartner zieht. 
Die Freien Demokraten sind der Auffassung, daß 
wir hier weitere Erfahrungen sammeln müssen. Die 
Weimarer Zeit mit ihren direkten Eingriffen war 
ohne Erfolg und schreckt von Wiederholungen ab. 

Der zweite Fall, die Abwendung außenwirtschaft-
licher Gefahren, ist zur Zeit nicht akut. Hier geht 
— ich habe den Darlegungen des Herrn Kollegen 
Schiller entnommen, daß auch er es so sieht — die 
klärende Diskussion national und international im 
Zehnerklub der Notenbanken weiter. Letzten En-
des stünde der § 23 des Außenwirtschaftsgesetzes 
zur Verfügung. 

Ich würde nicht dazu raten, in diesen nicht aus-
diskutierten Fragen weitere Festlegungen im Ge-
setz vorzunehmen, so wichtig es auch ist, daß wir 
uns unmittelbar nach seiner Verabschiedung diesen. 
Fragen mit besonderem Eifer und Nachdruck zuwen-
den. Ich möchte ausdrücklich hervorheben, daß es 



2682 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 55. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. September 1966 

Dr. Starke (Franken) 
für die von mir sonst noch erwähnten Maßnahmen, 
über die man wird sprechen müssen und von denen 
ich glaube, daß sie nicht in das Gesetz hineinsollten, 
keiner Verfassungsänderung bedarf. Um so eher ist 
es möglich, sie jetzt auszuklammern. 

Dann darf ich noch darauf hinweisen, daß anschei-
nen auch Herr Kollege Schiller nicht mehr der Mei-
nung ist, es sollten variable Steuersätze in diesem 
Gesetz vorgesehen werden. Die Änderung von 
Steuersätzen möchten wir dem Parlament vorbehal-
ten. 
Auf keinen Fall sollte man, so möchte ich diesen 

Punkt abschließen, über die vorgesehene mehr-
jährige. Finanzplanung hinaus versuchen, jetzt etwa 
das Problem konkreter quantifizierter Aussagen 
über die wirtschaftliche Entwicklung und die wirt-
schaftlichen Ziele zu lösen. Darüber wird mein Kol-
lege Dr. Friderichs morgen noch Ausführungen 
machen. 

Es kommt jetzt vorzüglich darauf an — und das 
ist der Schwerpunkt —, unserem Bundesstaat eine 
Ausprägung zu geben, die den föderalistischen Auf-
bau erhält, zugleich aber Bund und Länder einer 
gemeinsamen Konjunkturpolitik zuordnet, die als 
fester Rahmen für unsere freiheitliche Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung unerläßlich ist. Ein Ver-
sagen vor dieser Frage, das möchte ich diesem 
Hohen Hause sagen, würde der Bundesstaat auf die 
Dauer nicht überleben, weil die Erhaltung des Geld-
wertes die Voraussetzung für eine freiheitliche Ord-
nung in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft ist. Eine 
Fortsetzung der Geldentwertung würde über kurz 
oder lang zutiefst unsozial wirken und zum Ver-
lust der Freiheit und damit, wie wir in Deutschland 
aus Erfahrung wissen, unweigerlich zur Denaturie-
rung des Bundesstaates führen. 

Diese Überlegungen allein ergeben eine Beurtei-
lungsgrundlage dafür, ob die Grundgesetzänderung 
verantwortet werden kann. Wir Freien Demokraten 
bejahen diese Frage aus dem hohem Verantwor-
tungsbewußtsein und aus tiefinnerer Überzeugung. 
Durch diese Grundgesetzänderung — so möchte ich 
es zusammenfassen — wird nicht die freiheitliche 
Ordnung gefährdet, sondern sie wird, in einem hö-
heren Sinne verstanden, fester verankert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine straffe und tatkräftige Währungs- und Stabili-
tätspolitik — das ist der Kernsatz, den ich sagen 
möchte — ist der Preis für eine gesunde soziale und 
freiheitliche Entwicklung. Aus dieser Überzeugung 
haben wir auch das Recht, die politische Opposition 
der SPD zur Mitwirkung an der Grundgesetzände-
rung aufzufordern. Es geht um letzte Fragen in un-
serem modernen Staatsleben. Auch die SPD wäre 
in ihrer freiheitlichen Entwicklung gefährdet, wenn 
wir mit dem Geldwert die freiheitliche Ordnung zer-
störten. Gerade die SPD würde außerdem minde-
stens die gleichen Befugnisse für den Bund und für 
die Bundesregierung fordern und nach ihrem Pro-
gramm fordern müssen, wenn sie selbst die Bundes-
regierung stellte. 

Über Einzelheiten und Formulierungen kann man 
bei den Beratungen sprechen — nicht natürlich über 

die Einfügung von Bestimmungen in das Gesetz, die 
unser Wirtschaftssystem änderten. Denn nicht die 
Marktwirtschaft hat versagt, sondern wir alle ge-
meinsam haben sie überfordert. Dem Einhalt zu ge-
bieten ist gerade die Aufgabe des jetzt zur Bera-
tung anstehenden Gesetzes. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Insbesondere muß auch die Konjunkturpolitik über-
geordnete Politik bleiben und damit in der Zustän-
digkeit der Bundesregierung und der Bundesbank 
liegen. Die Errichtung etwa einer vierten Gewalt 
lehnen die Freien Demokraten ab. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die Freien Demokraten glauben, daß im Bundes-
rat bei den Beratungen des Gesetzes im allgemeinen 
ausgewogene Lösungen gefunden worden sind. 
Über Einzelheiten wird auch hier in den Ausschüs-
sen gesprochen werden müssen. Diese Ausgewogen-
heit — und hier stimmen wir Freien Demokraten 
dem Kollegen Schiller von der SPD zu — fehlt in 
dem Gesetzentwurf im Verhältnis zwischen Bundes-
regierung und Bundestag. Nur im § 19, bei der 
Änderung des Einkommensteuergesetzes, ist für das 
Parlament eine Kontrollfunktion vorgesehen. Bei 
den Ermächtigungen der §§ 3 und 13 des Entwurfs 
wird dagegen das Parlament gar nicht erwähnt. Es 
bleibt — im übrigen nach unserer Überzeugung 
ohne jede Notwendigkeit — völlig ausgeschaltet. 
Würde diese Regelung Gesetz, meine verehrten Kol-
legen, dann befände sich unser Parlament, das ohne-
hin schon Befugnisse über Befugnisse an den Mini-
sterrat nach Brüssel ohne parlamentarische Kon-
trolle abgegeben hat, auf dem weiten Feld der Kon-
junkturpolitik in der Lage des Europäischen Parla-
ments, d. h. ohne ausreichende Informationen und 
ohne jede Möglichkeit der Einflußnahme. Das kann 
nicht Sinn unserer gemeinsamen Bemühungen sein. 
So wie die Konjunkturpolitik nicht einer vier-
ten Gewalt anvertraut werden soll, darf auch nicht 
das Parlament in dieser grundgesetzändernden Ge-
setzgebung ausgeschaltet werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es sähe dann beinahe so aus, als ob auf der einen 
Seite eine vierte Gewalt für die Konjunkturpolitik 
geschaffen werden sollte und zum Ausgleich, damit 
wir wieder auf drei Gewalten kommen, das Parla-
ment ausgeschaltet würde. Die Bundesregierung soll 
in diesen schwierigen Fragen rasch handeln können. 
Wir hoffen, daß das angesichts der nunmehr vorge-
sehenen Beratungen im Bundesrat möglich sein 
wird. Aber sie muß der Kontrolle durch das Parla-
ment unterliegen. Andernfalls gibt das Parlament 
sich selbst und geben wir alle unsere Staatsordnung 
auf. Die Freien Demokraten fordern daher, daß die 
Bestimmungen über die Kontrollrechte des Parla-
ments in § 19 des Entwurfs auf die §§ 3 und 13 des 
Entwurfs ausgedehnt werden, wobei sich viele Mo-
dalitäten denken lassen, wie man das im einzelnen 
ausgestaltet. Es kann nicht eine so weitgehende 
Rechtsetzungsbefugnis der Bundesregierung ohne 
angemessene parlamentarische Kontrolle — nach-
trägliche Kontrolle — geben. Jede andere Lösung 
würde nicht nur, wie ich sagte, das Parlament aus- 
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schalten, sondern, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen in diesem Hohen Hause, sie würde auch 
der Entwicklung des Verantwortungsbewußtseins 
in diesem Parlament höchst abträglich sein. 

Ausdrücklich darf ich für die Freien Demokraten 
nunmehr erklären, daß wir nur einer Verabschie-
dung des Gesetzes als Ganzem zustimmen werden. 
Es besteht für uns ein Junktim zwischen den drei 
Teilen des Gesetzes, soweit es die öffentliche Hand, 
die Wirtschaft und die öffentlich-rechtlichen Ver-
sicherungsträger betrifft. Auch schon eine Ver-
wässerung der Bestimmungen über die Begrenzung 
der Schuldenaufnahme durch die öffentliche Hand 
würde ausreichen, das ganze Gesetz für uns nicht 
akzeptabel zu machen. Es würde dann in diesem 
Zeitpunkt, in dieser Landschaft — wie Herr Barzel 
sagte —, in der wir uns befinden, Sinn und Zweck 
verfehlen. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten in 
der Mitte.) 

Es kommt jetzt vielmehr darauf an, das Instrument 
der Kreditbegrenzung so wirksam und durchschla-
gend wie möglich zu gestalten. 

Das vom Bundesrat gegen den Vorschlag seines 
eigenen Wirtschaftsausschusses vorgesehene Ver-
fahren zur Verteilung und Unterverteilung von trotz 
der Beschränkung zugelassenen Kreditbeträgen ist 
nicht praktikabel. Hier muß eine andere Lösung ge-
funden werden. Darüber und über etwaige Ände-
rungen sowie die Modalitäten bei der Anwendung 
der §§ 19 und 20 des Entwurfs werden meine Frak-
tionskollegen in weiteren Beiträgen sprechen. 

Es kommt schließlich — das lassen sie mich zum 
Schluß zu dem Entwurf selbst sagen — nicht zuletzt 
darauf an, einwandfrei klarzustellen, daß die Still-
legung von Mitteln der öffentlich-rechtlichen Ver-
sicherungsträger unter jederzeitiger Aufrechterhal-
tung ihrer Liquidität, wie das Gesetz es vorsieht, 
eine konjunkturpolitische Maßnahme ist und nicht 
etwa, auch nicht im entferntesten, ist und sein darf 
ein Zugriff des Staates auf diese Mittel. Hier wer-
den wir der Öffentlichkeit in den  Beratungen  auf-
klärende Worte sagen müssen, weil diese Bestim-
mung Mißdeutungen ausgesetzt gewesen ist. Ich 
lasse dabei offen, ob sich diese Mißdeutungen aus 
unklaren Äußerungen ergeben haben oder ob es 
gewollte Mißdeutungen waren. Auf alle Fälle sind 
diese Mißdeutungen über einen Zugriff des Staates 
auf die Mittel der öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsträger für die ganze weitere Diskussion höchst 
gefährlich. 

Ich komme zum Schluß. Die Freien Demokraten 
werden sich mit aller Kraft und aus tiefer Über-
zeugung für diesen Gesetzentwurf einsetzen. Wir 
brauchen diese Befugnisse, wir brauchen diesen 
festen Rahmen zur Erhaltung der Freiheit und des 
Wohlstands, den sich unser ganzes Volk seit dem 
Zusammenbruch erarbeitet hat. Wie ich sagte: Die 
Freiheit hat ihren Preis, zahlen wir ihn für eine 
gute und gesunde weitere Entwicklung, wie wir sie 
alle für unser Volk wollen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
nicht mit einem längeren Diskussionsbeitrag ein-
greifen, sondern nur zu zwei Punkten klärend Stel-
lung nehmen. 

Herr Kollege Schiller hat bemängelt, daß die Vor-
lage zu spät gekommen sei, und er hat dabei ange-
führt, ich hätte zu einem früheren Zeitpunkt hier im 
Hause angekündigt, es werde bis zum 31. März eine 
Vorlage kommen. Das Zitat ist nicht richtig. Ich 
habe damals gesagt, die Bundesregierung habe den 
Finanzminister und mich beauftragt, dieses Gesetz 
vorzulegen. Dank der vorzüglichen Zusammenarbeit 
zwischen dem Finanzminister und mir ist es gelun-
gen, zwar nicht am 31. März, aber am 1. April das 
Gesetz der Bundesregierung vorzulegen. 

(Lachen und Unruhe bei der SPD.) 

— Ja, es muß gesagt werden, weil die behauptete 
Verzögerung in dem Ausmaße nicht stimmt, wie 
Herr Schiller sie dargetan hat. 

Das zweite, was ich kurz — ich hoffe, auch zur 
Klärung — sagen möchte, ist dies. Herr Schiller 
wirft uns vor, daß wir selektive Maßnahmen verur-
teilen, aber im gemeindlichen, im öffentlichen Sektor 
dazu greifen. Ich glaube, hier muß geklärt werden, 
das selbstverständlich die öffentliche Hand in ihrem 
eigenen Bereich selektiv eingreifen, also planen 
muß. Das ist aber etwas völlig anderes, als wenn 
sie die Gesetzgebung und ihre Verwaltung einsetzt, 
um in die Dispositionen der Unternehmen der freien 
Wirtschaft einzugreifen. Ich finde, diesen Unter-
schied sollte man sauber herausarbeiten und die 
Dinge nicht durcheinanderwerfen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler:. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich hatte ursprünglich die Absicht, viel 
später in die Debatte einzugreifen. Aber ich halte es 
für notwendig, daß die Ausführungen des Kollegen 
Barzel hier nicht unwidersprochen bleiben. Dazu 
möchte ich zunächst folgendes feststellen. Ein Parla-
ment ist nicht denkbar ohne Polemik. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Und Polemik spielt sich genauso im Parlament ab 
wie in den Fraktionen. Es muß einer Opposition er-
laubt sein, daß, nachdem die Regierung und die 
Regierungsparteien während der Parlamentsferien 
Tag für Tag über Wochen hinweg eigene Polemik, 
eigene Kritik an der Regierung üben, sie hier, wenn 
sie die Möglichkeit hat, das fortsetzt, was zur Übung 
bei den Koalitionsparteien gehört. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie können doch von uns nicht verlangen, daß wir, 
wenn Sie jetzt während der Parlamentsferien Kritik 
an dem Herrn Bundeskanzler üben, wenn Sie von 
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„Auswechslung gewisser Minister" sprechen, unse-
rerseits sagen: „Alles, was Sie sagen, was in der 
Regierung nicht stimmt, ist falsch; Ihre Kritik an der 
Regierung ist völlig falsch." Sie können doch von 
uns nicht erwarten, daß wir sagen, das sei die beste 
Regierung, die wir haben, nachdem Sie sie selber in 
der Luft zerrissen haben. Das ist doch völlig un-
möglich. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Sie dürfen es dem Kollegen Schiller doch hier nicht 
verübeln, wenn er von seinen sachlichen Darstellun-
gen zu Ihren eigenen Auseinandersetzungen Stel-
lung nimmt, hier an dem Ort, wo diese Kritik üblich 
ist, nun auch den Standpunkt der Opposition zum 
Verhalten des Bundeskanzlers und zur Kritik an 
dieser Regierung vorträgt. 

Hier ist von Herrn Barzel gesagt worden: „Aber 
jetzt muß die ganze Geschichte rasch gehen." Dazu 
lassen Sie mich auch ein ganz ruhiges Wort sagen. 
Die Opposition verfügt in diesem Hause über 41 % 
der Mandate. Sie wissen ganz genau, daß eine 
Verfassungsänderung ohne Opposition in diesem 
Hause nicht durchzusetzen ist. Sie wissen ganz ge-
nau, daß bestimmte Maßnahmen, die Sie — nach 
Ihrer Auffassung — jetzt vorsehen, ohne Verfas-
sungsänderung nicht möglich sind. Wenn das so ist 
und wenn Sie dazu die Zustimmung der Opposition 
brauchen, dann ist es doch alles andere als ein nor-
males Verfahren, daß Sie sagen: „Termin gekürzt, 
drei Wochen früher, Beschluß: jetzt wird angetreten 
zur Grundgesetzänderung." So einfach ist die Sache 
nicht. Seit 1964, aber mindestens seit 1965 ist in 
diesem Hause von meinem Freund Schiller gesagt 
worden, daß wir bereit sind, mit uns über die ver-
schiedenen Maßnahmen sprechen zu lassen. Wir 
haben gefordert, daß Sie Maßnahmen vorschlagen. 

Jetzt hat Herr Wirtschaftsminister Schmücker 
gesagt, hier stimme der Termin, den Herr Schiller 
genannt habe, nicht. Er stimmt insofern nicht, als 
Herr Minister Schmücker sich auf die Kabinettsvor-
lage bezieht, aber nicht auf die Vorlage zu dem 
Zeitpunkt, zu dem sie hier ins Haus gekommen ist. 
Sie ist viel später ins Haus gekommen. Wir haben 
sie erst wenige Wochen zur Verfügung. Wir haben 
bereits vor zweieinhalb Jahren angeboten, daß wir 
zu Gesprächen bereitstehen. Wir sind aber das 
erste Mal im Juli dieses Jahres während der Parla-
mentsferien zu einem Gespräch mit Herrn Wirt-
schaftsminister Schmücker zusammengekommen. 
Wir haben uns nicht gegen dieses Gespräch ge-
wehrt. 

Sie müssen doch zugeben, daß eine Grundgesetz-
änderung, auch wenn man die These des Herrn 
Bundeskanzlers billigt, das Grundgesetz entspreche 
nicht mehr unserer heutigen Zeit, von so weit

-
tragender Bedeutung und so einschneidend ist, daß 
man zumindest mit dem Partner, ohne den man 
diese Grundgesetzänderung nicht machen kann, 
nicht nur im Parlament, sondern auch vorher einmal 
ein Gespräch führen und sich mit ihm über seine 
Vorstellungen unterhalten muß. Daß das nicht ge-
schehen ist, muß hier in aller Deutlichkeit gesagt 

werden. Wir sind hier nicht zum Befehlsempfang 
hergekommen. Wir haben Ihnen von Anfang an 
unsere Bereitschaft angekündigt, und Sie haben 
diese Bereitschaft nicht entgegengenommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich möchte ein Zweites sagen. Herr Barzel meinte, 
es gehöre nun sozusagen ein psychologischer Punkt 
in die Landschaft, der die Möglichkeit gebe, dieses 
Gesetz unter diesen psychologischen Voraussetzungen 
zu verabschieden. Wenn es nach dem Herrn Bun-
deskanzler gegangen wäre, dann wäre der psycho-
logische Punkt nicht erst jetzt, sondern schon zu 
dem Zeitpunkt erreicht gewesen, als er über die 
Lande zog. Er hat aber jetzt erfreulicherweise ein-
gesehen, daß man mit solchen Appellen allein nichts 
unternehmen kann. 

Ein solches Gesetz verlangt also eine entspre-
chende Behandlung des Partners, dessen Zustim-
mung man braucht, und eine sachliche Information. 
Man kann von dem Partner keine Zustimmung er-
warten, wenn man versucht, ihm laufend gegen das 
Schienbein zu treten; das ist völlig ausgeschlossen. 

(Zuruf von der Mitte: Wer hat denn zuerst 
getreten?) 

— Entschuldigung, wer zuerst getreten hat, hat 
Professor Schiller ganz deutlich dargelegt. Sie kön-
nen doch hier jetzt nicht sagen, das sei Wahlkampf 
gewesen. Ich muß Ihnen ganz offen sagen: Wahl-
kampf hin, Wahlkampf her, die Würde eines Regie-
rungschefs sollte auch im Wahlkampf gewahrt blei-
ben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was ist denn das für eine Auffassung: Man ver-
langt von der sozialdemokratischen Opposition nicht 
nur eine, sondern im ganzen sechs Grundgesetz-
änderungen, sagt aber: Jetzt müssen wir die erst 
einmal anständig verhauen, und dann könnnen wir 
mit ihnen reden. Das können Kinder auf der Straße 
machen; aber eines Bundeskanzlers ist das unwür-
dig. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
Mitte: Wer haut denn hier?) 

Ich darf noch zu ein paar Punkten hinsichtlich der 
Haushaltspolitik kommen, die teilweise von Herrn 
Barzel, teilweise auch von Herrn Schmücker ange-
schnitten worden sind. Für einen Angehörigen die-
ses Parlaments, gleich, auf welcher Seite des Hau-
ses er sitzt, ist es eine etwas fatale Situation, sich 
zum Haushalt 1967 zu äußern. Keiner der Abge-
ordneten kennt bis zur Stunde den Haushalt 1967. 
Wenn ich die letzten Informationen des Finanzmini-
sters richtig verstehe, dann hat bis zur Stunde das 
Kabinett den Haushalt 1967 noch nicht verabschie-
det. Bis dahin gut, Herr Dr. Conring; aber jetzt 
kommt ein anderes. Über alle Fraktionen hinweg 
haben wir immer darauf gedrängt, daß dieses Par-
lament die Gesamtkonzeption des Haushaltes so 
früh wie möglich kennen sollte. Diesem Petitum 
des ganzen Hauses, die Gesamtkonzeption zu ken-
nen, ist in diesem Jahr von der Regierung in der 
Praxis mehr als sonst nicht entsprochen worden. 
Jeder einzelne Ressortminister hat nämlich für sich 
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gezielte Indiskretionen in die Welt gesetzt und so-
fort den Interessenverband über das und jenes hoch-
gebracht, was in seinem Haushalt gestrichen wer-
den soll. Nennen Sie das noch eine Führung, sei es 
vom Bundeskanzler, sei es vom Finanzminister? Wo 
wollen wir denn überhaupt auch in der Öffentlich-
keit zu einer Gesamtschau für den Haushalt 1967 
kommen, wenn wir bei diesem Haushalt auf Stot-
tern jedem Interessenverband einzeln seine Kür-
zung servieren, ohne daß das Parlament hier ge-
fragt ist? Ich halte das für eine unmögliche Methode, 
die nicht nur von der Opposition, sondern von die-
sem ganzen Hause gerügt werden sollte. 

(Beifall bei der SPD und einzelnen Abge

-

ordneten der Mitte und rechts.) 

Von meinem Freund Schiller ist hier gesagt wor-
den: Wir werden die Regierung in der Frage, in-
wieweit sie die Grundsätze für die Stabilität an-
wendet, an ihrem Haushalt 1967 messen. Das ist 
sein gutes Recht. Professor Schiller hat diesen Haus-
halt noch nicht in Einzelheiten kritisiert, sondern er 
hat nur das gesagt, was wir bisher wissen, was 
aber vielleicht auch noch vage ist, daß man von 74 
auf 73,9 Milliarden DM gekommen ist. Wenn das so 
ist und wenn darüber hinaus eventuell zumindest 
noch 1,25 Mililarden DM bzw., wenn man die Öffa 
und anderes hinzunimmt, noch mehr dazukommt, 
dann frage ich: Was ist die Position dieser Bundes-
regierung und dieses Bundesfinanzministers bei 
einer solchen Unsolidität des Haushalts, wenn er mit 
den Länderministern oder auch den Gemeinden dar-
über verhandeln will, daß sie mit ihrem Haushalt 
heruntergehen? Das ist eine unmögliche Situation! 

Noch einmal! Ich möchte hier — ich hoffe, daß 
ich dabei Unterstützung habe — den Bundeskanz-
ler bitten, in seinem Kabinett endlich darin Ordnung 
zu schaffen, daß über den Haushalt erst dann ge-
redet wird, wenn ihn der Bundesfinanzminister und 
der Bundeskanzler selber kennen. Bis zur Stunde 
kennen sie ihn nämlich nicht. 

(Abg. Russe (Bochum) : Aber Sie kennen 
ihn?!) 

— Entschuldigen Sie, ich kenne ihn nicht. 

(Abg. Russe (Bochum) : Aber Sie schimpfen 
darüber!) 

— Moment! Warum spreche ich darüber? Bisher 
habe ich geglaubt, Sie hätten zugehört. Aber es gibt 
immer einige, die nicht zuhören. Ich habe eben die 
Methode kritisiert und gesagt, es sei völlig unmög-
lich, die Gesamtkonzeption einer Regierung zu be-
urteilen, wenn jeder einzelne Ressortminister über 
einen Monat lang übers eine Haushaltskürzung und 
seinen Haushalt redet. Wenn Sie das nicht einsehen, 
frage ich Sie allerdings, wie Sie ,die Achtung dieses 
Parlaments vor der Regierung und der Öffentlichkeit 
noch durchhalten wollen. 

Jetzt noch 'ein Wort zu Herrn Minister Schmücker. 
Er ist leider nicht mehr hier. Wir haben — das ist 
leider ganz untergegangen, bei Herrn Barzel völlig, 
bei Herrn Starke zum Teil — gesagt: Es gibt in die-
sem von der Regierung vorgelegten Gesetzentwurf 
zur Stabilisierung des Geldwertes und der  Wirt

-

schaft drei Fundamente, die unumstritten sind, es 
gibt einige, idie umstritten sind, und es gibt Vor-
stellungen der sozialdemokratischen Fraktion, wie 
mandiese 'umstrittenen Fundamente verbessern 
könnte, und es gibt ein Anliegen dieses Hauses, wie 
man diesem Haus sein Kontrollrecht erhalten kann 
und wie man es in das Gesetz mit einbaut. 

Herr Schiller hat hier die Frage des Kassations-
rechts angesprochen. Der Wirtschaftsminister hat in 
Besprechungen und auch hier gesagt, man sollte dar-
über reden. Herr Starke hat eben, wenn ich richtig 
verstanden habe, die Frage Ides  parlamentarischen 
Kontrollrechts auf zwei oder drei zusätzliche Punkte 
erweitert. Aber Sie 'sollten sich den  Vorschlag, den 
die 'sozialdemokratische Opposition hinsichtlich des 
Kassationsrechts gemacht hat, doch einmal genau 
überlegen, weil er erstens das Ziel dieser Regierung, 
daß die Maßnahme sofort wirksam wird, nicht stört, 
weil er zweitens nach einer gewissen Zeit dem Par-
lament die Möglichkeit gibt, zu beurteilen, ob diese 
Maßnahme a) richtig war und b) fortgesetzt werden 
soll oder nicht. Das heißt, daß man in dem Zeitraum 
von ungefähr sechs Wochen dem Parlament die 
Möglichkeit gibt, sich von sich aus einzuschalten, 
ohne die Maßnahmen, die die Regierung für richtig 
hielt, zum Zeitpunkt der Einschaltung torpedieren 
zu können. Ich halte diese Gedanken für erwägens-
wert. Sie sollten sich nicht nur in der Ausschuß-
beratung, sondern auch jetzt in der weiteren Ver-
handlung damit auseinandersetzen. 

Im übrigen möchte ich 'hier zu meiner Zwischen-
bemerkung —als solche war sie nur gedacht — 
lediglich sagen: Neben der Polemik, die in diesem 
Hause erlaubt war, sind noch eine Reihe von Sach-
vorschlägen gemacht worden, die Sie sich sehr ge-
nau überlegen sollten. Wir erheben keinesfalls den 
Anspruch, daß das nun der Weisheit letzter Schluß 
sei. Aber wir halten Sie auf alle 'Fälle für notwendig 
und für sehr beachtenswert. So bitte ich, die Vor-
schläge der Opposition und das, was ich hier gesagt 
habe, zu verstehen. Lassen Sie uns nicht in der 
Frage der Polemik auseinanderfallen. Verkennen 
Sie nicht, daß wir hier unsere Bereitschaft zur Mit-
arbeit angekündigt haben. Wir werden sie bewei-
sen. Aber wir werden uns keinesfalls unter das 
Damoklesschwert der Regierung stellen, etwa in 
dem Sinne: was Opposition ist und was sie darf, 
bestimmt das Bundespresseamt. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Luda. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich könnte mich jetzt hier hin-
stellen und eine Rede halten über Koalition und 
Opposition, über Erhard und Schiller. Ich bitte um 
Ihre Nachsicht, wenn ich mich vielmehr 'bemühen 
werde, eine Rede über Preise, über Währung und 
über das Stabilitätsgesetz zu halten, das uns die 
Bundesregierung vorgelegt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Der Herr Kollege Schiller hat soeben die wirt-
schaftspolitische Situation in einer Weise geschil-
dert, mit der wir uns leider nicht voll einverstanden 
erklären können. Wenn man das Gesetz hinreichend 
erörtern und beraten will, ist es aber notwendig, 
daß man sich über die gegenwärtige wirtschaftspoli-
tische Situation vorher genügend klar ist. Dazu 
einige Bemerkungen. 

Wir können jetzt eine Art Zwischenbilanz ziehen. 
Im Januar dieses Jahres wurde das zweite Jahres-
gutachten des Sachverständigenrats veröffentlicht. 
Es enthielt unter Ziffer 190 den bekannten Stabili-
sierungsvorschlag. Inzwischen liegen uns sämtliche 
statistischen Daten über die ersten sechs Monate des 
Kalenderjahres 1966 vor. In Richtigstellung einiger 
Akzente, die vorhin falsch gesetzt worden sind, soll-
ten wir uns jetzt einmal mit der Frage beschäftigen: 
Was ergibt diese Zwischenbilanz? 

Sie wissen, daß in diesem Stabilisierungsvorschlag 
des Sachverständigenrats drei Bereichen, nämlich 
1. Bund, Ländern und Gemeinden, 2. den Sozial-
partnern und 3. der Kredit- und Investitionswirt-
schaft, die Empfehlung gegeben worden ist, ihre 
Steigerungsrate im ganzen Kalenderjahr 1966 nicht 
über jeweils 6 % hinaus auszudehnen. Ich stelle 
jetzt die Frage: Wer ist es gewesen, der in diesen 
ersten sechs Monaten des Jahres 1966 sich stabili-
tätskonform verhalten hat,  und wer hat dagegen 
verstoßen? 

Nun, ,die Bilanz für den Bundeshaushalt in seinem 
tatsächlichen Vollzuge ergibt eine Steigerungsrate 
für das erste Halbjahr von 4 %. Bei den Bundeslän-
dern ergibt sich eine Steigerungsrate von durch-
schnittlich etwa 7 %. Bei den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden mit über 10 000 Einwohnern be-
trägt die Steigerungsrate plus 8 %. 

Ich darf zu diesem Kapitel sagen: eine gewisse 
Mühe haben sich alle gegeben, aber nur einer hat 
sich an die Weisung gehalten, nämlich der Bund mit 
seinem Haushaltsvollzug. 

„Kreditvolumen zur Finanzierung der privaten 
Investitionen" heißt es in dem Kapitel B des Stabili-
sierungsvorschlages des Sachverständigengremiums. 
Nun, die Bruttoanlageinvestitionen der privaten 
Wirtschaft für 1966 betragen nach Ifo-Test etwa 
plus 3 %. Sie bleiben also um 50 % unter der  Wei-
sung  des Sachverständigenrates, sind also stabilitäts-
konform. 

Was die Kredite der Kreditinstitute an Nicht

-

Banken, die sich auch an 6 % hätten halten sollen, 
betrifft, so hat von Ende Juni 1965 bis Ende Juni 
1966 eine Kreditexpansion kurzfristig von 11,5 %, 
mittelfristig von 23% und langfristig von 11,8% 
stattgefunden. Darauf müssen wir nachher im Zu-
sammenhang mit der Kreditplafondierung noch zu-
rückkommen. 

Bei .den Sozialpartnern war eine Zuwachsrate von 
7,1 % zu verzeichnen. Durchschnittlich liegen auch 
sie über der Empfehlung des Sachverständigenrats. 

Die Zwischenbilanz lautet also -- und sie ist von 
Mitgliedern des Rats bei einem Hearing im Wirt-
schaftsausschu vor den Ferien gezogen worden — — 

Ja, bitte schön! 

Matthöfer (SPD) : Sie sprachen von der Steige-
rungsrate bei den Sozialpartnern. Handelt es sich 
dabei um die Steigerungsrate der Löhne und Gehäl-
ter oder um die Steigerungsrate der Gewinne? 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Entschuldigung; natürlich 
bei den Löhnen und Gehältern; Sie haben vollkom-
men recht. 

Matthöfer (SPD) : Würden Sie dann so freund-
lich sein, auch über die Steigerungsrate der Gewinne 
zu sprechen und bei den Löhnen zu erklären, ob es 
sich um Effektivlohnsteigerungen oder Tariflohn-
steigerungen handelt. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Kollege Matthöfer, 
an sich ist Ihre Frage berechtigt; aber in dem Zu-
sammenhang, in dem ich hier spreche, indem ich 
nämlich eine Antwort auf die drei Punkte, die unter 
Ziffer 190 des letzten Jahresgutachtens genannt 
worden sind, gebe, ist dafür zur Zeit kein Raum. 
Wir können darauf aber zurückkommen. 

(Lachen bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, die Zwischenbilanz ist 
im Wirtschaftsausschuß von Professor Giersch und 
von Professor Bauer gezogen worden. Beide gehö-
ren dem Sachverständigenrat an. Professor Bauer 
hat wörtlich gesagt: „Die Haushalte und die Tarif-
parteien sind also keineswegs in allem stabilitäts-
konform gewesen, namentlich die Tarifparteien noch 
nicht". Herr Kollege Schiller hat dann an die Sach-
verständigen die Frage gerichtet: „Hat es in diesem 
Jahr in der Praxis etwa der Tarifparteien wenig-
stens Ansätze zu einer quasi oder inoffiziellen kon-
zertierten Aktion gegeben?" Darauf antwortete Pro-
fessor Bauer wörtlich: „Ja, das habe ich gesagt; An-
sätze im Bundeshaushalt", und Professor Giersch 
hat in Beantwortung derselben Frage von Herrn 
Kollegen Schiller auf die Initiative des Herrn Bun-
deswirtschaftsministers Schmücker verwiesen, der 
am 21. Januar 1966 zu einer Sitzung am runden 
Tisch eingeladen hatte, und zwar mit Rosenberg, 
Brenner und Leber. Dort hatte man sich auf gewisse 
Grundlagen geeinigt. Es hat also Ansätze zu einer 
konzertierten Aktion bei dieser Bundesregierung, 
bei diesem Bundeshaushalt und bei den privaten 
Investoren gegeben. Alle anderen haben die Rate 
von 6 °/o ganz eindeutig überschritten. Das ist eine 
objektive Feststellung. Ich will zur Zeit keine Wer-
tung daran anknüpfen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Professor 
Schiller möchte eine Frage an Sie richten. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Luda, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß der Bundeskanzler Mitte Februar 
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in diesem Hause die ganze Sache mit der konzertier-
ten Aktion vom Tisch gefegt hat, so daß man von 
da ab nur noch von einer quasi konzertierten Aktion 
reden konnte? 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Kollege Schiller, 
diese Behauptung ist von Ihnen bei mancherlei An-
laß aufgestellt worden. Sie entspricht aber nicht den 
Tatsachen; das möchte ich hier ausdrücklich fest-
halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Bundesregierung hat die Einkalkulierung 
einer Inflationsrate in das Stabilisierungsprogramm 
bekämpft, und dazu bekennen wir uns auch heute 
abend. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen haben wir uns aber zu dem guten Willen 
und der sehr brauchbaren Basis bekannt, die mit der 
Ziffer 190 des Sachverständigengutachtens gegeben 
ist. 

Im Jahre 1966 war es nach alledem kein Wunder, 
daß die Schwierigkeiten in bezug auf die Preisent-
wicklung zunächst angedauert haben. Inzwischen 
können wir aber dankbar feststellen, daß eine Be-
ruhigung auf dem Preissektor eingetreten ist. Sie 
befriedigt uns noch nicht. Ich will hier gar nichts 
verkleinern oder beschönigen. Es ist aber eine deut-
liche Beruhigung auf dem Preissektor eingetreten. 

Export und Auslandsnachfrage sind in einer ganz 
deutlichen Expansion befindlich. Es bestehen Ten-
denzen zum Ausgleich der Zahlungsbilanz. Die 
Sparrate ist bei uns höher als irgendwo in der Welt, 
und auf dem Kapitalmarkt haben sich Anzeichen der 
Beruhigung ergeben. Der Aktienindex der Tages-
zeitung „Die Welt" für den Monat August hat eine 
Steigerungsrate von 6 °/o ergeben. Nach allen Ent-
täuschungen ist das natürlich nicht viel. Aber die 
Tendenz ist gut, und das dürfen wir heute hier fest-
stellen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Jacobi möchte eine Frage stellen. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Kollege Luda, ich bitte 
um Entschuldigung, ich hatte mich eben schon ge-
meldet; es war übersehen worden. Ich muß auf Ihre 
statistischen Hinweise mit einer Frage zurückkom-
men. Ist Ihnen, auch wenn Sie soeben erklärt haben, 
daß Ihnen eine Wertung fernliege, klar und bewußt, 
daß, wenn schon Vergleiche zwischen Bund und 
Ländern schwierig sind, statistische Vergleiche bei 
den Gemeinden überhaupt kein Bild ergeben, aus 
dem man objektive Schlüsse ziehen kann? 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Kollege, der Schwie-
rigkeit dieser Materie bin ich mir voll bewußt und 
habe deshalb mit dem eigenen Urteil zurückgehalten 
und mich ausschließlich durch wörtliche Zitate auf 
die Urteile von Professor Giersch und von Professor 
Bauer bezogen; die werden es doch wohl wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Außerdem wird im zweiten Quartalsbericht der 
EWG ausdrücklich gesagt, daß sich die nächste Auf-
schwungphase in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits ankündigt. 

Ja, meine Damen und Herren, wenn ich mir diese 
positive Bilanz, die uns, wie ich nochmals sage, nicht 
voll befriedigt, vor Augen führe, muß ich doch 
sagen: Nachlassender Schmerz ist ein angenehmes 
Gefühl. Nach dem, was der Kollege Schiller hier der 
Bundesregierung vorgeworfen hat, sie habe voriges 
Jahr und dieses Jahr nichts getan, möchte ich Sie 
doch fragen: Wie macht diese Bundesregierung das, 
ewig die Hände in den Schoß legen und trotzdem 
Erfolg haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wenn ich wüßte, wie man 
das macht, dann hätte ich mich schon längst zur 
Ruhe gesetzt. 

Was aber war das Geheimnis des Erfolges, meine 
Damen und Herren? War das Geheimnis des Erfol-
ges der Refrain, den wir immer wieder von Ihnen 
hören: Globalsteuerung, Rahmenplanung, Wohl-
fahrtspolitik, kurzfristig, mittelfristig, langfristig? 
Nein, meine Damen und Herren — „Rhabarberge-
murmel" hat uns Herr Kollege Schiller in diesem 
Zusammenhang vorhin entgegengehalten —, das 
Geheimnis war unter anderem das Haushaltssiche-
rungsgesetz, das wir gegen die Stimmen der SPD 
hier verabschieden mußten. Geheimnis des Erfolges 
war der Bundeshaushalt 1966, von dem die Sachver-
ständigen erklärt haben, er sei stabilitätskonform, 
und der gegen die Stimmen der SPD hier verabschie-
det worden ist. Geheimnis des Erfolges ist die 
Politik — und das wollen wir nicht vergessen — der 
Deutschen Bundesbank, die aber nur deshalb wirken 
konnte, weil wir vorher im Deutschen Bundestag 
bei Stimmenthaltung der SPD das Kuponsteuerge-
setz, zu dem ich mich als damaliger Berichterstatter 
heute ganz klar bekenne, verabschiedet haben. Nur 
deshalb haben die Bremsen wieder greifen können. 
Die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Bun-
desbank hat das bewirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Alles gegen die Stimmen der SPD bzw. bei ihrer 
Stimmenthaltung! 

Und was sagt sie jetzt zum Stabilitätsgesetz? Nun 
ja, meine Damen und Herren: Globalsteuerung, Rah-
menplanung, Wohlfahrtspolitik, kurzfristig, mittel-
fristig, langfristig. Bisher war alles, was diese Bun-
desregierung in 18 Jahren auf den Tisch dieses Hau-
ses gelegt hat — und jetzt komme ich auf die Kritik 
von Herrn Professor Schiller hier zurück —, ent-
weder zu spät — auch dieses Gesetz ist natürlich 
wieder zu spät — oder aber zu früh; es war ent-
weder zu langsam oder zu hektisch, entweder zu 
lahm oder zu energisch, entweder zu wenig oder zu 
viel, entweder unzureichend oder zu perfekt. So war 
es doch allemal, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Schiller meldet sich zu einer Zwischen

-

frage.) 
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— Ich bin mit diesem Gedanken sofort fertig. Dann 
komme ich gern darauf zurück. 

Ich möchte deshalb herzlich an die Opposition ap-
pellieren, auch an Sie persönlich, Herr Kollege Schil-
ler: Lösen Sie sich doch bitte von Ihrer Devise, die 
Ihre Antrittsrede hier im Deutschen Bundestag be-
stimmt hat: „Da gibt es nur ein Nein!" Sorgen Sie 
doch bitte mit dafür, daß wenigstens dieser Schluß

-

stein unserer Stabilitätspolitik, dieses Stabilitätsge-
setz, ein Gemeinschaftswerk aller drei Parteien die-
ses Bundestages wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Professor 
Schiller, Herr Dr. Luda gibt Ihnen die Möglichkeit, 
eine Frage zu 'stellen. 

Dr. Schiller (SPD) : Eine Frage, die durch so 
lange Zeit von dem Anlaß getrennt ist, verliert 
natürlich an Entsprechung; aber, Herr Kollege Luda, 
ich möchte Sie dennoch fragen: Haben Sie nicht ver-
nommen, daß das Wort „Globalsteuerung" — als 
erstes Essential von mir genannt — von Herrn 
Kollegen Schmücker akzeptiert wurde, und wissen 
Sie nicht, daß alles andere, was Sie eben gesagt 
haben, — wie Wohlfahrtspolitik mittelfristig, kurz-
fristig, langfristig — heute in meiner Darstellung 
des Stabilisierungsgesetzes keine Rolle gespielt hat? 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Kollege Schiller, das 
letztere ist nicht richtig. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Entschuldigung, meine Bundestagsrede zum zwei-
ten Jahresgutachten hat genau unterschieden, inwie-
weit wir Ihren Vorstellungen zustimmen und inwie-
weit wir differieren. Wenn ich vorhin auf diese 
„Zauberworte" hier verwiesen habe, dann deshalb, 
weil ich der Meinung bin, daß es nicht genügt, so 
etwas immer wieder vor sich herzubeten. Wenn 
Gesetze vorgelegt werden, muß man ihnen dann 
auch 'zustimmen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Nun, meine Damen und Herren, wir müssen alle 
diese Überlegungen aber auch in den Gesamtzusam-
menhang der europäischen Politik hineinstellen. Der 
EWG-Vizepräsident Marjolin, zuständig für die 
Konjunkturpolitik der EWG, hat am 18. Januar in 
Straßburg eine große Rede gehalten, in der er sich 
mit den Punkten, die uns heute abend hier bewegen, 
befaßt hat. Er hat dabei drei Feststellungen getrof-
fen, die mir wichtig erscheinen. Einmal sind die Ver-
braucherpreise von 1960 bis 1965 in Italien um 24 % 
gestiegen. Deutschland liegt an zweitletzter Stelle 
mit 16 %. Am günstigsten liegt Belgien mit 15 %. 
Wir stehen also ziemlich am Schluß unter allen 
europäischen Partnerstaaten. 

Die zweite Feststellung. Die Staatsausgaben ha-
ben sich 1965 im Vergleich zu 1958 in der EWG wie 
folgt entwickelt: In Italien haben sie sich mehr als 
verdoppelt, in Deutschland und den Niederlanden 

sind sie um 80 % gestiegen, in Frankreich sind sie 
um 60 % gestiegen. 

Meine Damen und Herren, nur soviel. Die öffent-
lichen Hände haben also überall und nicht nur in 
Deutschland zu offene Hände gehabt. Die öffent-
lichen Hände waren nirgendwo antizyklisch. Überall 
haben sie die vorhandenen Ungleichgewichte noch 
verstärkt. 

Drittens deshalb das wörtliche Zitat aus der Rede 
von Herrn Marjolin, die Schlußfolgerung für alle 
Partnerstaaten der EWG: 

Die Anwendung einer wirklich antizyklischen 
Haushaltspolitik, selbstverständlich in Verbin-
dung mit einer entsprechenden Geld- und Kre-
ditpolitik, ist eine absolute Notwendigkeit ge-
worden. 

Meine Damen und Herren! Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion erklärt ihren Dank an die Bundesregie-
rung, daß sie mit der Vorlage dieses Stabilitäts-
gesetzes Deutschland als erstem aller EWG-Partner-
staaten die Möglichkeit gibt, der Forderung der 
EWG nach einer modernen Konjunkturpolitik zu 
entsprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Spannt man den Bogen noch etwas weiter, so er-
gibt sich ein interessantes Phänomen, daß nämlich 
— weltweit — für diejenigen Länder, die in den 
früheren Jahren den geringsten Preisauftrieb gehabt 
haben — ich denke hier vor allem an die USA, 
Kanada, Belgien und Deutschland, wobei ich im fol-
genden Deutschland ausklammere — das Jahr 1965 
ein Stichjahr gewesen ist, in dem es überall ganz 
plötzlich enorme Preisbewegungen gegeben hat. 

Ich möchte in dem Zusammenhang Herrn Martin, 
den Vorsitzenden des Federal Reserve Board — 
diese Institution ist unserer Bundesbank vergleich-
bar —, zitieren, der im Mai vor einem Kongreßaus-
schuß in Washington gesagt hat, sowohl im privaten 
wie im öffentlichen Bereich suche man zuviel auf 
einmal zu tun. Amerika habe noch nicht gelernt, die 
Frage der Preisinflation bei Vollbeschäftigung zu 
meistern, und dies werde auch in den nächsten 
Jahren das Hauptproblem bilden. 

Also, meine Damen und Herren, bei dem, was 
uns hier heute alle miteinander bewegt, handelt es 
sich um weltweite Fehlentwicklungen, und ich 
würde es sehr begrüßen, wenn es der Bundesregie-
rung in Zukunft besser gelingen würde, als es in 
der Vergangenheit geschehen ist, der deutschen Be-
völkerung klarzumachen, daß es nicht speziell 
deutsche Schwierigkeiten sind, sondern weltweite 
Schwierigkeiten in allen Industrieländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Welches ist nun die Ursache des Preisanstieges 
in Deutschland? Meine Damen und Herren, wieder-
um gebe nicht ich Ihnen die Antwort. Das Jahres-
gutachten 1965 gibt die Antwort: Erstens das un-
geduldige Drängen vieler Gruppen in Gesellschaft 
und Staat, zweitens mangelnder Widerstand der 
verantwortlichen Instanzen, vor allem in Wahl-
jahren. Auch das ist richtig. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
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In dem Zusammenhang — „Hört! Hört!" wurde da 
gesagt — möchte ich verweisen auf eine Äußerung 
des sehr geehrten Herrn Bundestagskollegen 
Schmidt aus Hamburg, der laut „Frankfurter Allge-
meine Zeitung" vom 30. August 1965 gesagt hat —
ich zitiere jetzt wörtlich die FAZ —: 

Schmidt räumte ein, daß alle Fraktionen des 
Bundestages, auch die sozialdemokratische — 
und diese selbstverständlich auch aus wahl-
taktischen Erwägungen —, an den Ausgabe-
beschlüssen mitgewirkt hat. 

(Hört Hört! bei der CDU/CSU.) 

Das nur zur Vollständigkeit, meine Damen und 
Herren. 

Drittens nenne ich die Feststellung des Sachver-
ständigenrates in seinem 2. Jahresgutachten unter 
Ziffer 141: 

Die Länder haben sich 1965 noch weniger Zu-
rückhaltung auferlegt als der Bund. 

Schließlich dann die Auffassung des Sachverständi-
genrates: Wir haben ungenügende automatische 
Sicherungen. Und weil wir zu wenig Sicherungen 
haben, deshalb jetzt dieses Gesetz. 

Durch dieses Gesetz, meine Damen und Herren, 
soll erreicht werden, daß die Konjunkturzyklen, die 
bisher oft eine expansive Überspannung oder aber 
die Gefahr der Rezession gebracht haben, mehr 
und mehr eingeebnet werden können. Dieses Gesetz 
hier bezweckt die Stabilisierung des Konjunktur-
verlaufs, die Milderung der Zyklen. Der Boom soll 
ebenso wie die Rezession verhindert werden. Wir 
denken also nicht daran, auf ein Wirtschaftswachs-
tum irgendwie zu verzichten, sondern wir wollen ein 
gleichgewichtiges Wirtschaftswachstum. Das ist un-
ser Ziel. Deshalb keine nur einseitig wirkenden 
Instrumente in diesem Stabilitätsgesetz, sondern 
ausschließlich Instrumente mit Umkehrmöglichkeit. 

Das ist auch im Sinne von Herrn Marjolin, der 
soeben empfohlen hat, bei nachlassender Konjunk-
tur mehr auszugeben als einzunehmen und so den 
Kreislauf anzuregen und bei überhitzter Konjunktur 
umgekehrt. Keiner unserer Partner in der EWG und 
darüber hinaus verfügt über ein so modernes In-
strumentarium. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte gerade 
wegen der Möglichkeit der Umkehrwirkung aller 
Instrumente auch den Bedenken, die in Teilen der 
Wirtschaft noch vorhanden sind, begegnen, indem 
ich sage: das Stabilitätsgesetz liegt wegen dieser 
Umkehrmöglichkeit, d. h. wegen der Möglichkeit, 
sofort wirksame Anreize in Zeiten der Rezession zu 
geben, gerade auch im eigenen Interesse der deut-
schen Volkswirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte jetzt zwei Einzelpunkte herausgreifen. 
Zunächst die Variierung der Abschreibungssätze. 
Gerade die Wirtschaft schaut sehr auf dieses vor-
gesehene Instrument. Es ist eines der wichtigsten 
Instrumente dieses Gesetzes. Herr Kollege Schiller, 
leider muß ich Ihnen sagen, daß Sie mich insofern 
enttäuscht haben, als Sie über dieses Instrument 

nur einen Satz gesagt haben. Dieser eine Satz be-
sagte, daß in der Variierung der Abschreibungssätze 
sowohl Möglichkeiten als auch Gefahren begründet 
sind. Jetzt weiß die deutsche Wirtschaft, was los ist, 
meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Professor Schiller? 

Luda (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Dr. Schiller (SPD) : Haben Sie überhört, Herr 
Kollege Luda, daß ich dabei gleichzeitig gesagt habe: 
ich verweise auf meine früheren Äußerungen in die-
sem Hause? 

Luda (CDU/CSU) : Herr Kollege Schiller, Entschul-
digung, ich habe den Text, den Sie vor Ihrer Rede 
draußen an die Presse haben verteilen lassen, nach-
gelesen, und da steht das, was Sie jetzt zusätzlich 
sagen, nicht drin. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich glaube nicht, daß Sie das verlesen haben. In der 
Rede, die Sie hier verlesen haben, stand das nicht 
drin. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich darf nun in meinen Stichworten fortfahren. 
Auch hier gilt also hinsichtlich der Variierung der 
Abschreibungssätze nicht: Reduzierung der Investi-
tionen, sondern: Stabilisierung des Investitionsver-
laufs. Das aber ist dringend nötig, weil wir bisher 
jährliche Wachstumssprünge bei unseren Investiti-
tionen in der Industrie in Deutschland zwischen 1,5 
und 25 % gehabt haben. Meine Damen und Herren, 
wenn sich daraus keine konjunkturellen Störungen 
ergeben sollen, dann weiß ich es nicht. Es ist also 
dringend nötig, hier zwar nicht zu einer völligen 
Egalisierung, aber tendenziell zu einem Ausgleich 
zu kommen. 

Meine Damen und Herren, die Kredit- und Geld-
politik allein reicht nicht aus, das zu erreichen. Ich 
habe natürlich auch gewisse Bedenken in bezug auf 
dieses Instrument. Es ist nicht besonders schön, es ist 
nicht unbedenklich. Ich meine deshalb, daß wir in 
unseren Beratungen in den Ausschüssen zumindest 
folgendes beachten sollten: daß eine unantastbare 
Zone der betriebswirtschaftlich gerechtfertigten Ab-
schreibungen auf jeden Fall gewährleistet bleibt. 
Wir sollten auch dafür sorgen, daß Variierungen 
höchstens global, nicht aber partiell für diese oder 
jene Branche, ausgesprochen werden können; denn 
sonst gibt es zumindest Abgrenzungsschwierigkei-
ten. 

Hier habe ich persönlich ein herzliches Anliegen 
an die Bundesregierung: Soweit Unternehmer kraft 
gesetzlicher Vorschrift gezwungen sind, bestimmte 
Investitionen durchzuführen, z. B. aus dem Ge-
werberecht heraus, wegen Reinhaltung von Luft 
oder Wassser, wegen des Zivilschutzes oder der-
gleichen, würde ich persönlich es für fragwürdig hal- 
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ten, auch insoweit durch unsere Ermächtigung die 
Möglichkeit geben zu wollen, diese Sonderabschrei-
bungen irgendwie zu reduzieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Denn das, meine Damen und Herren, sind ja in der 
Regel keine produktiven Investitionen. 

Wir müssen nach meiner persönlichen Überzeu-
gung auch eine Alternative prüfen. Wir haben in 
Schweden das interessante Modell, daß Steueran-
reize gewährt werden, um in Zeiten eines heran-
nahenden Booms Investitionsentschlüsse auf die 
lange Bank zu schieben. Meine Damen und Herren, 
Schweden hat aber dabei auch die Regelung, daß 
eine Investitionsbehörde nach Ablauf der Still-
legungsfrist darüber befindet, was mit einem großen 
Teil dieser stillgelegten Gelder zu geschehen habe. 
Das allerdings — und das muß ich hier mit Nach-
druck feststellen — ist nicht nach unserer Mütze, 
das wollen wir ganz gewiß nicht. Irgendeine Art der 
Investitionskontrolle ist abzulehnen. Das müssen 
wir im Zusammenhang mit der Variierung der Ab-
schreibungssätze hier eindeutig feststellen. 

Meine Damen und Herren, warum sage ich das 
so? Ich sage das deshalb, weil der Herr Kollege 
Schiller bei einer seiner letzten Bundestagsreden in-
soweit ein Zwielicht geschaffen hat. Er hat am 
27. Mai leider ein Zwielicht geschaffen durch sein 
Bekenntnis zum Godesberger Programm und durch 
seine Äußerung, wir, die CDU/CSU, würden dieses 
Godesberger Programm demnächst noch einmal ab-
schreiben. Meine Damen und Herren, was steht 
denn im Godesberger Programm? Herr Schiller weiß 
es schon. Wörtlich: 

Wirksame öffentliche Kontrolle muß Machtmiß-
brauch der Wirtschaft verhindern. Ihre wichtig-
sten Mittel sind Investitionskontrolle und Kon-
trolle marktbeherrschender Kräfte. 

Meine Damen und Herren, der Herr Kollege Schil-
ler — entschuldigen Sie, daß ich Ihnen schon wie-
der zu nahe trete — hat den Mut, auf der einen Seite 
Investitionskontrolle zu fordern und gleichzeitig die 
mündige Gesellschaft zu proklamieren. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Professor 
Schiller möchte eine Frage stellen, Herr Kollege 
Luda. 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Luda, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß ich die Aufforderung an Ihre 
Partei, Ihr Godesberger Programm noch zu schrei-
ben, auf ein ganz bestimmtes Gebiet bezogen habe, 
daß ich Ihnen damals gar nicht zugemutet habe, das 
ganze Godesberger Programm für die CDU/CSU zu 
übernehmen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Schönen Dank!) 

sondern einzig und allein für das Thema „mittel-
fristige Finanzplanung"? Das habe ich Ihnen damals 
empfohlen, nicht das ganze Programm. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Kollege Schiller, 
soweit mir Ihre damalige Bundestagsrede vor 

Augen steht, haben Sie es auf das ganze Programm 
bezogen. Wenn es anders sein sollte, bin ich gern 
bereit, mich mit Ihnen zu unterhalten und das von 
dieser Stelle aus zu widerrufen, um Ihnen Genüge 
zu tun. 

Das ist dieser Punkt, meine Damen und Herren. 
Eine SPD jedenfalls — das eine muß gesagt wer-
den; und von der Investitionskontrolle des Godes

-

berger Programms sind Sie, Herr Professor Schiller, 
ja gerade nicht abgewichen —, die auf dem Stand-
punkt der Investitionskontrolle steht, hat weder 
ihre Vergangenheit bewältigt noch Aussicht, die 
Zukunft zu gewinnen. • 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In diesem Gesetzentwurf der Bundesregierung ist 
ein zweites sehr wichtiges Instrument vorgesehen: 
die Kreditplafondierung, d. h. die Ermächtigung an 
die Deutsche Bundesbank, die Ausweitung der Kre

-

ditgewährung mengenmäßig und auch qualita-
tiv — das muß man immer dabei berücksichtigen — 
zu begrenzen, somit eine Bremse für den Notfall. 
Weil der Herr Kollege Schiller in diesem Zusam-
menhang von Dirigismus gesprochen und eine sehr 
herbe Kritik angebracht hat, muß ich zu diesem 
Punkte doch einiges sagen. 

Dieses Instrument wird uns angeraten von dem 
zweiten Jahresgutachten der Sachverständigen, wird 
uns angeraten vom Troeger-Gutachten, wird uns 
angeraten von sämtlichen internationalen Autori-
täten, an denen wir beteiligt sind, z. B. vom Wäh-
rungsausschuß der EWG — Bericht über die Wäh-
rungs- und Finanzlage in der Bundesrepublik vom 
20. Dezember 1965 und im Jahresbericht vom Mai 
1966 —, wird uns angeraten vom Vizepräsidenten 
Marjolin in seiner großen Rede vom 18. Januar 
dieses Jahres, wird uns angeraten auch vom Wirt-
schaftspolitischen Ausschuß der OECD im Bericht 
vom 8. Juli 1966 Ziffer 11. Meine Damen und Her-
ren, das will doch einiges besagen. — Herr Kollege 
Möller nickt zustimmend. Ich danke Ihnen sehr für 
diese Unterstützung. 

Außerdem muß ich das andere sagen: Dieses 
Instrument wird in sämtlichen Partnerstaaten der 
Bundesrepublik Deutschland schon seit zwei, drei 
und mehr Jahren praktiziert. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist der einzige Staat, der dieses Instru-
ment bis heute noch nicht hat. 

In Italien sind damit besonders gute Erfahrungen 
gemacht worden. Dort hat man 1964 in der bekann-
ten damaligen Wirtschaftskrise dieses Instrument 
eingeführt und hat damit einen durchschlagenden 
Erfolg erzielt. Ich bitte Sie, meine Damen und Her-
ren, die internationale Literatur diesbezüglich nach-
zulesen. 

Es wird in Frankreich schon seit 1963 gehandhabt ; 
 weniger streng, aber auch dort hat man gute Erfah-

rungen damit gemacht. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Dr. Arndt 
möchte eine Frage stellen. 

(Abg. Dr. Luda: Bitte sehr!) 
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Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Herr Kollege Luda, 
täusche ich mich darin, daß die Kreditplafondierung 
in Italien nur auf die Wareneinfuhr in diesem 
Jahr angewandt worden ist? 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Dr. Arndt, das ist 
nicht richtig. Das Mittel ist in Italien in erster Linie 
zur Sanierung der Kapitalbilanz eingesetzt worden. 
Lesen Sie es bitte nach. Ich kann Ihnen die Literatur 
zur Verfügung stellen. 

Besonders möchte ich auf das Beispiel Holland 
hinweisen, weil man dort in diesem Zusammenhang 
besonders gute Erfahrungen mit Gentleman's Agree-
ments gemacht hat. Das halte ich für besonders wich-
tig. Nicht Kreditplafondierung, um autoritäre An-
ordnungen qua Bundesbank an die privaten Kredit-
institute zu treffen, sondern Kreditplafondierung als 
letzte Ermächtigung, um auf dieser gesetzlichen Ba-
sis eine Zusammenarbeit zwischen der Bundesbank 
in Frankfurt und den privaten Kreditinstituten in 
Deutschland zu ermöglichen, eine Zusammenarbeit, 
die es in der Vergangenheit leider Gottes nicht ge-
geben hat. Darauf komme ich gleich noch. . 

Jetzt noch ein anderes Beispiel. Vor allem in der 
Schweiz ist seit 1964 dieses Mittel in Anwendung, 
und auch dort hat man mit der Methode von Gen-
tleman's Agreements besonders gute Erfahrungen 
gemacht. Darüber existiert eine ausführliche Lite-
ratur, die ich gleich noch kurz erwähnen werde. 

Dr. Kurt Klein hat eine Dissertation geschrieben, 
die in den nächsten Wochen im Verlag Duncker und 
Humblot in Berlin erscheinen wird. Er hat darin die 
drei Länder England, Osterreich und die . Schweiz 
ausführlich abgehandelt. Das ist ein Teil der Litera-
tur, Herr Dr. Arndt, die ich Ihnen zur Verfügung 
stellen könnte. 

Alle Partnerstaaten praktizieren das Instrument, 
obwohl sämtliche Partnerstaaten der Bundesrepublik 
Deutschland den Kapitalverkehr noch längst nicht 
voll liberalisiert haben. Wir sind das einzige Land 
in der freien Welt, in dem der Kapitalverkehr ein-
deutig liberalisiert worden ist. Wir haben als ein-
ziges Land die volle Konvertibilität. Trotzdem aber 
haben wir nicht dieses Instrument. Aber die ande-
ren, die nicht so liberal waren, die haben dieses In-
strument. Und da geht der Herr Schiller hin und 
macht es madig mit dem Vorwurf des Dirigismus. 

Professor Stucken, der Nestor der deutschen 
Finanzwissenschaftler, hat sich in den letzten sechs 
Jahren gerade mit diesem Instrument, der Kredit-
plafondierung, befaßt, und er hat in seinen Studien 
und Veröffentlichungen festgestellt, daß seit Her-
beiführung der vollen Konvertibilität in Deutschland 
die Bundesbank die Herrschaft über die Geldschöp-
fung verloren habe. Das ist ein sehr gravierender 
Umstand. Denn der Geldwert, meine Damen und 
Herren, hängt zum großen Teil vom Geldvolumen 
ab, und wenn Staat und öffentliche Stellen nicht 
mehr hinreichend auf die Geldschöpfung einwirken 
können, dann ist offenbar ein Signal gegeben und 
eine Situation entstanden, über die man zumindest 
sprechen muß. Professor Stucken führt aus, daß 
unsere Zielsetzung: binnenwirtschaftliche Stabilität 
und Konvertibilität bei stabilen Wechselkursen 

äußerst komplex und völlig neu ist, und daß sie das 
Instrumentarium der Deutschen Bundesbank schwä-
chen werde, haben wir im Jahre 1958 bei Herbei-
führung der Konvertibilität nicht gewußt. 

Hier muß jetzt also ein Ausgleich geschaffen wer-
den, damit die Deutsche Bundesbank die Herrschaft 
über die Geldschöpfung zurückerlangt — nicht durch 
autoritäre Anordnungen, sondern durch Partner-
schaft zwischen der Bundesbank und den privaten 
Kreditinstituten. Die hat es bei uns nur einmal ge-
geben: im Jahre 1960 bei der bekannten Blessing

-

Milliarde. Diese Zusammenarbeit ist dann aber so-
fort von dem größten Teil der privaten Kreditinsti-
tute konterkariert worden, indem sie sofort andere 
Mobilisierungstitel abgestoßen haben. Und so ist 
es bis zum heutigen Tage. Meine Damen und Herren, 
die Restriktionspolitik der Deutschen Bundesbank, 
die seit Anfang 1964 betrieben wird, ist von den 
privaten Kreditinstituten — ich sage das hier sine 
ira et studio, nur als Tatsachenfeststellung — durch-
kreuzt worden. Was wollen Sie davon halten, daß 
sich in den zwei Jahren die Deutsche Bundesbank 
alle Mühe gibt, Kreditrestriktionen durchzusetzen, 
daß aber gleichzeitig die privaten Kreditinstitute 
von Juni 1965 bis Juni 1966 kurzfristig eine Expan-
sion von 11,5 %, mittelfristig von 25 % und lang-
fristig von 11,8 % gehabt haben? Dabei kann eine 
Geldpolitik nicht funktionieren, vor allen Dingen 
wenn man sie in Zusammenhang bringt mit der 
äußersten Richtlinie des zweiten Jahresgutachtens: 
auch in den Krediten keine Ausweitung über 6 % 
hinaus. 

Bei Dr. Klein ist zahlreiche Literatur aus der 
Schweiz angeführt, aus der sich ergibt, wie sich dort 
die freiwilligen Absprachen ausgewirkt haben. Er 
zitiert Gaston Jaquemet. Danach sind die Wesens-
merkmale der freiwilligen Abreden Schnelligkeit 
und Anpassungsfähigkeit; innerhalb kürzester Frist 
kann beschlossen, angewendet, aber auch wiederauf-
gehoben werden. Hauptvorteil aber ist, daß die 
privaten Kreditinstitute dann ein Mitspracherecht 
bekommen. Es soll gar nicht so sein, daß ihnen 
einseitig irgend etwas oktroyiert wird. Meine Da-
men und Herren, international ist die ständige Zu-
sammenarbeit der monetären Autoritäten Gott sei 
Dank in den letzten zehn bis fünfzehn Jahren herge-
stellt worden. Nur in Deutschland haben wir es 
nicht vermocht, eine auch nur annähernd ähnliche 
Zusammenarbeit zwischen der Deutschen Bundes-
bank und den privaten Kreditinstituten zustande 
zu bringen. Das ist eine Schande. Das muß sofort 
geändert werden. 

(Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Es ist gut, 
daß Sie das sagen; stellen Sie sich vor, wir 

sagten das!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte den Punkt 
der Kreditplafondierung, der etwas speziell ist, hier 
nicht noch mehr ausweiten. Es ist aber immerhin ein 
sehr wichtiges Instrument, und ich bedaure deshalb 
sehr, daß Herr Professor Schiller auf die wahre Pro-
blematik dieses Punktes gar nicht eingegangen, 
trotzdem aber vorhin zu einem negativen Urteil ge-
kommen ist. Über die Einwendungen, die gegen die- 
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ses Instrument erhoben werden, möchte ich aber 
doch noch einiges sagen. 

Es wird gesagt, kleine Unternehmen würden am 
meisten betroffen. Wenn das der Fall wäre, dann 
müßten wir uns die Sache doppelt und dreifach über-
legen. Aber es ist nicht nur die quantitative Be-
schränkung möglich, sondern auch die qualitative 
Beschränkung. Kleinere Kredite können generell 
ausgenommen werden, es können auch kleinere 
Kreditinstitute oder besondere Sparten von Kredit-
instituten völlig von dieser Maßnahme ausgenom-
men werden, von der wir ja ohnehin hoffen, daß 
davon niemals Gebrauch gemacht werden muß. 
Das hoffen wir; wir hoffen, daß das Problem durch 
Partnerschaft erledigt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Außerdem bekommt bei dieser Kreditplafondie-
rung die Deutsche Bundesbank endlich einmal die 
Möglichkeit, zu bremsen, ohne daß die Zinsen an-
steigen. Das war doch das Bedenkliche an der 
Restriktionspolitik der Deutschen Bundesbank seit 
1964, das war das Janusköpfige. Sie hat natürlich 
gedrosselt und gedämpft; aber die Preise sind durch 
den Zinsanstieg ebenfalls negativ davon betroffen 
worden. Mengenmäßige Beschränkung der Kredite 
bedeutet aber ein Bremsen ohne Zinsanstieg. Auf 
diese Feststellung legen wir hier besonderen Wert. 

Einfrieren bestehender Wettbewerbspositionen: 
Meine Damen und Herren, Banken, die erst in den 
letzten fünf oder acht Jahren gegründet worden sind, 
können von einer eventuellen Maßnahme der Bun-
desbank ausgenommen werden. Aber ich sage noch-
mals, wir hoffen ja, daß solche Maßnahmen nie ge-
troffen zu werden brauchen. 

Ich komme zu einem weiteren Punkt, der Herrn 
Kollegen Schiller sehr am Herzen liegt, aber offen-
bar noch nicht so sehr, daß er jetzt anwesend wäre, 
um das von mir mit anzuhören. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Er sagt immer wieder: Hier fehlt die Möglichkeit 
der außenwirtschaftlichen Absicherung. Nun, meine 
Damen und Herren, durch das Mittel der Kredit-
plafondierung wird gerade zusätzlich eine partielle 
außenwirtschaftliche Abschirmung herbeigeführt, 
nämlich dadurch, daß, wenn die Bundesbank einmal 
von diesem Mittel Gebrauch gemacht haben sollte, 
die Banken sich zwar aus dem Ausland Geld leihen, 
es aber nicht im Inland ausleihen dürften. Ich bitte 
doch, das Herrn Professor Schiller mit auf den Weg 
zu geben, weil er jetzt nicht zugegen ist. Das ist die 
außenwirtschaftliche Absicherung, die er sich 
wünscht; damit kann man etwas anfangen. 

Wir haben in Deutschland ja eine positive Er-
fahrung mit der Kreditplafondierng. Denn die Bank 
deutscher Länder hat sie in einer sehr kritischen 
Situation der deutschen Wirtschaft, nämlich in der 
Korea-Hausse des Jahres 1951, angewendet, und ich 
bitte, in  den  Geschäftsberichten nachzulesen; ich 
will es nicht zitieren. Das hat prompt gewirkt. Es 
hat keine zwei Jahre gedauert, ehe die Bank deut-
scher Länder einen Erfolg zu verzeichnen hatte. 

Natürlich ist die Kreditplafondierung kein Allheil-
mittel, keine voll befriedigende Maßnahme, aber 
immerhin eine Methode, die monetäre Nachfrage 
notfalls so zu beschränken, daß sie in keinem Zeit-
punkt über das reale Angebot hinausgeht, also der 
Bundesbank den nötigen Einfluß auf die Geld-
schöpfung zurückzugeben. 

Abschließend noch der Punkt Dirigismus. Ich bitte, 
Herrn Kollegen Schiller zu sagen, 

(Zurufe von der SPD) 

er möge doch bitte nachlesen bei Hans Gestrich, 
Walter Eucken und David Ricardo. Überall dort 
wird er die Festellung finden, daß eine Wettbe-
werbsordnung nur mit straff geordnetem Geldwesen 
funktionieren kann. Freiheit im Wirtschaftsleben 
setzt strenge Bindungen auf dem Gebiete des Geld-
wesens voraus. Im „Dritten Reich", als Löhne und 
Preise gestoppt waren und als mengenmäßige Be-
schränkungen für Waren und Dienstleistungen be-
standen, brauchte die Reichsbank keine straffen 
Instrumente, da war dem Staat das alles völlig 
gleichgültig. Aber wenn die Volkswirtschaft so im 
Sinne der Wettbewerbswirtschaft laufen soll, wie 
die soziale Marktwirtschaft das in Deutschland ein-
geführt hat, dann brauchen wir das klare und starke 
Rückgrat eines geordneten Geldwesens, repräsen-
tiert durch die Deutsche Bundesbank. Der Vorwurf 
des Dirigismus geht daher absolut ins Leere. Er 
läßt sich vom fachlichen Standpunkt in keiner Weise 
rechtfertigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Gestatten Sie mir jetzt einige Worte als Gesamt-
würdigung zu diesem Entwurf eines Stabilisierungs-
gesetzes und damit vorab eine Stellungnahme zu 

,den wesentlichsten Punkten der Kritik, die wir ge-
hört haben. Da steht im Mittelpunkt die Frage der 
Grundgesetzänderung. Sie ist von besonderem Ernst, 
von besonderer Bedeutung, und deshalb wollen wir 
sie an die Spitze und nicht an den Schluß stellen. 

Durch unser Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland, eine in seinen wesentlichen Zügen 
vorbildliche und moderne Verfassung, hat sich 
folgende Diskrepanz ergeben. Nach Art. 73 Nr. 4 
des Grundgesetzes trägt die Bundesregierung die 
Verantwortung für unsere Währung. Was heißt das? 
Heißt das, die Zuständigkeit für die Ausgabe von 
Banknoten ruht bei der Bundesregierung oder ihrer 
Bundesbank? Heißt das, daß die Bundesregierung 
die Währungsparitäten festzusetzen habe? Nun, 
Karlsruhe, das Bundesverfassungsgericht, hat sich 
mit dieser Frage befaßt und hat in mehreren Urtei-
len festgestellt: Nein, das geht darüber hinaus, die 
Bundesregierung ist für den Geldwert verantwort-
lich, sie ist also auch dafür verantwortlich, daß 
nötigenfalls inflationsbekämpfende Maßnahmen 
getroffen werden können. 

Aber welcher ist denn einer der wesentlichsten 
Faktoren preisbildender Art bei uns in Deutsch-
land? Wir haben es vorhin gehört, wieviel Prozent 
des Bruttosozialprodukts durch die öffentlichen Kas-
sen, vor allem durch die öffentlichen Haushalte, 
laufen. Auf der einen Seite also hat die Bundes- 
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regierung die volle Verantwortung dafür, daß Preise 
und Währung stabil bleiben, aber die wesentlich-
sten Faktoren ruhen nicht in ihrer Hand, sondern 
zumindest zu 50 % in der Hand von Ländern und 
Gemeinden, die — und jetzt kommt die Diskrepanz 
— nach Art. 109 des Grundgesetzes in ihrer Haus-
halts-, d. h. in ihrer Ausgabenpolitik, völlig unab-
hängig sind. Das ist eine Mißhelligkeit, die damals 
von den Vätern des Grundgesetzes — ich will kei-
nem einzigen zu nahe treten — ganz offenbar nicht 
hinreichend beachtet worden ist. Aber sicherlich 
ruht die Schuld nicht bei ihnen, sondern offensicht-
lich liegt sie begründet in der Tatsache, daß wesent-
liche Strukturen dieser Verfassung uns von den 
Besatzungsmächten in den Jahren 1948 und 1949 
oktroyiert worden sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Deshalb ist dieser Punkt reparaturbedürftig. Diese 
Regelung ist nicht weiter praktikabel, wenn auch 
weiterhin die Regierung — gleichgültig, von wel-
chen Parteien sie gestellt wird — die Verantwor-
tung für den Geldwert tragen soll. 

Aber — und das hat uns enttäuscht — das war ja 
nicht eine Offenbarung von heute: Herr Kollege 
Wehner hat schon laut „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung" vom 17. August 1966 erklärt, die SPD gebe 
der staatsvertraglichen Lösung den Vorzug. Meine 
Damen und Herren, was spricht gegen die staatsver-
tragliche Lösung? Herr Minister Schmücker hat es 
vorhin schon ausgeführt, auch Herr Bundeskanzler 
Erhard. Ich möchte folgendes sagen. Die Länder sind 
verfassungsrechtlich nicht befugt, vertraglich, d. h. 
freiwillig, auf einen Teil ihrer Hoheitsrechte zu ver-
zichten. Das ist das eine. 

Zum anderen: Staatsverträge, die Herr Kollege 
Wehner uns anraten will, bedürften der Zustim-
mung sämtlicher 11 Landtage. Stellen Sie sich ein-
mal die Prozedur vor, die dann durchgeführt wer-
den müßte, die ganzen Schwierigkeiten! Wenn Sie 
eine blasse Ahnung von den Schwierigkeiten haben 
wollen, die dann entstehen würden, bitte ich Sie, 
einmal das Bundesratsprotokoll über den ersten 
Durchgang dieses Stabilitätsgesetzes einzusehen und 
nachzulesen, mit welchen Ausflüchten — das muß 
ich hier sagen — Bürgermeister Weichmann gegen 
verschiedene konstruktive Vorschläge der Bundes-
regierung polemisiert hat. Meine Damen und Her-
ren, das würde uns dann blühen, noch und noch, 
wochenlang und monatelang. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Stellen Sie sich einmal vor, es gelingt einer Bun-
desregierung, mit der Mehrzahl der Länder solche 
Verträge unter Dach und Fach zu bringen, und 
einige Länder sperren sich. Was soll dann das ganze 
System der Staatsverträge? Herr Kollege Wehner 
hört weg, weil das für ihn natürlich sehr unange-
nehm ist; er hatte diesen Vorschlag ja gemacht, der 
sich nicht praktizieren läßt. Aber trotzdem muß ich 
das hier sagen. 

Nun, ein Vertrag kann auch jederzeit gekündigt 
werden. Außerdem ist ein schriftlich fixierter Ver-
trag nicht grundsätzlich verschieden von der Ver

-

einbarung, die Bundeskanzler Ludwig Erhard im 
Juni 1964 mit allen Ministerpräsidenten der deut-
schen Bundesländer getroffen hat, als ihm alle in 
die Hand versprachen: Wir werden in unserer Haus-
haltsexpansion 1965 nicht über 6 % hinausgehen. 
Die meisten haben sich nicht daran gehalten. Ein 
solcher Staatsvertrag, den Herr Wehner uns hier 
vorschlagen will, wäre nichts anderes als ein ge-
duldiges Stück Papier, wäre nicht eine Garantie für 
die Stabilität unserer Währung. Wir möchten hier 
ganz eindeutig sagen: wo der Chirurg nötig ist, da 
dürfen wir uns nicht der Homöopathie verschreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber deshalb jetzt das Folgende. Im Bundesrat, 
in dem föderalistischen Organ unserer Verfassung, 
dem Organ, welches den verfassungsmäßigen Auf-
trag hat, die berechtigten Anliegen des deutschen 
Föderalismus zu wahren, in diesem Organ zeichnet 
sich eine Zweidrittelmehrheit für diese Verfassungs-
änderung ab. Ich verweise auf die Äußerung von, 
Ministerpräsident Diederichs, dem ich dafür aus-
drücklich danken möchte. Er hat erklärt, daß die 
Stimmenthaltung des Landes Niedersachsen in der 
ersten Lesung des Stabilitätsgesetzes im Bundesrat 
kein Nein zu der geplanten Verfassungsänderung 
bedeute. Ist das aber der Fall, dann wird das föde-
ralistische Organ dieser, sagen wir mal, Modifizie-
rung des Föderalismus in Deutschland seine Zustim-
mung geben. 

Jetzt kommt in der unitarischen Komponente 
unseres Verfassungslebens und unserer Verfas-
sungsstruktur, nämlich im Deutschen Bundestag, 
eine Partei und sagt: „Wir, die SPD, müssen den 
deutschen Föderalismus retten. Wir müssen dafür 
sorgen, daß die berechtigten Anliegen der Bundes-
länder gewahrt werden." Da kann ich nur sagen: 
offenbar verfährt man dabei nach dem Prinzip: Der 
Gebrauch der Logik hat in Widersprüchen zu erfol-
gen. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Jetzt kommt noch folgendes hinzu. Ausgerechnet 
Ministerpräsident Dr. Goppel von Bayern ist der-
jenige gewesen, der im Bundesrat für sein Bundes-
land Bayern nicht nur dieser Modifizierung des 
Föderalismus zugestimmt, sondern der sogar noch 
eine einschneidende Verschärfung dieser Modifizie-
rung im Bundesrat vorgeschlagen hat. Sie wissen 
ja: obligatorische Konjunkturausgleichsrücklage. 
Das ist ein ganz einschneidender Eingriff, und die-
ser Vorschlag kommt von Herrn Goppel von der 
CSU. 

Meine Damen und Herren, jetzt gestatten Sie mir 
mal eine Reminiszenz. Solange Fritz Schäffer hier 
in Bonn Bundesfinanzminister -war, war er im 
Rahmen seiner Zuständigkeiten immer der Garant 
für die Stabilität der Deutschen Mark. Ich freue 
mich und bin sehr glücklich darüber, daß Herr Gop-
pel als bayerischer Ministerpräsident und als Expo-
nent der CSU diese glückliche Tradition jetzt fort-
setzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ausgerechnet jetzt verfällt die SPD in die über-
trieben föderalistische Neigung zum Parzellieren. 
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Aus dem Bundesstaat möchte Herr Wehner gern 
einen Staatenbund machen. Die SPD ist jetzt das 
letzte Aufgebot, sozusagen der Volkssturm des 
Föderalismus in Deutschland, 

(Heiterkeit in der Mitte) 

und vorne weg marschiert Herr Wehner als eine 
Art Hauptmann von Vilshofen. 

(Erneute Heiterkeit in der Mitte.) 

Was Herr Goppel der deutschen Öffentlichkeit 
demonstriert hat, ist der kooperative Föderalismus, 
der im Troeger-Gutachten uns allen angeraten wor-
den ist. Aber was Herr Wehner — laut FAZ — 
vorgeschlagen hat und was von Herrn Kollegen 
Professor Dr. Schiller heute nochmals vertieft wor-
den ist, das ist die Spielart des Föderalismus, mit 
der das deutsche Volk in Jahrhunderten leider Got-
tes eine leidvolle Erfahrung hat machen müssen. 
Da wollen wir nicht ein Zurück in diese Vergangen-
heit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das eine ist ein kooperativer Föderalismus; dieses 
hier kann ich nur als „Vulgär-Föderalismus" be-
zeichnen. 

(Zuruf von der SPD.) 

Dann kommt das Thema der notwendigen außen-
wirtschaftlichen Absicherung. Ich sagte soeben 
schon: auf Teilgebieten ist diese Absicherung be-
reits erreicht. Ich verweise auf das zweite Jahresgut-
achten, Ziffer 125; da heißt es wörtlich: „Die Kupon-
steuer wirkt weiter abschirmend." Damit kann man 
die Sorgen von Herrn Kollegen Schiller, die an sich 
berechtigt sind, für diesen Teilbereich als erledigt 
ansehen. Es heißt weiter wörtlich: „Man kann sie" 
— die Kuponsteuer — „als eine Art Zollmauer ge-
genüber der Geldsphäre des Auslandes betrachten". 
Das ist, glaube ich, wichtig im Hinblick auf dieses 
Argument. Kreditplafondierung ist eine Teilabschir-
mung; ich sagte es eben schon. In Reserve steht der 
§ 23 des Außenwirtschaftsgesetzes. 

Wenn außerhalb dieser jetzt schon gegebenen 
Möglichkeiten die Opposition weitere außenwirt-
schaftliche Absicherungen verlangt — wofür ich 
Verständnis habe, darüber müssen wir reden; aber 
die Frage ist, ob wir das heute oder in den nächsten 
12 Monaten erledigen können —, dann müssen wir 
hier die offizielle Anfrage an die Opposition richten: 
Welche konkreten Vorschläge wollen Sie uns in die-
sem Punkte machen? 

(Beifall in der Mitte.) 

Wollen Sie — Herr Kollege Schiller hat sich darüber 
wohlweislich ausgeschwiegen — einen Antrag ein-
bringen, daß wir zu flexiblen Wechselkursen über-
gehen sollten? Es spricht vieles dafür; das gebe ich 
zu. Aber ich möchte auch zu bedenken geben: 
Flexible Wechselkurse bedeuten Abschirmung der 
deutschen Volkswirtschaft von den Impulsen und 
Aktivitäten der Volkswirtschaften unserer Partner-
staaten. Und genau das Gegenteil wollen wir durch 
unsere Europapolitik doch erreichen. Wir wollen 
das Gegenteil, wir wollen die Impulse und Aktivi-
täten aller beteiligten Volkswirtschaften auf einen 
Nenner bringen, wollen sie harmonisieren und da

-

durch potenzieren. Das ist und bleibt auch in Zu-
kunft unser Ziel. Die Einführung flexibler Kurse 
würde eine Abkapselung der deutschen Volkswirt-
schaft bedeuten. Das können wir nicht ohne Ab-
sprache und klare Vereinbarungen mit unseren 
Bündnispartnern erledigen. Das Bundeswirtschafts-
ministerium ist in Verhandlungen im Rahmen des 
IWF und im Rahmen der OECD, im Zehnerklub. Sie 
wissen das alle. Die Initiative ist insoweit längst 
ergriffen. Außerdem hindern uns zahlreiche inter-
nationale Verträge daran, einseitig von dem Prinzip 
fester Wechselkurse bis auf eine Spanne von 10 %, 
die wir im Jahre 1961 bald schon zu 5 % verbraucht 
hatten, abzuweichen. 

Meine Damen und Herren, wenn die SPD — sie 
schweigt sich immer noch aus — diesen Punkt nicht 
vorschlagen will, bleibt nur die andere Möglichkeit, 
daß sie zu ihrem Antrag zurückkehrt, nämlich die 
Schaffung einer Möglichkeit, die Exportüberschüsse 
durch Variierung des Umsatzsteuerausgleichs beim 
grenzüberschreitenden Verkehr zu reduzieren. 

Ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
Herrn Kollegen Professor Schiller zitieren, der in der 
Bundestagssitzung vom 29. November 1965 gesagt 
hat: Der Vorschlag, den Umsatzsteuerausgleich an 
der Grenze zu variieren, hatte zum Ziel, die Export-
überschüsse wegzubringen. Es war also der ent-
scheidende Vorschlag, um die Exportsalden zu be-
seitigen. — Herr Kollege Schiller hat damals von 
Exportüberschüssen wie von einem inzwischen 
lästig gewordenen Spielzeug gesprochen. Ich habe 
dafür kein Verständnis. 

Meine Damen und Herren, die Exportmärkte sind 
heute heiß umkämpft. Was Fleiß und Intelligenz 
deutscher Arbeiter, Forscher und Kaufleute auf dem 
Weltmarkt erreicht haben, ist ein nationaler Besitz-
stand. Eine Politik der Exporterschwerung können 
wir uns als industrielles Veredelungsland heutzu-
tage — das unterstreiche ich — nicht leisten. Die 
freiwillige Aufgabe eines Teils der deutschen 
Märkte wäre in der heutigen Situation ein frevel-
haftes Tun. 

Keiner unserer Konkurrenten auf den Weltmärk-
ten denkt an einen solchen Akt der Selbstverstüm-
melung. Trotzdem hat Herr Kollege Schiller in sei-
ner Pressekonferenz vom 14. September vorigen 
Jahres unter Ziffer 7 folgendes gesagt — ich zitiere 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten —: Das 
wäre die erste Maßnahme des Wirtschaftsministers 
einer sozialdemokratischen Regierung. — Ja, meine 
Damen und Herren, wie schlau ist doch der deutsche 
Wähler am 19. September gewesen, daß er sich 
keine sozialdemokratische Regierung gegeben hat! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Professor 
Schiller möchte eine Frage stellen. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Luda, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß Sie  selber vorhin von flexiblen 
Wechselkursen gesprochen haben, und ist Ihnen 
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nicht bekannt, daß ich vorhin in meiner Ansprache 
die daneben möglichen Mittel auch wieder aufge-
zählt habe, z. B. die Variation der Umsatzsteuer im 
grenzüberschreitenden Verkehr, und daß beide Mit-
tel in einer Situation, wie sie 1964/65 bestand, in 
der gleichen Richtung wirken würden und daß alle 
Anstrengungen auch der Bundesregierung dahin 
gingen, eine Equilibrierung der Zahlungsbilanz her-
beizuführen? Haben Sie nicht irgendwann einmal 
etwas von der importierten Inflation gehört? 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Ich danke Ihnen herzlich 
für dieses Stichwort. Aus der Situation  der  impor-
tierten Inflation in den Jahren 1963 und 1964 ist Ihr 
damaliger Vorschlag geboren worden. Das war Ihr 
Vorschlag. Selbstverständlich kann und muß man 
über so etwas diskutieren. Der Vorschlag der Bun-
desregierung war die Einführung der Kuponsteuer, 
und in .dem Moment, in dem die Bundesregierung 
den Gesetzentwurf der Kuponsteuer einbrachte, war 
das Problem ,der importierten Inflation bis auf den 
heutigen Tag gelöst. 

(Abg. Hermsdorf: Nur mit dem Resultat, 
daß sie ,damit den Kapitalmarkt durchein

-

andergebracht hat!) 

— Herr Kollege Hermsdorf, genau das ist falsch. Ich 
kann auf dieses Thema eingehen; dann muß ich aber 
eine Stunde überschreiten. Herr Kollege Schiller hat 
fünf Viertelstunden gesprochen. Wenn Sie mir das-
selbe konzedieren, will ich mich gern noch damit 
befassen. Aber Ihr Argument trifft nicht zu. Der 
Kapitalmarkt ist ein Jahr später durch die über-
mäßige Inanspruchnahme vor allem seitens ,der 
öffentlichen Hände zusammengebrochen. Das kön-
nen Sie überall nachlesen. 

Es heißt, in dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung fehle eine orientierende Einkommenspolitik 
der — wie man es sinnig formuliert — „leichten 
Hand". Vorbild für diesen Vorschlag der Opposition 
ist offenbar das Prinzip des government by guide-
lines in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
Dort ist seit Kennedy — Johnson hat es fortgesetzt 
— diese Einkommenspolitik, bei der die Regierung, 
d. h. der Präsident, von Jahr zu Jahr Richtsätze zur 
Entwicklung von Löhnen und Preisen festsetzt, er-
probt worden. Es ist erstaunlich — ich muß das offen 
sagen —, daß die Opposition mit ihrem Vorschlag 
ausgerechnet in diesen Tagen wieder ankommt, in 
denen Sie in jeder Zeitung in Deutschland lesen kön-
nen, daß diese Richtlinienpolitik des amerikanischen 
Präsidenten absolut zusammengebrochen ist. Ich will 
Ihnen auch jetzt wiederum nicht zumuten, mein 
Urteil zu übernehmen, sondern nur auf das Urteil 
kompetenter Leute verweisen. Frederick Rosenstiel, 
der seit Jahrzehnten Beobachter der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung" in den USA ist, hat am 
18. Mai 1966 in der FAZ geschrieben: 

Die Regierung 

— Johnson — 

steht unter dem wachsenden Druck der Gewerk-
schaften, die die Lohnrichtlinien nie anerkannt 
haben. 

Dann heißt es bei Rosenstiel weiter — ich darf mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten zitieren —: 

Bei einer Tagung von mehr als 100 National-
ökonomen, 

— ich glaube, wir haben im Deutschen Bundestag 
vier oder fünf Professoren der Nationalökonomie; 
von diesen vier oder fünf Professoren steht einer 
auf dem Standpunkt, daß wir einmal ,diese orien-
tierende Einkommenspolitik der „leichten Hand" 
probieren sollten; die anderen haben sich noch nicht 
geäußert; wahrscheinlich sind sie nicht dafür; aber 
auf dieser Tagung waren 100 Nationalökonomen 
versammelt —

die von der Universität Chikago veranstaltet 
wurde, zeigte sich beinahe Einmütigkeit dar-
über, daß Beschränkung der Preise und Löhne 
durch das um sich greifende Netz der Richtlinien 
scheitern muß. 

Inzwischen ist die Richtlinienpolitik tatsächlich zu-
sammengebrochen, und zwar im Zusammenhang mit 
den 43tägigen Streik der Flugzeugmechaniker in den 
USA. Dieser Streik hat trotz orientierender Einkom-
menspolitik der „leichten Hand" nach 43 Tagen zu 
dem Ergebnis geführt, daß man entgegen der Richt-
linie des Präsidenten, 3,2 % als Optimum anzusehen, 
5 % erzwungen hat. Das wird in sämtlichen Berei-
chen der Volkswirtschaft der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika seine Auswirkungen haben. Hans 
Martin Kölle hat zu dieser Situation am 6. Septem-
ber dieses Jahres in der „Welt" geschrieben ich 
sagte soeben: die Richtlinienpolitik „ist zusammen-
gebrochen" „... ist endgültig überrannt wor-
den." Rudy Schlesinger, jahrzehntelang Beobachter 
der „Neuen Zürcher Zeitung" in New York, schrieb 
am 6. August 1966 in der NZZ: „... in ihren Grund-
lagen erschüttert." 

Einkommenspolitik wird nur in solchen Staaten 
versucht, wo man notfalls die Tarifautonomie der 
Sozialpartner einschränken kann und will. Wir von 
der CDU/CSU wollen diese Tarifautonomie der Ta-
rifpartner nicht einschränken. Das sage ich Ihnen 
heute abend. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Dr. Luda, Sie 
sprechen bereits erheblich länger als eine Stunde. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Ja, Herr Präsident, ich 
komme jetzt zum Ende. Ich werde nicht länger spre

-

chen als Herr Professor Schiller vorhin. 

In der Politik ist nur dann etwas zu erreichen — 
und dieses Beispiel hier zeigt es —, wenn entweder 
Kompensationen angeboten oder Sanktionen ver-
hängt werden können. Jenseits dieser Alternative 
sind Orientierungshilfen und Richtlinien Schall und 
Rauch. Wenn die Orientierungshilfen des Sachver-
ständigenrats bei uns in Deutschland eine positive, 
wenn auch noch nicht voll überzeugende Wirkung 
gehabt haben, so deshalb, weil der Druck der öffent-
lichen Meinung hinter den Orientierungshilfen die-
ses neutralen Sachverständigengremiums steht. 

Meine Damen und Herren, nun noch ein abschlie-
ßendes Urteil über das Stabilitätsgesetz der Bun- 
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desregierung, nicht aus dem Munde eines Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages, sondern aus dem 
Munde internationaler Autoritäten. Ich glaube, das 
ist doch sehr interessant angesichts der kritischen, 
allerdings nicht zu kritischen Worte des Herrn Kol-
legen Schiller: das möchte ich auch gleich hinzufü-
gen. Im 2. Quartalsbericht 1966 der EWG heißt es: 
„Das Stabilitätsgesetz der Bundesregierung verdient 
volle Unterstützung." Von den Gegenvorschlägen 
der SPD ist in diesem 2. Quartalsbericht der EWG 
mit keinem Wort die Rede. 

Auch das Memorandum der EWG-Kommission an 
den Rat — es liegt zur Zeit dem Ministerrat der 
EWG vor und ist auch schon in Deutschland, im 
„Industrie-Kurier" vom 18. August veröffentlicht 
worden — geht auf keine einzige der SPD-Forderun-
gen ein. 

Der Bericht des Wirtschaftsausschusses der OECD 
vorn 8. Juli 1966 erwähnt unter Ziffer 11 alle Punkte 
der Regierungsvorlage, die uns heute beschäftigt. 
Er erwähnt dagegen keinen der Punkte, die von der 
Opposition heute hier vorgetragen worden sind. 
Wörtlich wird dann folgendes Fazit gezogen: 

Der Ausschuß sprach die Hoffnung aus, daß 
diese Vorschläge sobald als möglich vom deut-
schen Parlament gebilligt werden. 

Eine ähnlich positive Stellungnahme hat Professor 
Giersch — Mitglied des Sachverständigenrats — bei 
diesem Hearing im Wirtschaftsausschuß vor den 
Parlamentsferien abgegeben. 

Jetzt ein letztes Wort zum Verfahren. Ich möchte 
auch meinerseits die Feststellung treffen: Wir brau-
chen dieses Gesetz dringend, nicht wir, die CDU/ 
CSU, sondern die deutsche Öffentlichkeit; erstens, 
weil eine neue konjunkturpolitische Phase laut 
Feststellung des 2. EWG-Quartalberichts bereits be-
vorsteht. Wir müssen die Instrumente haben, um 
nicht wieder in den übermäßigen Boom hineinzuge-
raten. Zweitens brauchen wir das Gesetz, weil die 
Lockerung der Restriktionspolitik der Bundesbank, 
die wir uns alle wünschen, erst möglich ist, wenn 
wir hier die Auffangstellung dieses Stabilitätsge-
setzes geschaffen haben; drittens, weil der Kapital-
markt auf die Verabschiedung des Gesetzes wartet. 
Diese wichtige Materie muß gründlich beraten wer-
den, das ist selbstverständlich; unbegründete Ver-
zögerungen müssen wir aber ablehnen. 

Der Parlamentarische Rat hat zur Beratung und 
Verabschiedung von 146 Artikeln des Bonner Grund-
gesetzes neun Monate benötigt. Meine Damen und 
Herren, es sollte und müßte diesem Deutschen Bun-
destag möglich sein, drei zusätzliche Absätze eines 
einzigen Artikels dieser Verfassung in wenigen 
Wochen hier zu beraten und zu verabschieden, ein-
schließlich des Ausführungsgesetzes mit 21 Para-
graphen. 

(Abg. Hermsdorf: Als ob es sich nur urn die 
Änderung des Grundgesetzes handelte!) 

Jedes Prestigedenken — gleichgültig ob auf die-
ser oder jener Seite des Hauses — ist in dieser so 
wichtigen Angelgenheit absolut verwerflich. Ich 
möchte daher namens der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion der Bundesregierung dafür danken, daß sie 
nach Vorlage der Gegenvorschläge und Ergänzungs-
vorschläge, die der Bundesrat in der ersten Lesung 
gemacht hat, spontan dem größten Teil dieser Ände-
rungs= und Ergänzungsvorschläge zugestimmt hat. 
Ich stelle hier ausdrücklich fest: Dies ist kein Ge-
setz für' Ludwig Erhard und kein Gesetz für die 
CDU/CSU; dies ist nur ein Gesetz für alle fleißigen 
und sparsamen Menschen in Deutschland. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir wissen ganz genau, dieser Entwurf ist ver-
besserungsfähig. Dazu bekennen wir uns. 

(Zurufe von der SPD: Na also!) 

- Ja, natürlich. Ich habe doch gar nichts anderes 
behauptet. Gleichgültig, wer in diesem Hause Ver-
besserungsvorschläge machen wird, wir werden sie 
gern und sorgfältig prüfen. Wir sind auf sachge-
rechter Basis zu jeder Einigung bereit. Der Kom-
promiß gehört zur Sozialhygiene einer jeden Gesell-
schaftsordnung; dessen sind wir uns bewußt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

— Ich würde nicht lachen, wenn es darum geht, hier 
ein solches Währungssicherungsgesetz zu beraten, 
meine Damen und Herren. — Allen etwaigen Ver-
suchen, dieses wichtige Gesetz zu verwässern, allen 
Versuchen, es aus bloßen Prestigegründen zu än-
dern oder zu ergänzen, werden wir allerdings 
widerstehen. Wer diese Situation vielleicht miß-
brauchen wollte, um an seiner Fraktionsmatratze 
zu stopfen, der versündigt sich an der Allgemein-
heit. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich ganz 
energisch für die Konzeption der Bundesregierung 
einsetzen, nicht aus Prestigegründen, sondern weil 
alle gutgesinnten Menschen in Deutschland mit 
Recht von allen im Bundestag vertretenen Parteien 
erwarten, daß sie im Interesse von Wirtschaft und 
Währung diesem Gesetz ihre Zustimmung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Staratzke. 

Dr. Staratzke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Auch ich möchte den 
Versuch machen, noch zu so später Stunde einen 
sachlichen Beitrag zu leisten, erstens wirklich einen 
sachlichen, zweitens einen kurzen und drittens einen 
ohne Zitate. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, niemand 
kann im Ernst gegen die Grundsätze des Gesetzent-
wurfs zur Förderung der wirtschaftlichen Stabilität 
Einwendungen erheben, wenn er es mit der Be-
kämpfung des Geldwertschwunds und mit der Er-
reichung und dann der Erhaltung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts in der Bundesrepublik 
ehrlich meint. Genauso muß man hervorheben, daß 
jeder, der etwas von den Zusammenhängen ver- 
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steht, dieses Stabilisierungsgesetz nicht als eine 
Wunderwaffe ansehen kann, das allein zur Errei-
chung der bekannten gesteckten Ziele ausreicht. 

Ich betone noch einmal, die Freien Demokraten 
sind dezidiert der Meinung, daß sowohl die Ver-
fassungsänderung wie das Gesetz selbst notwendig 
sind, daß beides unter größter Beschleunigung ver-
abschiedet und daß das Stabilisierungsgesetz dann 
auch wirklich schnellstens angewendet werden 
sollte. Lassen Sie mich noch einmal hervorheben, 
meine Damen und Herren, daß an der Verfassungs-
änderung nach unserer Auffassung kein Weg vor-
beiführt, so schwer es auch ist, an eine Verfas-
sungsänderung heranzugehen. Wir sind davon über-
zeugt, daß diese Verfassungsänderung die korrek-
teste Lösung ist, die sich aus der Situation heraus, 
in der wir uns befinden, anbietet, nicht deshalb, 
weil es sich um eine Situationserscheinung handelt, 
sondern weil wir mit diesem Gesetz einen Weg für 
lange und längste Zeit gehen wollen. Die Finanz-
hoheit der Länder und der Gemeinden ist natürlich 
ein wesentlicher Bestandteil der föderativen Ord-
nung. Dennoch rühren nach unserer Meinung die 
Eingriffe, die dieses Stabilisierungsgesetz vorsieht, 
die Substanz dieser Finanzhoheit nicht an, da sie 
doch eine erträgliche Grenze nicht überschreiten. 
Hierüber wird aber sicher noch gesondert zu spre-
chen sein. Der Herr Kollege Luda hat ebenfalls dar-
auf hingewiesen. 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns ver-
gegenwärtigen, daß seit dem Inkrafttreten der Ver-
fassung die Bundesrepublik ein hochmoderner In-
dustriestaat mit großen öffentlichen Aufgaben und 
Ausgaben geworden ist. Wir müssen uns vergegen-
wärtigen — und ich wiederhole das noch einmal —, 
daß heute das Verhältnis der gesamten öffentlichen 
Ausgaben zum Bruttosozialprodukt zu Marktprei-
sen fast 40 % beträgt und daß der Anteil der öffent-
lichen Hand an den Bauinvestitionen rund 30 % be-
trägt. Meine Damen und Herren, 14 Milliarden Mehr-
einnahmen an Steuern und 14 Milliarden Mehrver-
schuldungen in den letzten drei Jahren haben für 
die Ausgabenwünsche der öffentlichen Hand nicht 
ausgereicht. Das hat den Zusammenbruch des total 
überforderten Kapitalmarkts herbeigeführt. Das ist 
aber auch ein Beweis dafür, daß von dieser Seite 
her — von dieser Seite, betone ich — eine Gesun-
dung erreicht werden muß. Es scheint uns die wich-
tigste Aufgabe des Stabilisierungsgesetzes zu sein, 
die Funktionsfähigkeit des Kapitalmarktes wieder-
herzustellen. Geschieht das nicht, so können wir in 
Zukunft nicht einmal die dringenden, unaufschieb-
baren Investitionen —, und zwar sowohl auf dem 
öffentlichen wie aber auch auf dem privaten Sektor 
— durchführen. 

Meine Damen und Herren! Die Restriktionspolitik 
der Bundesbank  ist hier oft angesprochen worden, 
und diese Restriktionspolitik hat seit geraumer Zeit, 
und zwar in steigendem Maße, Kritik auf sich ge-
zogen. Man übt Kritik, und oftmals tun es gerade 
diejenigen, die vor noch nicht langer Zeit energische 
Maßnahmen gegen die Geldentwertung forderten. 
Der Bundesbank blieb -- das wissen wir alle — 
kein anderer Weg, als diese Politik zu betreiben, 

und zwar so lange, bis der Preistrend zur Stabilisie-
rung neigt. 

Natürlich wird hier eine Bremse angezogen, die 
insbesondere die Privatwirtschaft sehr erheblich ge-
troffen hat und immer noch erheblich trifft. Unter 
dieser Einradbremse, so möchte ich sagen, leiden 
natürlich immer wieder das Klein- und ,das Mittel-
unternehmen, kurz gesagt, alles, was zur mittelstän-
dischen Wirtschaft zu rechnen ist. Es ist ohne Zwei-
fel in der Wirtschaft ein Unbehagen entstanden, ein 
Unbehagen aus der Befürchtung, daß die Aufrecht-
erhaltung dieser scharfen Restriktionspolitik der 
Bundesbank über die Abkühlung ,der Konjunktur 
hinaus eine echte Wirtschaftskrise erzeugen würde. 
Wenn aber diese Einradbremse über kurz oder lang 
gelockert werden soll, um zu vermeiden, daß sich 
vielleicht vereinzelte Schwächen zu Kettenreaktio-
nen und Rückschlägen in der gesamten Wirtschaft 
ausweiten, dann muß man eben mit größter Be-
schleunigung dieses Gesetz verabschieden, um die 
Bremsen bei der öffentlichen Hand anzuziehen. Das 
Stabilisierungsgesetz muß also schnellstens in Kraft 
treten, und die Bundesregierung muß es sofort nach-
drücklich anwenden. 

Meine Damen und Herren, andererseits muß man, 
glaube ich, an dieser Stelle einmal gegen einen 
Zweckpessimismus antreten, der sich allenthalben 
breitgemacht hat, einen Zweckpessimismus, wie er 
gerade in der letzten Zeit von sozialdemokratischer 
Seite zum Ausdruck gekommen ist. So malt bei-
spielsweise der Vorsitzende der Industriegewerk-
schaft Metall das Gespenst einer industriellen Re-
servearmee nach dem Angedenken von Marx an die 
Wand, obwohl zum gleichen Zeitpunkt über 1,3 Mil-
lionen ausländische Arbeitnehmer jene Lücken in 
den Betrieben ausfüllen müssen, die mit deutschen 
Arbeitnehmern längst nicht mehr zu schließen sind. 
Wir glauben, daß es nicht erlaubt sein kann, eine 
solche groteske Schwarzmalerei zu betreiben, wenn 
auf der anderen Seite alle wirtschaftlichen Daten 
inzwischen auf eine gute Normalisierung hinweisen, 
obgleich bisher — ich wiederhole das — nur an 
einem Rad, nämlich von der Notenbank, gebremst 
ist. 

Wir alle wissen, daß die im Stabilisierungsgesetz 
vorgesehenen Maßnahmen zunächst dazu dienen 
sollen, die Ausgaben und Schulden der öffentlichen 
Hand sowie die privaten Investitionsausgaben zu 
steuern. Nicht möglich ist es — ich betone das noch 
einmal, weil es in der Diskussion immer wieder her-
vorgehoben worden ist —, mit diesen Maßnahmen 
den aufwärts gerichteten Lohndruck unmittelbar zu 
verringern und damit in das Gesetz die Lösung 
eines Problems einzubeziehen, das uns bedrückt. Ich 
sage es noch einmal ganz deutlich — der Kollege 
Luda hat es vorhin angesprochen —, die Einbezie-
hung dieses Problems der Einkommenspolitik in 
eine gesetzliche Regelung wünschen wir nicht, auch 
nicht eine Einbeziehung mit leichter Hand. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dies würde nämlich bedeuten, daß wir die Tarif

-

autonomie zugunsten einer dirigistischen Lohn- und 
Preispolitik und einer Kontrolle preisgeben müßten. 
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Wir haben nicht den Wunsch, dem Beispiel der 
englischen Labour-Regierung in ihren Maßnahmen 
zu folgen. 

(Erneuter Beifall bei der FDP.) 

Hingegen sollte man an dieser Stelle betonen, 
daß parallel zu dem Stabilisierungsgesetz Maßnah-
men notwendig sind. Denn leider steigen die Löhne 
trotz beginnender Entspannung am Arbeitsmarkt 
noch immer weit stärker als die Produktivität. Hier 
ist noch einer gefährlichen Entwicklung zu begeg-
nen, aber, wie ich sagte, nicht im Gesetz, sondern 
parallel zu den Maßnahmen, die das Stabilisierungs-
gesetz ermöglicht. Der Stabilisierungsbeitrag, zu 
dem die Tarifpartner aufgerufen sind, muß also 
bewirken, daß sich die inflationäre Schere zwischen 
dem Lohnanstieg und dem Produktivitätswachstum 
wieder schließt. 

Nun einige Worte zu dem zweiten, dem privat-
wirtschaftlichen Teil des Gesetzes. Das Stabilisie-
rungsgesetz enthält natürlich auch hier Ermächtigun-
gen für die Bundesregierung, die möglicherweise 
einmal scharfe Eingriffe in die Privatwirtschaft brin-
gen werden. Es sind Ermächtigungen, die — das 
wurde dankenswerterweise schon von dem Herrn 
Bundesminister für Wirtschaft betont — sicherlich 
nicht in der heutigen oder morgigen Phase unserer 
Wirtschaftsentwicklung unbedingt angewendet zu 
werden brauchen. Aber sowohl die Möglichkeit, die 
Abschreibungen aus konjunkturpolitischen Gründen 
zu verschlechtern, als auch die Ermächtigung hin-
sichtlich der Festlegung des Kreditplafonds können 
) natürlich schwergewichtige Instrumente bei der 
Durchführung dieses Vorhabens hier sein. Wir sind 
da etwas anderer Meinung als der Kollege Luda. 
Wir sind nämlich der Auffassung, daß in der Mög-
lichkeit, die Abschreibung zu variieren, d. h. auch zu 
verschlechtern, Gefahren stecken, die man irgendwie 
abmildern muß. Wir verkennen nicht, daß aus kon-
junkturpolitischen Gründen auch eine Steuerung der 
Investitionstätigkeit der privaten Wirtschaft not-
wendig sein kann. Das ist eine Erkenntnis, an der 
sich niemand stoßen wird. Hierzu aber sollte man 
vornehmlich natürlich die Kreditpolitik als das klas-
sische Mittel anwenden. Wenn man aber schon auch 
die steuerlichen Abschreibungen für diese Politik 
verwenden will, so glauben wir, daß alle Schärfen 
bei einer Verschlechterung der Abschreibungsmög-
lichkeiten vermieden werden müssen. Denn Ab-
schreibungen bedeuten Selbstfinanzierung für Inve-
stitionen, und Investitionen sind in unserer moder-
nen Wirtschaft und bei unserem rasanten tech-
nischen und wirtschaftlichen Fortschritt dringend 
notwendig zur Rationalisierung und zur Entlastung 
des Arbeitsmarktes auf lange Sicht. Zuerst müssen 
wir hochrationelle Betriebe haben, die im inter-
nationalen Wettbewerb bestehen und Steuern zah-
len können, dann erst können wir Beethoven-Hal-
len, Rathäuser und Schwimmbassins bauen. Wir 
sind also der Meinung, daß in dieser Frage eine 
Erleichterung gebracht werden muß. Wir erwarten, 
daß im Zuge der Ausschußberatungen nach Lösun-
gen gesucht wird, die eine Abschreibungsverschlech-
terung aus konjunkturpolitischen Gründen nur für 
kurze Zeit bringen. Lösungen hierzu bieten sich an. 

Wir sind deswegen nicht etwa nun dabei, dieses 
Gesetz zu torpedieren. Ich möchte das ausdrücklich 
klar sagen. 

Lösungen bieten sich an durch eine Änderung 
des § 7 Abs. 3 des geltenden Einkommensteuer-
gesetzes, und zwar dahin, daß nicht nur der Über-
gang von der degressiven zur linearen Abschrei-
bung, sondern auch der umgekehrte Übergang mög-
lich ist. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Arndt möchte eine Frage stellen. 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Herr Kollege Staratzke, 
täusche ich mich, daß Ihr Revisionsvorschlag für die 
Abschreibungsvariation bedeutet, daß die totale 
Übereinstimmung, von der uns vorhin Herr Barzel 
erzählte, 

(Abg. Dr. Barzel: Von „total" war keine Rede!) 
zwischen Ihnen und der CDU doch nicht so total ist? 

Dr. Staratzke (FPD) : Ich behaupte nicht, daß wir 
in totaler Übereinstimmung sind. 

(Abg. Dr. Barzel: Das habe ich auch nicht 
behauptet!) 

Ich kann mich nicht erinnern, ob Herr Kollege Bar-
zel „total" gemeint hat. Ich meine, wir sind dazu da, 
die Entwürfe hier zu beraten und in der ersten 
Lesung auch Anregungen zur Änderung und Ver-
besserung zu geben. Insofern, glaube ich, habe ich 
nichts Falsches gesagt entgegen dem, was der Kol-
lege Barzel ausgesagt hat. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, noch ein Wort zu dem 
Kapitel der Investitionen; denn — ich betone — 
Investitionspolitik ist eine sehr schwerwiegende 
Angelegenheit, und wir sollten nicht leichtfertig dar-
über weggehen. Auch wir sind der Meinung, daß 
man bei gewissen Sonderabschreibungen — ich 
glaube, es wurde auch von einem der Kollegen aus 
der CDU genannt —, die zweckgebunden sind, keine 
Verschlechterung vornehmen sollte. Hierzu gehören 
vornehmlich jene Abschreibungen für Forschungs-
anlagen, für Anlagen zur Reinhaltung der Luft und 
für Anlagen zur Abwasserreinigung, alles Bereiche, 
die die Allgemeinheit sehr stark tangieren und in 
denen die Investitionen oftmals nicht als produktiv 
im Sinne der Unternehmenswirtschaft zu gelten 
haben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
ein Wort zu Steuererhöhungen etwa zum möglichen 
Ausgleich der Haushalte sagen. Wir glauben — ich 
betone das besonders —, daß wir uns als höchst-
besteuertes Land Steuererhöhungen nicht erlauben 
können und daß steuerliche Überforderungen den 
Rückgang der Wirtschaftstätigkeit und die Vermin-
derung der Steuereinnahmen bewirken. 

(Beifall bei der FDP.) 

Abgesehen davon sind wir der festen Überzeugung, 
daß das Problem, das vor uns liegt, nicht mit Steuer- 
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erhöhungen und damit mit einer Aufblähung der 
Haushalte, sondern nur mit Ausgabensenkungen zu 
lösen ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ein letztes Sachproblem, weil es wiederholt ange-
schnitten worden ist. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Frau Dr. Probst.) 

Meine Damen und Herren, ich habe mit Entsetzen 
gehört, daß man in bezug auf die Außenwirtschaft 

,die Umsatzausgleichsteuer und die Exportrückver-
gütung, also die steuerlichen Regelungen im grenz-
überschreitenden Verkehr, zugunsten außenwirt-
schaftlicher Absonderung oder Abschirmung vari-
ieren möchte. Ich glaube, dabei wurde verkannt, daß 
diese Dinge nichts zu tun haben etwa mit Ab- und 
Aufwertung, sondern daß sie etwas mit der umsatz-
steuerlichen Vorbelastung zu tun haben, die bei uns 
in den Produkten steckt und die wir an der Grenze 
entweder wegbringen oder aufschlagen müssen. 
Das ist eine steuerliche Angelegenheit und nicht 
eine Frage etwa des Wechselkurses oder der Auf- 
und Abwertung. 

Ich fasse zusammen, meine Damen und Herren. 
Die gegenwärtigen Tendenzen der konjunkturellen 
Entwicklung und die dazu angemessene Wirtschafts-
politik lassen sich wie folgt skizzieren. 

Erstens. Die Verbesserung des konjunkturpoli-
tischen Instrumentariums der Bundesregierung und 
der Bundesbank ist notwendig. Es widerspricht real-
politischer Einsicht, einerseits eine wirksame Kon-
junkturpolitik zu fordern, gleichzeitig aber die In-
strumente, die dafür nötig sind, zu verweigern. 

Zweitens. Das Stabilisierungsgesetz trifft im Falle 
seiner Anwendung alle Bereiche der Wirtschaft, 
aber nicht die Lohn- und Gehaltsentwicklung im 
Verhältnis etwa zur Produktivitätssteigerung. Hier 
sind allenfalls indirekte Auswirkungen zu erwarten. 

Drittens. Die unmittelbaren Auswirkungen auf 
die private Wirtschaft sind sowohl bei der vorge-
sehenen Kreditplafondierung als auch bei der vor-
gesehenen Abschreibungsregelung durchaus schwer-
wiegend. Bei letzterer sollte eine zeitliche Begren-
zung angestrebt werden, die sich mit den konjunk-
turellen Erfordernissen deckt. 

Viertens. Parallel zu der Beschränkung der öffent-
lichen Ausgaben, der Kredite und der Investitions-
ausgaben muß eine Tarifpolitik praktiziert werden, 
die sich an der Produktivität und damit an den Er-
fordernissen der Preisstabilität orientiert. Sonst 
bringt die Anwendung der in diesem Stabilisierungs-
gesetz vorgesehenen Maßnahmen nicht den ge-
wünschten Totalerfolg. 

Als letzten Punkt: wir sehen in diesem Gesetz 
keinen Dirigismus. 

Ich glaube sagen zu dürfen, alles schaut auf das 
weitere Schicksal dieses Gesetzes: die Verbraucher, 
die Sparer, die Rentner, die Arbeitnehmer, die 
Arbeitgeber, die Banken und die ganze Wirtschaft. 
Wir fordern dieses Haus auf, zum Wohle dieser 
Gruppen und damit zum Wohle jedes deutschen 

Bürgers sowohl die Verfassungsänderung wie die-
ses Gesetz baldmöglichst zu verabschieden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Arndt (Berlin). 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unser Volk ist der Taktik müde. 
Ich muß sagen: auch der Ihren, Herr Kollege Luda. 
Meine Kollegen und ich haben aus Ihrer Rede ein 
Plädoyer gehört, ein Verteidigungsplädoyer, das 
mich lebhaft an das Plädoyer für einen wegen Trun-
kenheit am Steuer Angeklagten erinnert hat. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Er hat in diesem Plädoyer drei Punkte herausge-
stelllt. Er hat gesagt, erstens sollte das Gesetz das 
Trinken überhaupt verbieten, zweitens trinke der 
Staatsanwalt gelegentlich auch, und drittens trinke 
der Angeklagte heute nicht mehr so viel wie da-
mals. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Aber das genügt doch nicht, um dem Stabilitäts-
gesetz, einem Gesetz, das sich aus diesem Entwurf 
und vielen Verbesserungen zusammensetzen würde, 
die parlamentarische Basis zu verschaffen, von der 
man heute eingangs der Debatte beinahe den Ein-
druck gehabt hätte, sie sei in gar nicht so weiter 
Ferne. Die parlamentarische Basis dieses Gesetzes 
ist durch diese Rede nicht gestärkt worden. Ich 
werde jetzt nicht dazu beitragen, daß sie noch 
schwächer wird. Aber diese Bemerkung mußte wohl 
heute abend hier noch fallen. 

Unser Volk will voran; das heißt: es will Wachs-
tum. Unser Volk will das Erreichte sichern; und das 
heißt: es will Stabilität. Für uns Sozialdemokraten 
heißt dies, daß wir mit unseren Verbesserungsvor-
schlägen aus diesem Entwurf eine Waffe des Wachs-
tums und der Sicherheit, der Stabilität und der Ex-
pansion schmieden helfen wollen. Dieser Entwurf 
ist zur Zeit, man kann sagen: ein „Torso ohne Kopf 
und Arme" oder ein „Tisch auf zwei Beinen". So-
lange Sie zur Geldpolitik, die bis jetzt nahezu allein 
das Feld regiert, nur die Finanzpolitik hinzunehmen 
und die Außenwirtschaft und die Einkommenspoli-
tik nicht mit einbeziehen, können Sie nicht auf die-
ses Podium treten und dem deutschen Volk Stabili-
tät und Wachstum verheißen. Darüber gibt es in der 
Fachwelt keinen Zweifel, und das werden wir in 
den Hearings herauszufinden suchen — und nach 
der Rede von Herrn Luda mit besonderer Sorgfalt. 

Vier Dinge sind für eine derartige Wachstums - 
und Konjunkturpolitik erforderlich: Erstens muß 
Klarheit über die Ziele sein, zweitens müssen die 
Instrumente dasein, drittens muß der Staat über die 
Lage Bescheid wissen, und viertens muß er Ent-
scheidungen treffen. 

Mein Kolleger Professor Karl Schiller hat einen 
Vorschlag zu den Zielen gemacht. Er hat gesagt, es 
wäre unerträglich, wenn der Bundestag im Abstand 
von drei Jahren die Ziele der Wirtschafts- und 
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Finanzpolitik unterschiedlich definierte, das ma-
gische Dreieck oder Viereck einmal sich aus markt-
wirtschaftlicher Ordnung zusammensetzen läßt und 
das zweite Mal in dem Entwurf von diesem Begriff 
abstrahierte. Ferner ist das erste Mal statuiert, diese 
Ziele seien gleichzeitig anzustreben und zu ge-
währleisten — danach soll nämlich der Sachver-
ständigenrat seine Untersuchungen durchführen, ob 
und wie das möglich ist —, und jetzt soll auf die 
Gleichzeitigkeit verzichtet werden. Das wären zwei 
getrennte Willenserklärungen — wenn Abstimmun-
gen darüber erfolgen würden. Es kann aber nur eine 
Fassung in beiden Gesetzen für die Zielsetzung der 
Regierung und des Parlaments sinnvoll sein und 
zuletzt — aber nicht ganz zuletzt — auch für die 
Arbeit des Sachverständigenrats, die dieses Haus ja 
unterstützen soll. Entweder muß das erste Gesetz 
oder es muß dieser Entwurf geändert werden. Die 
Sympathie der sozialdemokratischen Fraktion hat 
die Änderung des Entwurfs, also die Fassung des 
Sachverständigenratsgesetzes. — Soviel zu den Zie-
len. 

Zweitens zu den Instrumenten. Ich sagte — und 
das sage nicht nur ich, das ist die Meinung der 
sozialdemokratischen Fraktion —, die Einkommens-
politik muß hinzukommen. Wir haben soeben von 
Herrn Staratzke gehört, einer Einbeziehung der Ein-
kommenspolitik in das Stabilitäts- oder Stabilisie-
rungsgesetz könnte er nicht zustimmen, und ich 
glaube, aus den Ausführungen von Herrn Luda etwa 
Ähnliches heraushören zu können. Andererseits ha-
ben wir aber von Bundeswirtschaftsminister 
Schmücker in seiner Eingangsrede gehört, daß er 
offen sei für entsprechende Vorschläge, die in den 
Beratungen des Ausschusses herauskommen wür-
den. 

Das ist ein wichtiger Punkt. Einkommenspolitik ist 
natürlich keine leichte Sache. Selbstverständlich, 
Wirtschafts- und Konjunkturpolitik sind auch sonst 
keine leichte Sache, und auch bei der Finanzpolitik, 
zu der Sie diese Regierung ermächtigen wollen, 
wird es einfacher sein, die Ermächtigung zu geben, 
als sie nachher zu nutzen. Das gleiche gilt für die 
Einkommenspolitik. Darüber, was in einer gegebe-
nen Situation an einkommenspolitischen Leitlinien 
zu geben wäre, welche Daten zu setzen wären, wird 
man sich wahrscheinlich schneller verständigen kön-
nen als darüber, ob eine gegebene Regierung in der 
Lage ist, diese Leitlinien zu verifizieren und zu voll-
ziehen. Denn Einkommenspolitik fällt keiner Regie-
rung in den Schoß, auch nicht der Regierung Erhard, 
und sie würde auch keiner sozialdemokratischen 
Regierung in den Schoß fallen. Dazu muß man erst 
ein Klima herstellen, dazu muß man Vertrauen 
schenken. Da muß der Staat vorleisten gegenüber 
dem Partner, den es zu überzeugen gilt, im Inter-
esse des Gesamten und auch in seinem eigenen In-
teresse. 

(Abg. Moersch: Wie in England?!) 

An dieser Vertrauensbasis hat es gefehlt, und ich 
habe schon einmal, bei einer Haushaltsdebatte, ge-
sagt, ich habe den argen Verdacht, daß es deshalb 
gefehlt hat, weil es dem Bundeskanzler vielleicht 

genehmer wäre, in jeder Situation einen Schuldigen 
zu haben 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

für Fehlentwicklungen, die aus diesen oder jenen 
Gründen eintreten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber vielleicht habe ich mich da geirrt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bestimmt!) 

Dieser Irrtum wäre jedoch leicht zu beseitigen, 
und ich werde nicht zögern, ihn zuzugeben, 
wenn die Regierung die entsprechende Aktion un-
ternimmt. Die eine Möglichkeit, die auf dem Tablett 
geboten wurde — vom Sachverständigenrat, von 
den Gewerkschaften und auch von der sozialdemo-
kratischen Fraktion —, der Stufenplan des Sachver-
ständigenrates, ist abgelehnt worden. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Das ist so, darum können Sie nicht herumreden. 
Aber es wird weitere Aktionen, weitere Gelegen-
heiten dieser Art geben. Mit der Verabschiedung 
des Gesetzes in dieser oder jener Form, auch in 
einer verbesserten Form, sind Wachstum und Stabi-
lität noch nicht gesichert. Sie werden die Chance ha-
ben, mit uns erneut zu versuchen, eine Möglichkeit 
zu finden, mit den großen sozialen Gruppen die An-
sprüche an das Sozialprodukt abzustimmen und sie 
auf das jeweils vernünftige Maß auszurichten. Aber 
das kann man natürlich nicht mit der einen Gruppe 
allein machen. Man kann sich nicht nur an die Ge-
werkschaften, an die Arbeitnehmer allein wenden; 
das muß schon im Rahmen einer allgemeinen Unter-
haltung über die Maßstäbe erfolgen, die von jedem 
zu halten sind, und darüber, in welcher Höhe sie 
von jedem zur gegebenen Zeit zu halten sind. Das 
muß doch erst einmal probiert werden! 

Sie haben recht, Herr Luda: in den USA ist die 
Politik der guidelines zur Zeit gescheitert. Sie hat 
sich fünf Jahre bewährt, aber jetzt ist sie gescheitert. 
Das ist jedoch kein Argument gegen das, was wir 
Ihnen, der Mehrheitsfraktion des Hauses und der 
Regierung, als Ergänzung vorschlagen. Der Fall 
USA 1966 ist doch mit dem Fall Deutschland 1966 
ökonomisch überhaupt nicht vergleichbar! Sie haben 
eine auf vollen Touren laufende Wirtschaft in den 
USA, der noch 10 Milliarden Dollar an Ausgaben 
für Vietnam aufgepackt worden sind. Wenn Über-
nachfrage dieses Ausmaßes in einer derartigen Kon-
zentration auftritt, dann bricht natürlich die Ein-
kommenspolitik zusammen, und zwar deshalb, weil 
die Effektivlöhne den Tariflöhnen in einer solchen 
Situation davonlaufen. 

(Abg. Dr. Starke [Franken] : Aha! Jetzt kom

-

men die alten Mätzchen!) 

— Was heißt „die alten Mätzchen"? 

(Abg. Dr. Luda meldet sich zu einer Zwi
- schenfrage.) 

— Vielleicht darf ich erst einmal dem Herrn Kolle-
gen Starke diese verkappte Frage beantworten, 
bevor Sie Ihre Zwischenfrage stellen, Herr Luda. — 
Das ist nun einmal so: wenn die Auftragsbücher 
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schwellen und schwellen, muß der Unternehmer 
sehen, woher er Arbeitskräfte und Maschinen be-, 
kommt, und kriegt er sie nicht zum gängigen Preis, 
dann muß er einen höheren Preis bewilligen; an-
dere Unternehmer müssen sich schützen, daß ihnen 
die Leute nicht abgeworben werden, müssen eben-
falls mehr bieten, und so steigen die Effektivlöhne. 
Das ist nun einmal so in einer Welt, die vielleicht 
anders ist, als sich das in Ihrem Kopf abspielt, mit 
der wir aber rechnen müssen, wenn wir Effekte er-
zielen wollen. In einer solchen Situation befinden 
sich die USA, und deshalb können die guidelines 
von 3 bis 3,5 % angesichts der Übernachfrage nach 
Arbeitskräften nicht funktionieren. 

Jetzt bitte, Herr Kollege Luda! 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Kollege Arndt, ist es 
nicht auch nach Ihrer Auffassung sehr auffallend, 
daß die Richtlinienpolitik des amerikanischen Präsi-
denten mit Ach und Krach funktioniert hat, solange 
es in Amerika noch Arbeitslosigkeit gab, daß aber 
ausgerechnet seit der Zeit, in der auch in Amerika 
der Zustand der Vollbeschäftigung erreicht worden 
ist, diese Richtlinienpolitik zusammengebrochen ist? 

(Zuruf von der SPD: Wieviel Millionen 
Arbeitslose gibt es denn zur Zeit dort?) 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Ich darf Ihnen gleich 
darauf antworten. Sie werden auf diese Frage von 
Fachleuten wahrscheinlich keine klare Auskunft be-
kommen können, weil die Meinungen da einfach 
auseinandergehen. Sicher ist eines: Arbeitslosigkeit 
ist immer noch in hohem Umfang da, viel höher als 
bei uns, trotz aller statistischen Unterschiede. Aber 
das Abschmelzen der Arbeitslosigkeit kann natür-
lich ebenfalls, und zwar aus dem gleichen gemein-
samen Grunde der Übernachfrage, auch zur Er-
höhung der Effektivlöhne über das tariflich von der 
Regierung angestrebte Maß hinaus beigetragen 
haben. Aber die Antwort ist nicht: mehr Arbeits-
losigkeit in den USA als jetzt. Diese Antwort gibt 
dort niemand. Sondern: die temporäre Übernach-
frage muß gedrosselt werden; Abbau der Arbeits-
losigkeit, aber die temporäre Übernachfrage muß 
gedrosselt werden. 

(Abg. Dr. Luda: Wir haben mehr Über

-

nachfrage als in den USA!) 

— Aber doch nicht heute! In welcher konjunkturel-
len Situation leben wir denn? Aber darauf kommen 
wir nachher noch. Das hängt mit dem Bescheid

-

wissen des Staates zusammen; das ist der Punkt 3, 
auf den ich dann noch eingehen muß. 

Also das ist Einkommenspolitik. Ich habe in der 
Haushaltsberatung gesagt: Hier lag die Führungs-
chance der Regierung, hier sind ihr alle Hemmnisse 
von außen, von der Opposition und von den Wis-
senschaftlern, vom Sachverständigenrat, aus dem 
Wege geräumt worden, die einem derartigen Kon-
trakt im Wege gestanden hätten. Sie ist auf diese 
Lösung nicht eingegangen. Da lag die Führungs-
chance, und da liegt sie heute und vielleicht mor-
gen wieder. Aber dazu muß man natürlich in dieses 
Gesetz auch eine Willenserklärung hineinbringen, 

daß man das Instrument gemeinsam mit den ande-
ren versucht. Denn auf die Gemeinsamkeit kommt 
es an. Sie können weder mit der Geldpolitik noch 
mit der Finanzpolitik mit zwei von vier Beinen 
allein; ich rede gar nicht von einem von vier Bei-
nen — die Effekte erzielen, die Sie dem deutschen 
Volk mit diesem Stabilisierungsgesetzentwurf ver-
sprochen haben, vielleicht unwissentlich versprochen 
haben; immerhin, diese Hoffnung ist im Volk er-
weckt worden. 

Unser Problem, das Problem der sozialdemokra-
tischen Fraktion, ist wie eh und je dasselbe: wir 
müssen die Hoffnungen zu realisieren versuchen, 
indem wir das, was Sie vorschlagen, verbessern, in-
dem wir Sie zu dem Handeln bewegen, das vernünf-
tig und den Interessen des Ganzen adäquat ist. Um 
Weiteres geht es bei unserer Debatte über dieses 
Gesetz überhaupt nicht. 

Nun zur Außenwirtschaftspolitik! Es ist völlig 
klar — das hat der Sachverständigenrat in beiden 
Gutachten gesagt, und das ist jetzt eine Binsen-
wahrheit des Faches —, daß es keinen Zweck hat, 
im Innern zu drosseln, wenn dafür die Ausfuhrüber-
schüsse um so stärker steigen und dann den infla-
torischen Effekt hervorrufen. Nicht den durch das 
hereinströmende Geld, Herr Luda! Sie haben immer 
nur von importierter Inflation in dieser Hinsicht ge-
sprochen: es kommt zuviel fremdes Geld ins Land, 
und dadurch wird das Geldvolumen zu groß. Das 
ist zwar ein Problem, aber es ist ein Problem, mit 
dem die Bundesbank auch ohne Kuponsteuer spie-
lend fertig wird. Sie kann beliebig über Swap-Ge-
schäfte und über den Kauf von US-Schatzwechseln 
das Geld wieder herausleiten. Das ist nicht das Pro-
blem. Das Problem ist anders. Wenn Sie Vollbe-
schäftigung und eine volle Anforderung der Pro-
duktivkräfte im Land haben, fehlen Ihnen natürlich 
bei einem steigenden Ausfuhrüberschuß die Güter, 
die den heimischen Einkommen zur Verfügung 
stehen müssen. Das ist das Problem. Und dagegen 
nützen Ihnen monetäre Mittel überhaupt nichts. 
Sie können sogar sagen, daß jeder Dollar und je-
des Pfund Sterling, das Sie qua Bundesbank in die 
Welt hinausleiten, in einer derartigen Situation 
ziemlich automatisch wieder nach Deutschland zu-
rückkommt und zur weiteren Finanzierung unserer 
Ausfuhrüberschüsse und ihrer Einfuhrüberschüsse 
dient. Das heißt, Sie müssen in einer derartigen 
Situation schon tatsächlich auf die Handelsbedin-
gungen durchgreifen. Darum kommen wir nicht her-
um. Dafür gibt es einen ganzen Fächer von Maßnah-
men, angefangen vom Wechselkurs bis hin zu der 
Umsatzausgleichsteuer und der Umsatzsteuerrrück-
vergütung, von der uns der Herr Bundeswirtschafts-
minister sagte, daß sie mit den EWG-Vereinbarun-
gen nicht übereinstimmten. Aber das muß geprüft 
werden. Vielleicht stimmt sie nur dann mit den 
EWG-Vereinbarungen nicht überein, wenn sie in 
Richtung auf Exportförderung und Einfuhrerschwe-
rung in Deutschland angewendet wird. Aber hier 
steht der umgekehrte Fall zur Debatte. Daß unsere 
Ausfuhrüberschüsse dann den Warenaustausch be-
einträchtigen würden — das war der zweite Teil 
Ihres Satzes, Herr Bundeswirtschaftsminister 
Schmücker —, ist selbstverständlich. Aber das ist 
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in einem derartigen Fall auch gewollt, weil not-
wendig. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Bitte schön! 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Arndt, würden Sie mit mir darin übereinstimmen, 
daß wir in der EWG einen Abbau der Steuergrenzen 
anstreben und daß mit dieser Zielsetzung Umsatz-
ausgleichssteuern an der Grenze nur mit gewissen 
Schwierigkeiten zu vereinbaren sind? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Sie haben völlig recht, 
das ist ein Zielkonflikt. Sie müssen sich entscheiden, 
ob Sie Stabilität wollen oder ob Sie vorübergehend 
eine Steuerveränderung vornehmen. Zulässig ist es. 
Das ist zunächst einmal der wichtigere Punkt. Da 
müssen Sie sich entscheiden. Allein auf das, worauf 
die Regierung vertraut, auf die internationale 
Kooperation zu bauen — das ist richtig, daß sie 
immer wieder beschworen wird und daß darauf hin-
gewirkt wird, daß das geschieht —, und für den 
nächsten Fall 1963/64, den wir bekommen könnten, 
wiederum darauf zu vertrauen, heißt natürlich, die 
Stabilität in den Wind schreiben. Dann bekommen 
Sie wieder eine solche Expansion, wie Sie sie in die-
sen Jahren hatten, dann geht alles wieder den alten 
Gang, dann bekommen Sie wieder die Preiswelle, 
die Lohnwelle im eigenen Land. Da können Sie in 
der Fiskalpolitik zunächst rudern, wie Sie wollen, 
Sie bekommen die importierte Inflation herein. 

(Abg. Dr. Burgbacher meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Sofort. 

Vielleicht darf ich hier noch ein Wort zu dem jetzt 
in der Presseberichterstattung wiedergegebenen 
letzten Bundesbankbericht sagen. Da ist entwickelt, 
daß wir — in der Abgrenzung der Zahlungsbilanz — 
einen Handelsbilanzüberschuß von 8 Milliarden DM 
zur Deckung unseres Dienstleistungsdefizits und zur 
Deckung der „unentgeltlichen Leistungen" brauch-
ten. Wir haben im Winterhalbjahr 1963/64 — das 
ist alles wichtig; es tut mir leid, daß ich Sie damit 
quälen muß — einen Handelsbilanzüberschuß in der 
gleichen Abgrenzung von nur 7,5 Milliarden DM 
gehabt. Ich würde sagen: Bekämen wir das im näch-
sten Jahr wieder — ich beziehe mich auf die Äuße-
rung eines zwar autonomen, aber nicht unbedingt 
unfehlbaren Organs der öffentlichen Sphäre —, 
sollte tatsächlich die Bundesregierung sich ein der-
artiges Ziel — in kurzer Zeit einen Handelsbilanz-
überschuß von 8 Milliarden DM zu schaffen — zu 
eigen machen, dann können Sie sich ausrechnen, daß 
ziemlich automatisch wieder alle Konsequenzen des 
letzten Booms eintreten, und zwar bis zur Preis-
steigerung, die auch heute noch anhält; denn herun-
tergegangen ist nur der „Gemüse"-Preisindex, aber 
nicht der Preisindex ohne die saisonbereinigten Wa-
ren, der immer noch über einer Zuwachsrate von 
„plus vier" liegt. Deshalb brauchen Sie auch die 
außenwirtschaftliche Absicherung, nicht um jedes 

Atmen von Ausfuhrüberschüssen zu zerschlagen, 
aber um Dinge von wahrhaft gravierender Dimen-
sion unter Kontrolle zu halten. 

Bitte sehr, Herr Kollege Burgbacher! 

(Abg. Dr. Burgbacher: Genau damit hat sich 
meine Frage erübrigt!) 

— Das tut mir leid. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage? 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Herr Kollege, wenn 
wir für die anderen Posten der Leistungsbilanz die 
Liquiditätsabflüsse in Höhe von 8 Milliarden DM 
haben — für die unentgeltlichen Übertragungen, 
für die Dienstleistungen und Auslandsreisen , 
dann ist doch die Liquidität wieder aufgezehrt. Sie 
ist doch dann abgeflossen, wenn sie sich in der 
Größenordnung von 8 Milliarden bewegt. 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Wenn Sie das nur als 
ein reines Geldproblem sehen, ja. Sie können die 
8 Milliarden DM minus dem, was an anderen Din-
gen verlorengeht, sicher wieder ins Ausland zurück-
führen. Aber Sie sind die Güter los. Die Güter sind 
in Deutschland produziert. Dafür sind Einkommen 
entstanden. Diese werden ausgegeben. 

(Zuruf von der FDP.) 

— Ich habe ja gesagt: Wenn Sie von den 8 Mil-
liarden DM die Dienstleistungen abziehen. 

Das Problem — nur um das handelt es sich — 
müssen wir mit einer außenwirtschaftlichen Absiche-
rung in den Griff kriegen. Ich hoffe, Sie haben Ver-
ständnis dafür — nein, Sie müssen sogar Verständ-
nis dafür haben; denn wir kommen sonst aus dem 
Dilemma nicht heraus —, daß wir das in den Aus-
schußberatungen nun einmal ganz genau mit den 
Leuten, die mit diesem Problem zu tun haben und 
es sich beruflich sorgfältig überlegt haben, erörtern 
und erwägen. 

Das dritte ist die Offenmarktpolitik. Da schlagen 
wir eine Erweiterung über den Gesetzentwurf 
hinaus vor. Wir hielten es für eine gute Sache, 
wenn die Bundesbank, um am Kapitalmarkt zu inter-
venieren, nicht lange, zeitraubende Umwege über 
die Veränderung der Bedingungen am Geldmarkt 
brauchte, sondern auch direkt in längerfristigen 
Titeln kaufen und verkaufen könnte. Das ist ihr 
nach dem Bundesbankgesetz nicht verboten. Nur sie 
hat diese Titel nicht. Sie müssen ihr halt vom Staat 
zur Verfügung gestellt werden wie in der Offen-
marktpolitik die kurzfristigen Titel. Es ist in Ame-
rika zur Mitte der 50er Jahre eingeführt worden, 
und es soll sich — auch das müssen wir herausfin-
den  --gut  bewährt haben. Ist dies richtig, dann sehe 
ich keinen Grund, warum Sie diesem Erweiterungs-
vorschlag nicht zustimmen sollten. 

Das war der Punkt Instrumente. Nun kommt der 
Punkt: Bescheidwissen. Es sind ja drei Sachen: Ziele, 
Instrumente, Bescheidwissen. 
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Die Einschätzung der wirtschaftlichen Lage des 

Tages und der nahen Zukunft ist natürlich keine 
selbstverständliche Sache. Es ist immer ein kleines 
Element des Subjektiven dabei. Man kann sogar 
sagen, die Konjunkturforschungsinstitute und der 
Sachverständigenrat, die bisher immer gut gelegen 
haben, haben vielleicht auch ein kleines bißchen 
Glück gehabt. Aber sie haben gut gelegen, und es 
gibt keinen Grund, diese Institute, vor allen Dingen 
den Sachverständigenrat, nicht in die unmittelbare 
Tätigkeit für dieses Gesetz hineinzuziehen. Das 
wäre schon eine gute Sache. Denn viel schwieriger 
sind diese Diagnosen natürlich für eine Exekutive. 
Wie leicht ist doch die Versuchung, daß man nicht 
auf Grund einer Meinung über die Lage eine Poli-
tik entwickelt, sondern umgekehrt eine Politik mit 
einer Meinung über die Lage rechtfertigt! Das ist 
sehr naheliegend, und deswegen müssen unabhän-
gige Institutionen hinein. 

Außerdem können sich Exekutiven irren. Z. B. hat 
die Bundesbank im Mai-Heft — warum sollte sie 
sich nicht einmal irren? — einen Frühjahrsauf-
schwung diagnostiziert und angenommen, es gebe 
im Bau usw. in diesem Jahr eine unerhörte Bele-
bung. Davon ist im August-Heft, von dem ich vorhin 
sprach, keine Rede mehr. Der Bundeswirtschafts-
minister hat im Frühjahr 1965 geglaubt, daß der 
Lebenshaltungskostenindex im Jahresdurchschnitt 
nicht über 3 % steigen würde. Auch er hat sich ge-
irrt. Bescheidwissen ist also nicht selbstverständlich. 

Wir wollen deshalb zwei Dinge. Erst einmal soll 
die Regierung, bevor Maßnahmen auf Grund dieses 
Gesetzes getroffen werden, sich dazu äußern, ,ob und 
warum eine Gefährdung des Ungleichgewichts vor-
liegt. Wenn die Situation vorbei ist, soll sie selbst-
verständlich ebenfalls sagen, warum. Sie soll das 
auch zwischendurch tun und nicht nur im Wirt-
schaftsbericht, den der Herr Bundeswirtschaftsmini-
ster in seiner Einleitungsrede als ein interessantes 
Instrument bezeichnet hat und der von Herrn Pro-
fessor Schiller schon seit längerem als ein wichtiges 
Instrument einer Stabilisierungspolitik genannt wor-
den ist. Er ist ein Zwang für die Regierung, sich über 
die Lage zu orientieren. Das ist vielleicht ein Neben-
ziel; aber es ist ein nicht unwichtiges Nebenziel in 
einer Zeit, in der wir etwas zuviel mit vagen Stel-
lungnahmen über die ökonomische Lage dieses Lan-
des abgefüttert worden sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir wollen, daß sich die Regierung vom Sachver-
ständigenrat unterrichten läßt. Zur Jahreswende ist 
das im Gesetz sowieso vorgesehen. Es kann die 
Grundlage für den Wirtschaftsbericht bieten. Wenn 
zwischendurch etwas geschieht — auch die Beseiti-
gung einer Gefährdung; das wäre natürlich immer 
das Erfreulichste —, soll der Sachverständigenrat 
die Bundesregierung darauf aufmerksam machen. 
Denn sonst ist antizyklische Politik wahrscheinlich 
eine Fata Morgana. Wenn nicht rechtzeitig Maßnah-
men getroffen werden, sondern erst dann, wenn die 
Kalamität jedem offensichtlich ist, wenn man sich 
also an einem Tiefpunkt oder in einer Überhitzung 
befindet, ist es zu spät. 

Der Herr Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, 
Kollege Barzel, hatte uns in Aussicht gestellt, daß 
wir heute noch vom Bundeswirtschaftsminister 
irgendwelche Daten über die Lage hören würden. 
Sicherlich kann er den Herrn Bundeswirtschafts-
minister nicht dazu verpflichten. — Jedenfalls ist es 
bisher unterblieben. Vielleicht könnte das morgen 
nachgeholt werden. Bei meinem Plädoyer für ein 
Gesetz des Wachstums und der Stabilität interessiert 
mich aber nun gerade die Einschätzung der augen-
blicklichen Lage durch das Bundeswirtschaftsmini-
sterium. Ich kann sie wohl dem Bulletin vom 9. Sep-
tember entnehmen. Wenn wir das auf uns wirken 
lassen, was dort in der einen oder anderen Vokabel 
zum Ausdruck kommt, dann erscheinen uns doch 
viele Dinge, die jetzt noch im Vordergrund des all-
gemeinen Interesses stehen, sehr relativ. Wir müß-
ten uns eigentlich fragen — das ist jetzt meine 
eigene Meinung —: Ist es nicht höchste Zeit, eine 
halbe Milliarde DM in den Straßenbau zu stecken 
oder ,der Bundespost zum Kauf von Fernmeldeein-
richtungen zur Verfügung zu stellen, trotz der Lage 
des Kapitalmarktes? 

Ich darf aus dem Bulletin zitieren: 

Zügige Auslieferungen der Industrie . . haben 
die Auftragsbestände auf der Erzeugerstufe 
nochmals leicht vermindert, weil die gleichzeiti-
gen Neubestellungen das Niveau des entspre-
chenden Vorjahrsmonats 

— Juli 1965 — 

nicht 'erreichten. 

Bei diesen Anzeichen handelt es sich um Merkmale 
des nun auch von der Nachfrage her verlangsamten 
Wachstumsrhythmus, also nicht mehr um zu wenig 
Angebot. 

Von der Industrie wird noch gesagt: 

Bei dem gemäßigten Eingang von Neubestellun-
gen leerten sich die Auftragsbücher der Indu-
strie um so mehr, . . . 

„Leerten" ist eine interessante Vokabel. Sie nahmen 
also nicht nur ab, sondern „leerten sich". 

Davor heißt es: 

Die insgesamt ruhige Nachfrage für industrielle 
Erzeugnisse fand eine Parallele in der Entwick-
lung der Baugenehmigungen, deren Umfang um 
8,5 % unter dem der gleichen Vorjahreszeit lag. 
Sie spiegelt 

— alles Vokabeln, die eine allgemeine Bewegung 
kennzeichnen, von der nur ein Bereich ausgenom-
men ist, nämlich die Ausfuhr — 

sich auch im Bereich des Einzelhandels, der im 
Berichtsmonat nur um 1,3 v. H. höhere Umsätze 
erzielte als im vergangenen Juli. 

Nun war der Juli ein schlechter Monat. Er hatte we-
niger Arbeitstage. Aber immerhin sind es mit dem 
Monat Juni zusammen im Durchschnitt 3 %, d. h. 
real so gut wie nichts mehr. 
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Dr. Arndt (Berlin) 
Es heißt dann weiter: 

... hat sich die Zahl der Arbeitslosen ( ...) 
nicht — wie sonst in diesem Monat verringert, 
sondern leicht erhöht. Gleichzeitig nahmen die 
Anmeldungen offener Stellen nicht wie üblich 
zu, sondern ab. 

Das ist eine allgemeine Bewegung. Unglücklicher-
weise fehlte auch im Juli das nun jetzt seit meh-
reren Monaten gewohnte Anziehen der Auslands-
aufträge. Es gab gar keine Kompensation. Da kann 
man nur hoffen — mehr tut das Ministerium auch 
nicht —, aus einer generellen Deduktion über die 
internationale konjunkturelle Lage — das Wort 
„Vietnam" ist nicht erwähnt; das hätte man hin-
schreiben können —, daß sich das in den nächsten 
Monaten wieder ändern wird. 

Wenn das aber die Lage ist, wie sie hier geschil-
dert wird, dann fragt man nach dem Resümee; und 
das ist tatsächlich überraschend. Denn da steht: 

Eine solche Entwicklung bietet gesamtwirt-
schaftlich gesehen gute Ansatzpunkte für pro-
duktivitätsfördernde Änderungen der Produk-
tionsstruktur ... Dieser für die Volkswirtschaft 
durchaus zuträgliche Prozeß sollte weder durch 
übertriebenen Pessimismus forciert 

— also noch stärker nach unten gebracht werden — 

noch durch vorzeitig expansive Finanz- und 
Kreditpolitik beendet werden. 

(Zuruf von der FDP: Sehr richtig!) 

— Das „Sehr richtig" ist sehr leicht gesagt. Wann 
wollen Sie denn dagegen halten? Wann wollen Sie 
denn dagegen halten? — Wenn die Binnennachfrage 
völlig im Keller liegt? Das müssen Sie sich einmal 
überlegen, bevor Sie das Gesetz beschließen; denn 
da steht etwas von antizyklischer Konjunktur- und 
Finanzpolitik drin. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Verehrter Herr Kol-
lege Arndt, haben wir nicht alle unsere Bemühun-
gen darauf gerichtet, diesen gegenwärtigen Zustand 
der Abkühlung zu erreichen? Sind wir uns nicht 
im klaren darüber — Herr Kollege, darf ich das 
fragen —, daß es ohne Abkühlung keine Stabilität 
gibt? Haben wir nicht diesen Zustand gewollt? Soll-
ten wir nicht froh sein, daß diese Abkühlung zu 
verzeichnen ist, ohne daß sich eine Rezession zeigt? 
Haben wir nicht vielleicht ganz verlernt, den Nor-
malzustand — meines Erachtens steuern wir auf 
den Normalzustand zu — eigentlich zu erfassen? 
Müssen wir denn immer in Übernachfrage leben? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Das ganz sicher nicht; 
aber Sie sprechen von einem Extrem. Wir müssen 
im Wachstum und in der Stabilität leben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das will das Volk, und das müssen ja auch wir wol

-

len, wenn wir uns ein paar Ziele für -die nächsten 

10, 20, 30 Jahre setzen. Die 3 % reales Wachstum, 
mit denen Sie jetzt herumkrabbeln, schafft die Ost

-

zone allemal; daran denken Sie doch bitte einmal. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Das schaffen die trotz aller statistischen Mätzchen, 
die sie dabei machen, allemal. 

(Zuruf von der FDP: Kennen Sie die Wachs

-

tumsrate der USA?) 

— Die liegt im Moment bei 5 %. Warum? 

(Abg. Dr. Luda: Nein, nein, die ist längst 
nicht so hoch: höchstens 3 bis 4 %.) 

— 5 % real! 
(Zuruf von der FDP: Nehmen Sie das nicht 
mit der leichten Hand. — Abg. Dr. Luda: 

Deshalb die Lohnrichtlinie von 3,2 %!) 

— 3 bis 4 0/o ist die Produktivitätssteigerung. 

(Abg. Dr. Luda: Niemand hat eine so hohe 
Wachstumsrate wie wir seit 10, 15 Jahren! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU und 

FDP.) 

-- Ja eben! Davon wollen wir uns ja nicht distanzie-
ren. Das wollen wir ja verlängern. Notfalls müssen 
wir das gegen Ihren Willen verlängern, gegen Ihren 
Widerstand; es tut mir schrecklich leid, Herr Luda, 
in dem Punkt gibt es dann keine Gemeinsamkeit 
zwischen uns. Wir wollen Wachstum und Stabilität 
wegen der nicht nur ökonomischen Zielsetzung, die 
wir in diesem Staat doch verfolgen müssen, 

(Zuruf von der FDP: Die Reihenfolge sagt 
alles!) 

und auch wegen der rein ökonomischen Tatsache, 
daß Stabilität nicht ohne Wachstum zu bekommen 
ist. Wenn Sie Stabilität gegen Wachstum auszuspie-
len versuchen, kriegen Sie die „Englische Krankheit" 
oder das, was es in den USA unter Eisenhower gab. 

(Abg. Haase [Kassel] : Die zeigte sich an

-

ders!) 

Aber nun, Herr Haase, Sie haben recht, wir muß-
ten ein bißchen runter. Aber wir können doch nicht 
beliebig runter mit dem Expansionstempo. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das wollen wir auch 
nicht!) 

— Na ja, mir ist das jetzt schon zuviel herunter. Sie 
haben im Straßenbau und in der Elektrotechnik und 
an dieser und jener Stelle Kapazitäten verschenkt, 
sie sind ungenutzt. Es sind Arbeitsstunden unge-
nutzt, die für Dinge verwendet werden könnten, die 
wir wirklich nötig brauchen, im Straßenbau und im 
Fernmeldewesen, also in Produktionen, in denen 
von einem Preisauftrieb nicht die Rede sein kann. 
Im Straßenbau ist der Preisindex nach dauernden 
Rückgängen heute auf dem Stand von 1961. 

Ich weiß, das muß man nicht unbedingt akzeptie-
ren. Aber Sie müssen die Quittung akzeptieren, die 
Sie bekommen werden. Auch in Bayern liegt die 
Investitionsgüterproduktion unter dem Vorjahr, 
nicht nur im Bundesdurchschnitt, und das werden 
Sie merken. 
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Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Bitte schön! 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Herr Kollege Arndt, 
in einem Atemzuge sagten Sie eben, die bisher fest-
gestellte Preisstabilität resultiere lediglich aus gün-
stigen Ernteerträgen, wenn ich es mal ganz kurz 
sagen darf, sagten also mit anderen Worten, wir hät-
ten sie noch nicht ganz erreicht, und im selben Atem-
zuge sagen Sie — — 

(Zurufe von der SPD: Frage!) 

— Ja, ich frage. wie er sich dazu stellt. Verehrte Kol-
legen, wir reden doch hier ganz vernünftig über eine 
Sache. Lassen Sie es doch mal zu! 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Verzeihen 
Sie, ich muß Sie leider abläuten. Sie müssen sich auf 
eine Frage beschränken. 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Habe ich Sie richtig 
verstanden, daß Sie im selben Atemzug dann aber 
sagen, Kollege, daß des Guten schon zuviel getan 
worden sei? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Ja, klipp und klar will 
ich beides verbinden. Sie haben Wachstum verloren 
und sind der Preisstabilität nicht nähergekommen, 
wenn Sie den Gemüseindex aus den Lebenshaltungs-
kosten herausnehmen. Das ist das Problem. Es geht 
ja auch nicht anders, wenn Sie nur die Instrumente 
der Fiskalpolitik und der Notenbankpolitik einsetzen 
und glauben, die Kapitalmarktschwäche liege allein 
daran, daß die öffentliche Hand zuviel nachfrage, 
und nicht überlegen, ob nicht vielleicht das Kapital

-

Angebot und damit die Politik der Notenbank auch 
involviert ist. Deswegen, meine Damen und Herren 
von der CDU und möglicherweise oder wahrschein-
licherweise auch von der FDP: Wachstum und 
Stabilität! Das hat Herr Professor Schiller heute mei-
nes Erachtens so deutlich ausgeführt, daß es nicht zu 
überhören war. Dazu brauchen Sie den Tisch mit 
den vier Beinen. Sie müssen natürlich die Einkom-
menspolitik in so einer Situation einsetzen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Aber dann branchen

-

verschieden bis ins Detail hinein!) 

— Wollen wir uns mal darüber unterhalten, inwie

-

weit das notwendig ist, so detailliert zu werden. Das 
ist eine Sache, die man ganz gut herausfinden kann. 

Zur Einkommenspolitik gehört dann natürlich 
auch eine Einkommensverwendungspolitik. Sparför-
derung abschaffen zu wollen — niemand hat das 
hier vorgeschlagen, aber manchmal hatte man den 
Eindruck, in der Öffentlichkeit wurde das so ver-
standen —, das ist natürlich ein völliger Unsinn. 
Die private Ersparnis ist eine der stärksten Waffen 
gegen die Preissteigerungen in den Jahren 1965 und 
1964 gewesen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Friderichs? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Einen kleinen Moment, 
Herr Friderichs, Sie kommen gleich dran. Sonst ver-
gesse ich das, was ich sagen wollte. Ich habe ja kein 
Manuskript; das ist hier erwünscht. 

Diese Waffe wollen wir doch einsatzbereit halten. 

Ich gehe noch einen Schritt weiter. Wenn der 
Staat — das ist für den Bundesfinanzminister viel-
leicht wichtig zu wissen — mit gewaltigem oder 
nicht unbeträchtlichem Aufwand Sparkapital durch 
Subventionierung mobilisiert, durch Prämien usw. 
— eine antiinflationäre Waffe, gut —, wenn er das 
tut, dann hat er doch wohl auch ein bescheidenes 
Recht darauf, die so mobilisierten Kapitalien in An-
spruch zu nehmen, wenn es not tut, auch für den 
Bundeshaushalt. Dann braucht er sich nicht sagen 
zu lassen, die Privatwirtschaft habe in diesem Fall 
den Vorrang. Bei dem durch staatliche Prämien ge-
förderten Sparkapital hat der Staat den Vorrang. 
Denn er finanziert seine Investitionen durch Anlei-
hen oder durch Geld, das auf Grund von Prämien-
sparen hereingekommen ist, an Stelle einer Finan-
zierung durch Steuern, d. h. er nimmt dem Bürger 
kein Einkommen weg, er erlaubt ihm eine Vermö-
gensbildung, und das war auch eines der Ziele des 
dritten und vierten Bundestages. Davon wollen wir 
doch nicht abgehen. Natürlich ist in den letzten zwei 
Jahren am Kapitalmarkt viel versaut worden, aber 
das müssen wir doch wieder in Ordnung bringen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Kollege Arndt, erlau-
ben Sie mir, daß ich den von Ihnen eben bekanntge-
gebenen Thesen und Zahlen dieselbe Glaubwürdig-
keit beimesse wie Ihrer Ankündigung eingangs, Sie 
wollten nur kurze Bemerkungen machen? 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der SPD: 
Was soll denn das?) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Abge-
ordneter Genscher möchte noch eine Zwischenfrage 
stellen. 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Arndt, wie wollen 
Sie den Staat über dieses private Sparkapital ver-
fügen lassen? Durch welche Eingriffe? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Durch überhaupt keine 
Eingriffe. Wenn sich eine Kommune von ihrer Spar-
kasse ein Darlehen geben läßt, ist das eine Art, in 
der dieses private 'Sparkapital, das bei der Spar-
kasse auf Grund von staatlicher Prämienförderung 
eingelegt ist, der Kommune zugeführt wird. Das 
gleiche können Sie sich von Anleihen denken. Die 
Sparkasse kann ja Bundesanleihen kaufen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine weitere 
Zwischenfrage. 
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Genscher (FDP) : Sie sprechen von einer Inan-
spruchnahme dieser privaten Sparkapitalien. Wol-
len Sie den Staat oder wollen Sie die öffentlichen 
Hände bei der Inanspruchnahme privilegieren? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Ich will die Benachteili-
gung verhindern, die jetzt zu vermuten ist, nachdem 
zwei Jahre lang eine heftige Kampagne gegen die 
öffentliche Überforderung des Kapitalmarkts erfolgt 
ist, was temporär richtig war, aber doch nicht gene-
rell und für immer stimmt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat auch 
keiner gesagt!) 

— Doch, doch. Solche Sachen wirken leider sehr 
lange im öffentlichen Bewußtsein. Das muß eben 
heraus! 

Zweitens ist auch zu sagen: Die Finanzierung 
öffentlicher Investitionen durch aufgenommene 
Fremdmittel ist eine saubere Sache. Da hat der 
Staat, wenn er dazu etwas tut, vollen Anspruch. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Jetzt muß ich bitten, 
keine weiteren Zwischenfragen zu stellen, sonst 
ziehe ich mir den Zorn von Herrn Friderichs erneut 
zu. 

Ich habe noch ein paar Schlußworte zu machen. 
(Zuruf.) 

— Nein, das hat deswegen solange gedauert, weil 
ich tatsächlich eine ganze Menge Fragen zu beant-
worten hatte. Ich habe sie auch gern beantwortet. 
Ich bitte Sie jetzt aber, von weiteren Fragen Ab-
stand zu nehmen, nachdem ich diese Frage von 
Herrn Friderichs — „Rüge" will ich nicht sagen —, 
wie lange ich denn hier noch zu reden gedenke, 

(Abg. Dr. Friderichs :Das habe ich nicht ge

-

sagt!) 

habe einstecken müssen. 

„Bescheid wissen" — das war der Punkt. Deswe-
gen wollen wir auch den Sachverständigenrat be-
teiligt sehen. Deswegen wollen wir auch die Regie-
rung sich zum „Gleichgewicht" erklären lassen. 
Einige von Ihnen klagen doch auch über politischen 
Nebel. Haben wir nun eine Gefährdung des Un-
gleichgewichts oder haben wir keine? Sind Maßnah-
men anzuwenden oder nicht? 

Letzter Punkt: Entscheidungen treffen. Darüber 
brauche ich nicht mehr zu reden, wenn wir alle drei 
anderen Punkte gelöst haben. Zu allen drei anderen 
Punkten kann die sozialdemokratische Fraktion auf 

dem Wege der Veränderung dieses Gesetzes beitra-
gen. Zum letzten Punkt, zu dem Entscheidungen

-

Treffen kann sie nur sehr indirekt über den Wähler-
willen beitragen — eine wirksame Waffe! —, aber 
nicht mehr hier durch Verbesserungen des Gesetzes. 
Das muß, wie gesagt, von der Regierung selbst bei-
gesteuert werden. Das eignet sich sicher auch nicht 
zu Fragen in den Hearings. Aber Ermächtigungen 
sind eben dazu da, daß sie auch benutzt werden. 

Das waren die vier Punkte, die für eine Wachs-
tums- und Konjunkturpolitik wichtig sind. Warum 
eine derartige Politik des Wachstums und der Sta-
bilität wichtig ist, habe ich zwischendurch ausge-
führt. Wir sind nicht allein in dieser Welt. Wir 
haben auch Zielsetzungen, innere Zielsetzungen, die 
nicht ökonomisch sind — in bezug auf unsere Be-
völkerungsentwicklung, in bezug auf unsere Schul-
bildung, auf unsere Universitäten. Wir wollen doch 
verschiedene Dinge erreichen, die uns im inter-
nationalen Wettlauf, im Wettlauf nicht nur mit der 
Ostzone, sondern auch mit anderen Ländern be-
stehen lassen. Wir wollen auch einmal mit gutem 
Gewissen ins Ausland fahren können und uns nicht 
vorrechnen lassen müssen, wie wir in diesen und 
jenen Punkten jämmerlich dastehen. Das wollen wir 
doch, uns dazu gehören eben etwas weitere Hori-
zonte als die des Tages. Wir erhoffen uns das von 
der mittelfristigen Finanzpolitik und von ihrer Aus-
dehnung auf andere Punkte der Wirtschaft, soweit 
sie quantifizierbar sind. Manches ist ja quantifizier-
bar. Jedenfalls tut es die EWG, und warum wollen 
wir es nicht auch tun? Wir wollen damit auch ein 
paar Ziele fixieren können, die nicht nur im wirt-
schaftlichen Bereich liegen. Wenn Sie da mitmachen, 
glaube ich, können wir das Problem nicht nur die-
ses Gesetzes, sondern auch der wirtschaftlichen Zu-
kunft unseres Landes besser meistern, als das bis-
her der Fall war. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Meine Damen 
und Herren, nach einer interfraktionellen Vereinba-
rung sollen keine weiteren Wortmeldungen erfol-
gen; es liegen auch keine mehr vor. Wir sind damit 
am Ende der heutigen Tagesordnung. Die Debatte 
wird morgen fortgesetzt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Hohen Hauses 
ein auf morgen vormittag 9 Uhr. Sie beginnt mit 
einer Fragestunde. 

Ich schließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 20.52 Uhr.) 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 

38. Sitzung, Seite 1703 D, Zeile 4 statt IV/2223: 
IV/2323 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Arndt (Berlin/Köln) 15. 9. 
Dr. Becher (Pullach) 16. 9. 
Biermann 16. 9. 
Dr. Birrenbach 15. 9. 
Blume 14. 9. 
Dichgans *) 16. 9. 
Dr. Effertz 14. 9. 
Eisenmann 16. 9. 
Frau Dr. Elsner 15. 9. 
Glombig 17. 9. 
Hellenbrock 18. 9. 
Dr. Hesberg 16. 9. 
Hirsch  17. 9. 
Dr. Hudak 16. 9. 
Leber 16. 9. 
Lemmer 15. 9. 
Mauk *) 14. 9. 
Merten *) 14. 9. 
Müller (Aachen-Land)  *) 16. 9. 
Müller (Worms)  17. 9. 
Peters (Norden) 20. 9. 
Picard  17. 9. 
Dr. Ritgen 18. 9. 
Rollmann 16. 9. 
Stiller  17. 9. 
Frau Stommel 15. 9. 
Frau Strobel 16. 9. 
Strohmayr 16. 9. 
Dr. Verbeek 15. 9. 
Wellmann 14. 9. 
Wendelborn 16. 9. 

b) Urlaubsanträge 

Dr. Abelein 4. 10. 
Dr. Adenauer 5. 10. 
Blachstein 10. 10. 
Frau Brauksiepe 30. 10. 
Busse 26. 9. 
Dorn 23. 9. 
Dr. Eppler 7. 10. 
Erler 30. 9. 
Ertl 23. 9. 
Franke (Hannover) 21. 9. 
Frehsee 30. 9. 
Frau Funcke 23. 9. 
Dr. Giulini 22.9. 
Dr. Götz 26. 9. 
Dr. Dr. Heinemann 28. 9. 
Dr. Huys 5. 10. 
Iven 26. 9. 
Dr. h. c. Jaksch 22. 9. 
Dr. Kopf 4. 10. 
Frau Korspeter 30. 9. 
Dr. Kübler 30. 9. 

*) Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Kurlbaum 30. 9. 
Lenz (Trossingen) 30. 9. 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 29. 9. 
Michels 30. 9. 
Opitz 23. 9. 
Frau Pitz-Savelsberg 30. 9. 
Raffert 6. 10. 
Rehs 22. 9. 
Rock 2. 10. 
Saam 7. 10. 
Dr. Schulz (Berlin) 21. 9. 
Steinhoff 25. 9. 
Teriete 20. 10. 
Dr. Dr. h. c. Toussaint 25. 9. 
Weimer 5. 10. 
Windelen 23. 9. 
Dr. Wörner 30. 9. 

Anlage 2 

Ergänzende Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Dr. Schwarzhaupt vom 
20. Juni 1966 auf die Mündlichen Anfragen der 
Abgeordneten Frau Meermann (Drucksache V/614 
Fragen VI/3 und VI/4 *) ) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die bagatellisierenden 
Äußerungen aus dem Bundesgesundheitsministerium über Pflan-
zenschutzmittelrückstände in holländischem Kopfsalat durch das 
Ergebnis der vom Bundesernährungsministerium vorgenommenen 

Überprüfung von Untersuchungskontrollen nicht gerechtfertigt 
werden? 

Sind in den letzten Monaten regelmäßig Salatkontrollen der 
amtlichen Lebensmittelüberwachungsbehörden vorgenommen wor-
den? 

Die amtliche Lebensmittelüberwachung in den 
Ländern hat die aus den Niederlanden eingeführten 
Salatsendungen in verstärktem Umfange untersucht, 
nachdem sie seit Anfang des Jahres 1966 durch 
Pressenachrichten und durch Nachfragen meines 
Hauses darauf aufmerksam geworden war. In eini-
gen Ländern ist diese über den normalen Stich-
probenumfang hinaus verstärkte Überwachung in 
letzter Zeit wieder aufgegeben worden, da sie keine 
Befunde erbracht hatte, die zu irgendwelcher Besorg-
nis hätten Anlaß geben können. 

Neben einer großen, in ihrem zahlenmäßigen Um-
fang mir nicht von überall mitgeteilten Anzahl von 
Untersuchungen, die mit einwandfreien Unter-
suchungsverfahren überhaupt keine Rückstände von 
Aldrin oder Dieldrin auf niederländischem Salat 
erkennen ließen, hatte die amtliche Lebensmittel-
überwachung im Bundesgebiet insgesamt folgende 
Befunde an Aldrin und Dieldrin: 

24 Proben mit Spuren von kaum meßbarer Menge 
bis gegen 0,08 ppm, 

39 Proben mit Rückständen bei 0,1 ppm (nieder-
ländische Toleranz), 

11 Proben mit 0,1 bis 0,3 ppm, 

*) Siehe 42. Sitzung, Seite 1886 A 
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1 Probe mit 0,22 ppm, 

1 Probe mit 0,23 ppm, 

2 Proben mit 0,25 ppm (USA-Toleranz), 

2 Proben mit 0,3 bis 0,5 ppm. 

Höhere Befunde als die beiden Werte, die bei 
0,3 bis 0,5 ppm lagen, sind mir nicht mitgeteilt 
worden. 

Die international gebräuchliche pharmakologische 
Meßeinheit „ppm" (_ „parts per Million") bedeutet 
1 millionstel Gramm des Stoffes in einem Gramm 
Lebensmittel oder 1 Milligramm (tausendstel 
Gramm) in einem Kilogramm Lebensmittel. Den 
ppm-Toleranzwerten soll nach heutiger wissen-
schaftlicher Erkenntnis die Abschätzung zugrunde 
liegen, wieviel von dem fraglichen Stoff der Durch-
schnittsverbraucher in normaler Kost täglich zu sich 
nehmen könnte, ohne um eine Beeinträchtigung 
seiner Gesundheit besorgt sein zu müssen. Die 
ppm-Werte werden nach anerkannten Überschlags-
formeln errechnet, in denen berücksichtigt werden: 
Die errechenbare Toxizität (Giftigkeit) des Stoffes 
auf Grund sachgemäßer, jahrelanger wissenschaft-
licher Tierversuche an vergleichsweise geeigneten 
Warmblütern, gewöhnlich auch die nach regionalen 
Ernährungsgewohnheiten vorauszusehende durch-
schnittliche Verzehrmenge der Lebensmittel, die mit 
dem Stoff behaftet sein können, und das durch-
schnittliche Körpergewicht des Verbrauchers, sowie 
grundsätzlich ein hundertfacher Sicherheitsfaktor 
hinsichtlich der Toxizität. Die in den USA z. Z noch 
geltenden Toleranzwerte weichen von den in euro-
päischen Ländern gebräuchlichen z. T. in den Zahlen-
werten ab, u. a. weil Ergebnisse .  von Tierversuchen, 
landesübliche Verzehrmengen, auch das durch-
schnittliche Körpergewicht der Verbraucher, anders 
bewertet worden sein dürften, jedoch sind auch die 
amerikanischen Toleranzwerte mit einem hundert-
fachen Sicherheitsfaktor für die Toxizität errechnet 
worden, wie erst kürzlich in einem Bericht an das 
amerikanische Repräsentantenhaus ausdrücklich er-
klärt wurde. 

Unter diesen Umständen kann selbst bei einer 
gelegentlichen Überschreitung des USA-Toleranz

-

wertes von 0,25 ppm bis zu 0,5 ppm, wie sie lediglich 
in den obengenannten 2 Proben (wahrscheinlich 
weniger als 1 % der gesamten seit Januar 1966 
durchgeführten amtlichen Untersuchungen) gefun-
den wurde, von einer alarmierenden Gefährdung der 
Gesundheit der Verbraucher keine Rede sein. Die 
amtliche Lebensmittelüberwachung hat deshalb mit 
Recht auch bei diesen verschwindend wenigen Fäl-
len von einer Beanstandung abgesehen, die nach 
geltendem Recht nur auf § 3 des Lebensmittelge-
setzes (Nachweis der Eignung zur Schädigung der 
Gesundheit) zu stützen gewesen wäre, aber bei die-
ser Sachlage für die Einleitung eines strafgericht-
lichen Verfahrens von vornherein nicht in Betracht 
kam. 

Die amtliche Lebensmittelüberwachung kann mit 
ihrer Einrichtung und Besetzung nur Stichproben 
aus dem Handel untersuchen und wird nicht jedes 
Verdachtsmoment oder etwaigen tatsächlichen Man

-

gel sofort auffinden können. Wer im Lebensmittel-
verkehr Beobachtungen macht, die ihm verdächtig 
erscheinen, sollte deshalb sofort die amtliche Le-
bensmittelüberwachung unterrichten, zumal auch 
nur diese mit Hilfe der ihr in § 6 des Lebensmittel-
gesetzes verliehenen Befugnis schnell genug Her-
kunft und Streuung der fragwürdigen Ware ermit-
teln und auch Beschlagnahmungen veranlassen 
könnte, wenn dies in erweislich begründetem Inter-
esse des Verbraucherschutzes geboten erscheinen 
sollte. 

Die Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanz-
licher Erzeugnisse hat Mitte November 1965 die 

 amtliche Lebensmittelüberwachung nicht alsbald auf 
ihre Beobachtungen aufmerksam gemacht, sondern 
sich erst Ende Dezember 1965 oder Anfang Januar 
1966 mit einer amtlichen chemischen Untersuchungs-
anstalt in Verbindung gesetzt, als die Sendungen, 
an denen die Bundesanstalt die von ihr selbst ge-
kauften Proben mit dem Biotest geprüft hatte, längst 
im Handel abgesetzt waren. Nach so langer Zeit 
konnte die amtliche Lebensmittelüberwachung 
zweckdienliche Ermittlungen nach Herkunft und 
Streuung dieser Sendungen nach § 6 des Lebens-
mittelgesetzes nicht mehr anstellen. — Wären Pro-
ben der von der Bundesanstalt verdächtigten Sen-
dungen sofort im November 1965 mit einwandfreien, 
reproduzierbaren chemischen oder chemisch-physi-
kalischen Untersuchungsverfahren exakt amtlich ge-
prüft worden, so hätte man wahrscheinlich von vorn-
herein die Öffentlichkeit sachgemäß unterrichten 
können. 

Der sogenannte Biotest mit der Taufliege Droso-
phila hat nur den Wert einer groben Vorprobe, die 
lediglich dann, wenn sie positiv ausfällt, auf den 
Verdacht hinweist, daß fliegenwirksame Stoffe zu-
gegen sein könnten. Wer mehr als dieses aus dem 
Biotest herausdeuten will und es unterläßt, auf 
Grund eigener ausreichender Experimentiererfahrun-
gen das Untersuchungsmaterial nach sachgemäßer 
Vorbehandlung mit exakten, reproduzierbaren che-
mischen oder chemisch-physikalischen Untersuchun-
gen mit zeitgemäßen Geräten für einen eindeutigen 
spezifischen qualitativen Nachweis und quantitative 
Mengenbestimmung einschließlich eines bestätigen-
den Parallelversuches zu prüfen, würde über wissen-
schaftlich nicht ausreichende Urteilsgrundlagen ver-
fügen. 

Der Biotest ist in früherer Zeit der amtlichen 
Lebensmittelüberwachung als eine schnelle Vor-
probe zur vereinfachenden Arbeitserleichterung 
empfohlen worden. Er ist in sachverständigen Krei-
sen nunmehr durch mißbräuchlich ausgeweitete Aus-
wertung so in Verruf geraten, daß sich diese Emp-
fehlung kaum noch wird aufrechterhalten lassen. Ich 
bedauere diese Entwicklung, weil sie die amtliche 
Lebensmittelüberwachung einer einfachen und billi-
gen Vorprobe berauben kann. 

Daß niederländische Salatsendungen von der Ein-
fuhr nach England zurückgewiesen worden sein sol-
len, ist mir nicht bekannt. Vielmehr wurde Ver-
tretern des Bundesernährungsministeriums und des 
Bundesgesundheitsamtes bereits im Januar 1966 
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durch das niederländische Gesundheitsministerium 
versichert, daß keine niederländische Salatsendung 
in England von der Einfuhr zurückgewiesen worden 
sei. In Großbritannien haben nach einer brieflichen 
Mitteilung vom 7. Juni 1966, die mir aus der be-
teiligten Wirtschaft zugegangen ist, die Behörden, 
die mit der Untersuchung von importiertem Ge-
müse befaßt sein könnten, sowie die Behörden, die 
gegebenenfalls eine Einfuhrgenehmigung verwei-
gern, Vertretern der beteiligten Wirtschaft katego-
risch erklärt, daß auf holländischem Importsalat: 
keine überhöhten Rückstände gefunden worden 
seien und daß auch niemals eine Sendung Salat 
wegen zu hoher Pflanzenschutzmittelrückstände zu-
rückgewiesen worden  sei. Wenn die Bundesregie-
rung in eine Prüfung der Frage eintreten sollte, ob 
es angebracht erschiene, sich nochmals auf diploma-
tischem Wege bei den ausländischen Regierungen 
um eine förmliche Bestätigung dieser Auskünfte zu 
bemühen, so müßte ich Sie bitten, mir zuvor Quelle 
und genauen Inhalt etwaiger anderslautender In-
formationen mitzuteilen, über die Sie verfügen 
mögen. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 29. Juni 1966 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Bühler 
(Drucksache V/760 Fragen IV/1 und IV/2): 

Ist der Bundesregierung bekannt, worauf die Schäden an Obst-
bäumen, Sträuchern aller Art und an Gemüse im Gebiet der 
Gemeinde Grenzach, Kreis Lörrach, zurückzuführen sind? 

Wer ist verpflichtet, die in Frage IV/1 erwähnten Betroffenen 
zu entschädigen? 

Zu 1:  

Nach meinen Informationen haben offensichtlich 
Emissionen der im Umkreis von Grenzach befind-
lichen Kaliwerke die besagten Schäden verursacht. 
Dabei sind Gemüse je nach Art unterschiedlich, 
Beerenobst weniger und Obstbäume stärker ge-
schädigt. Das Pflanzenschutzamt Freiburg hat be-
reits Ermittlungen zur Klärung der Ursachen einge-
leitet. 

Zu 2:  

Zur Entschädigung verpflichtet ist prinzipiell der 
Verursacher des Schadens; den Betroffenen obliegt 
es jedoch, den Nachweis über Verursacher und 
Schädigung zu erbringen. 

Das Immissionsschutzgesetz Baden-Württembergs 
vom 4. 2. 1964 weist die Aufsicht über die Kali-
fabriken den Bergämtern zu, die z. B. Messungen 
der ausgestoßenen Abgase, Stäube und dgl. vor-
nehmen und z. B. Betriebseinschränkungen oder 
leistungsfähigere Filteranlagen zur Auflage machen 
können, wenn die zulässigen Emissions-Grenzwerte 
überschritten werden. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Heck vom 4. Juli 1966 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Matthöfer 
(Drucksache V/760 Frage XI/5) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkung der Ein-
ladung eines Vertreters des offiziellen spanischen Studenten-
syndikats durch das Bundesfamilienministerium auf die Mehrheit 
der demokratisch gesinnten Studenten Spaniens? 

Ihre Frage geht von einer nicht ganz richtigen 
Voraussetzung aus. Die Bundesregierung hatte le-
diglich eine Delegation führender Persönlichkeiten 
der spanischen Jugendarbeit eingeladen. Sie hat auf 
die Zusammensetzung, wie dies der internationale 
Takt gebietet, keinen Einfluß genommen. Bei dieser 
Delegation war auch der Nationaldelegierte für die 
Jugendorganisationen der Universitäten. 

Nun zu Ihrer Frage: Wir haben festgestellt, daß 
die spanische Jugend es ganz allgemein strikt ab-
lehnt, sich bzw. ihre Jugendorganisationen und de-
ren Repräsentanten vom Ausland her abwertend 
beurteilen oder behandeln zu lassen. Ich nehme an, 
daß dies auch für die spanischen Studenten gilt. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Lahr vom 4. Juli 1966 auf die 
Mündlichen Anfragen der Abgeordneten Frau Schan-
zenbach (Drucksache V/760 Fragen XIV/2, XIV/3 und 
XIV/4) : 

Trifft es zu, daß die französische Zollverwaltung in der deut-
schen Grenzstadt Kehl sogenannte V-Leute einsetzt, die die 
französischen Behörden über Einkäufe französischer Bürger in 
Kehl benachrichtigen? 

Welchen strafrechtlichen Tatbestand erfüllt eine der in Frage 
XIV/2 erwähnte Tätigkeit als V-Mann einer ,ausländischen Zoll-
verwaltung, wenn sie auf deutschem Hoheitsgebiet erfolgt? 

Sind die deutschen Behörden der Darstellung eines Kehler 
Bürgers nachgegangen, wonach ein französischer Zollbeamter 
ihm gegenüber erklärt haben soll, 170 Agenten arbeiteten bereits 
für die Zollverwaltung Straßburg? 

Zu 1:  

Soweit bisher festgestellt werden konnte, beruhen 
die in verschiedenen Zeitungen und im Fernsehen 
erschienenen Darstellungen vor allem auf den An-
gaben eines Kehler Bürgers, der in Straßburg eine 
Zollstrafe zahlen mußte. Er gab an, daß französische 
Zollbeamte bei dieser Gelegenheit versucht hätten, 
ihn zu Spitzeldiensten der in der Frage umrissenen 
Art anzuwerben. Die Ermittlungen des Auswärtigen 
Amts, des Bundesfinanzministeriums und des Innen-
ministeriums von Baden-Württemberg blieben bis-
her ohne konkretes Ergebnis. 

Zu 2:  

Ein Straftatbestand, der durch das Verhalten der 
sog. V-Leute erfüllt sein könnte, ist nicht ersichtlich. 

Zu 3:  

Ja. Auch insoweit blieben der Ermittlungen bisher 
ohne konkretes Ergebnis. 
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Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Lahr vom 4. Juli 1966 auf die 
Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Prochazka 
(Drucksache V/760, Fragen XIV/5, XIV/6 und XIV/7) : 

Welche Gründe waren bisher maßgebend, die der Errichtung 
einer deutschen Schule in London entgegenstanden, obwohl Hun-
derte deutscher Kinder und audi Hunderte ausländischer Staats

-

bürger seit Jahren darauf warten, eine deutsche Schule besuchen 
zu können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß englische Stellen bereits 
ein Gebäude für die Einrichtung einer deutschen Schule in Lon-
don angeboten haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bemühungen des in London 
bestehenden deutschen Schulvereins auf Einrichtung und Aner-
kennung einer deutschen Schule zu unterstützen? 

Zu 1:  

Der Zeitpunkt der Errichtung einer deutschen 
Schule in London hängt lediglich davon ab, daß ein 
geeignetes Schulgebäude zur Verfügung steht. Dies 
ist im Augenblick noch nicht der Fall. Sollte die 
Schule im Herbst dieses Jahres eröffnet werden kön-
nen, ist aufgrund mehrfacher Umfragen mit der An-
meldung von etwa 60 deutschen und 5 nichtdeut-
schen Kindern zu rechnen. 

Zu 2:  

Trotz nachdrücklicher Bemühungen der Deutschen 
Botschaft in London konnten bisher nur zwei ge-
eignete Gebäude ausfindig gemacht werden. Es 
hat sich indessen vor kurzem herausgestellt, daß 
für das eine die behördliche Genehmigung zur Ein-
richtung einer Schule nicht zu erlangen ist und 
daß das andere wegen Einsprüchen der Nachbarn 
ausscheidet. 

Zu 3:  

Das Auswärtige Amt hat bereits im Sommer vori-
gen Jahres der Errichtung einer deutschen Schule 
in London grundsätzlich zugestimmt. Die Suche nach 
einer passenden Unterkunft wird fortgesetzt. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Lahr vom 5. Juli 1966 auf die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Flämig 
(Drucksache V/760 Frage XIV/8) : 

Ist die Bundesregierung bereit, sich im Ministerausschuß des 
Europarates dafür zu verwenden, daß die mit Resolution 211 
(1961) zum Zwecke der Entwicklung und Förderung kommunaler 
Austauschprogramme in das Budget des Rates für Kulturelle Zu-
sammenarbeit eingesetzte Summe von 50 000 Frs. als ordentliche 
Etatposition in das Budget des Europarates übernommen und 
angemessen erhöht wird? 

Der jährliche Zuschuß zur Entwicklung und För-
derung kommunaler Austauschprogramme in Höhe 
von 50 000 Frs. wird bereits seit längerer Zeit aus 
dem ordentlichen Verwaltungshaushalt des Europa-
rats und nicht mehr aus dem Europäischen Kultur-
fonds gezahlt. 

Die Frage einer angemessenen Erhöhung dieses 
Zuschusses kann erst näher geprüft werden, wenn 
der vom Ausschuß der Ministerbeauftragten einge

-

setzte Ad-hoc-Ausschuß die Überprüfung der wei-
tergehenden Vorschläge: 

Intensivierung des Austauschprogrammes, 

Errichtung eines Austauschbüros, 

Schaffung eines Europäischen Jugendwerkes 
usw. 

durchgeführt und sein Gutachten abgegeben hat. 

Sollten aufgrund der Untersuchungen des Ad-hoc-
Ausschusses diese Vorschläge ganz oder teilweise 
verwirklicht werden, so würden den Mitgliedstaaten 
daraus auch wesentlich höhere Kosten als bisher 
für Aufgaben des Kommunalaustausches im Rah-
men des Europarats entstehen. Daneben wäre dann 
kein Platz mehr für eine Aufstockung des in der 
Frage erwähnten Fonds von 50 000 Frs. 

Sollten die weitergehenden Vorschläge jedoch 
nicht zu verwirklichen sein, ist die Bundesregierung 
bereit, sich wenigstens für eine angemessene Erhö-
hung des bisherigen Zuschusses in den durch die 
Haushaltslage des Bundes gezogenen Grenzen ein-
zusetzen. 

Anlage 8 

Schriftliche Anwort 

des Staatssekretärs Lahr vom 4. Juli 1966 auf die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Wörner 
(Drucksache V/760 Frage XIV/9) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Bemü-
hungen um eine zoll- und abgabenfreie Einfuhr von Sachspenden 
der christlichen Kirchen und der Wohlfahrtsverbände in Indien 
zu unterstützen? 

Nach langwierigen Verhandlungen steht die Un-
terzeichnung einer Regierungsvereinbarung über die 
Erleichterung der Einfuhr von Sachspenden nach In-
dien in Kürze bevor. Dieses Abkommen sieht die 
zollfreie Einfuhr von Gütern und Artikeln vor, die 
von den Kirchen und den Wohlfahrtsverbänden für 
Hilfs- und Rehabilitationszwecke gespendet worden 
sind. Güter und Artikel dieser Art sind insbeson-
dere Lebens- und Arzneimittel, Krankenhauseinrich-
tungen und -bedarf, Sanitätswagen und landwirt-
schaftliche Geräte. 

Die Bundesregierung betrachtet dieses Abkom-
men als einen wichtigen Schritt auf dem von den 
christlichen Kirchen und den Wohlfahrtsverbänden 
gewünschten Wege. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Lahr vom 8. Juli 1966 auf die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Marx 
(Kaiserslautern) (Drucksache V/760 Frage XIV/10): 

Welche Vereinbarungen oder Verträge gibt es zwischen den 
Behörden der  sowjetisch besetzten Zone und den Regierungen 
der ost-mittel-europäischen Staaten Polen, Tschechoslowakei, 
Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Jugoslawien und Albanien, die es 
interessierten Stellen der SBZ gestatten, die Namen von Ferien-
reisenden aus der Bundesrepublik Deutschland in diesen Staaten 
zu erfassen, sowie ihren Aufenthaltsort und ihre Hotelunter-
künfte zu ermitteln? 
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Es muß in der Tat davon ausgegangen werden, 
daß der sowjetzonale Staatssicherheitsdienst mit 
entsprechenden Organen kommunistischer Staaten 
in Ost- und Südosteuropa bei der Überwachung von 
Touristen aus der Bundesrepublik Deutschland zu-
sammenarbeitet. Ob und wieweit diese Zusammen-
arbeit auf Verträgen oder förmlichen Vereinbarun-
gen beruht, ist nicht bekannt. Zwischen der sowje-
tisch besetzten Zone und osteuropäischen Staaten 
bestehende Konsular- oder Rechtshilfeabkommen 
dürften hierfür als „Rechtsgrundlage" nur ausnahms-
weise in Frage kommen, da sie sich — nach der 
sowjetzonalen Zweistaatentheorie — nur auf „Bür-
ger der DDR" beziehen. Vermutlich wird die Zu-
sammenarbeit nicht vertraglich fixiert sein, noch 
schematisch gehandhabt werden; sie dürfte sich viel-
mehr von Land zu Land aber (auch nach Zeit und 
Umständen verschieden gestalten. 

Es liegt nahe, daß vor allem jene Länder, denen 
an einem geregelten, ungehinderten und wachsen-
den Touristenverkehr aus der Bundesrepublik 
Deutschland gelegen ist, dem sowjetzonalen Staats-
sicherheitsdienst kaum Befugnisse einräumen oder 
Zusagen geben werden, die ihren eigenen Interes-
sen zuwiderlaufen können. Manches deutet darauf 
hin, daß die Behörden einiger dieser Länder dem 
sowjetzonalen Staatssicherheitsdienst eine Kontrolle 
über die Namen, Aufenthaltsorte und Hotelunter-
künfte deutscher Reisender zur Zeit verwehren. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Lahr vom 4. Juli 1966 auf die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Marx 
(Kaiserslautern) (Drucksache V/760 Frage XIV/11) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um die zu-
ständigen italienischen Behörden auf den unhaltbaren Zustand, 
in dem sich der italienische Teil der Brennerstraße befindet, auf-
merksam zu machen, vor allem im Hinblick auf die Tatsache, daß 
gerade diese Strecke von Hunderttausenden deutscher Ferien-
gäste auf der Fahrt in die italienischen Fremdenverkehrsorte 
in diesem Sommer benutzt wird? 

Italien beabsichtigt bekanntlich seit langem, die 
Brennerstraße zu einer Autobahn auszubauen. So-
weit die Bundesregierung unterrichtet ist, sind die 
Vorarbeiten hierfür in vollem Gange. Es ist daher 
anzunehmen, daß der augenblickliche Zustand der 

Straße hiermit im Zusammenhang steht. Das Bun-
desverkehrsministerium wird sich mit den zustän-
digen italienischen Stellen in Verbindung setzen. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 1. Juli 
1966 auf die Mündliche Anfrage der Abgeordneten 
Frau Freyh (Drucksache V/767 Frage II) : 

Wird die Bundesregierung bemüht sein, nachdem für das 
Projekt einer V-Bahn in Frankfurt von Seiten der Hauptver-
waltung der Deutschen Bundesbahn ein Antrag sowohl auf 
technische Genehmigung als auch auf Einleitung der für die 
Finanzierung notwendigen Verhandlungen vorliegt, diese Ver-
handlungen so zu beschleunigen, daß für das Haushaltsjahr 1967 
ein entsprechender Titel vorgesehen werden kann? 

Die Bundesregierung hat mit der Drucksache 
IV/3602 vom 18. Juni 1965 dem Hohen Haus ihren 
Beschluß zum Bericht der Sachverständigenkommis-
sion nach dem Gesetz über eine Untersuchung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhält-
nisse der Gemeinden vorgelegt. Ich hatte in der 
Fragestunde am 22. Juni 1966 bereits mitgeteilt, 
daß die Bundesregierung die Finanzierung des Pro-
jekts V-Bahn Frankfurt nicht für sich allein betrach-
ten kann, sondern in die allgemeinen Überlegungen 
zur Finanzierung dieser Maßnahmen einbezogen 
werden muß. Aus dem genannten Bericht können Sie 
ersehen, daß die Bundesregierung den Bundesmini-
ster der Finanzen beauftragt hat, im Einvernehmen 
mit den Bundesministern für Verkehr und des Innern 
und in Abstimmung mit den Ländern einen Vor-
schlag zur zusätzlichen Finanzierung der Maßnah-
men zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden vorzulegen, der den haushaltsrecht-
lichen und haushaltspolitischen Notwendigkeiten 
Rechnung trägt. Die Beratungen sind noch nicht ab-
geschlossen, zumal auch die Länder sich noch nicht 
darüber klar sind, welchen Weg sie für zweckmäßig 
halten. In dem genannten Fall, für den mir der Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn Finanzierungsvor-
schläge bisher nicht hat unterbreiten können, auch 
nicht für Teilabschnitte, werden gesonderte Ver-
handlungen mit der Hessischen, Landesregierung 
notwendig. Vorbesprechungen dazu sind eingeleitet. 
Es ist anzunehmen, daß bis zur Vorlage des Haus-
halts für 1967 Ergebnisse dieser Verhandlungen 
vorliegen werden. 
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